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Antrag Lfd. 

Nr. 

Formulierung Alt Begründung Empfehlung der An-

tragskommission 

Begründung der Antrags-

kommission 

 
Antragsteller: CDU Kreisverband Harz  
 
Übernahme der „Harzer Schwerpunkte“ 
in das Regierungsprogramm 
 

1.    Annahme durch Be-

rücksichtigung der The-

men im vorhandenen 

Programm 

Die wesentlichen Anliegen der 

Harzer Schwerpunkte sind im 

Regierungsprogramm be-

rücksichtigt. Mit der Über-

nahme des Antrags wird dem 

Anliegen des Antragstellers 

inhaltlich entsprochen. Eine 

gesonderte Hervorhebung 

weitergehender regionaler As-

pekte innerhalb des Pro-

gramms ist jedoch nicht vor-

gesehen. Zur ergänzenden 

Darstellung der spezifischen 

Harzer Themen wird empfoh-

len, die vorliegende Broschüre 

begleitend zum Regierungs-

programm zur weiteren in-

haltlichen Vertiefung im 

Wahlkampf zu nutzen. 

 

 

Sachsen-Anhalt stärker machen. Nur mit uns. 

 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 43 nachfolgend ergänzen:  
 
Unser Ziel sind sichere Arbeitsplätze mit 
guten Perspektiven und fairen Arbeitsbe-
dingungen. 

2.  Wer kann neue Unterneh-
men ins Land bringen und 
für sichere Arbeitsplätze 
sorgen? 
Wer kann sorgsam mit 
Steuergeld umgehen und 
will nicht noch mehr Abga-
ben? 

Gute Arbeit stärkt Motivation, 
Fachkräftebindung und wirt-
schaftliche Entwicklung. 

Keine Berücksichtigung Inhaltlicher Bezug fehlt an 

dieser Stelle, Anliegen wird im 

weiteren Programm aufgegrif-

fen.  
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 Wer sorgt für starken Zu-
sammenhalt und ein gutes 
gesellschaftliches Klima? 
Wer kann unsere Schulen 
ohne ideologische Vorga-
ben modernisieren? 
Wer kann in Berlin und 
Brüssel Unterstützung und 
Förderung für unser Land 
holen? 
 
Mit Ihrer Antwort entschei-
den Sie am 6. September 
über die Zukunft Ihres Ar-
beitsplatzes, gute Löhne, 
die Schulen Ihrer Kinder 
und vieles mehr. 
 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 53-54 ändern in:  
 
Unser Land hat sich gut entwickelt. Wir ha-
ben so vieles erreicht. Diesen Aufstieg ha-
ben wir u.a. CDU-Ministerpräsidenten zu 
verdanken. Wir wollen diesen Weg mit 
neuer Kraft und neuen Ideen weitergehen. 
Wir haben noch viel vor. 
 

3.  Unser Land hat sich gut 
entwickelt. Wir haben so 
vieles erreicht. Diesen Auf-
stieg, den wir mit unseren 
Ministerpräsidenten Wolf-
gang Böhmer begonnen 
und mit Reiner Haseloff 
ausgebaut haben, wollen 
wir mit neuer Kraft und 
neuen Ideen weitergehen. 
Wir haben noch viel vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 

53 ist problematisch, da die CDU-
MP vor Böhner nicht erwähnt wer-
den. 

Annahme  
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Sicherheit. Ordnung. Migrationswende. 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 121 ändern in:  
 
Wir haben die Zahl der Polizistinnen und 
Polizisten in der Landespolizei von XXX 
auf XXX gesteigert. 
 

4.  Wir haben die Zahl der Poli-
zistinnen und Polizisten in 
der Landespolizei deutlich 
gesteigert. 

Es ist wichtig, wo immer konkret 
zu sein.  Die Bürgerinnen und Bür-
ger erwarten, konkrete Angaben, 
wo möglich, zu erhalten, um den 
Erfolg selbst einschätzen zu kön-
nen. 

Keine Berücksichtigung Prägnante und kurze Formu-

lierung soll beibehalten wer-

den, keine zahlenfokussierte 

Bilanz.  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeilen 136 bis 138 ändern in:  
Das einzigartige System der freiwilligen 
Feuerwehren ist ein Erfolgsmodell und 
steht wie kaum etwas anderes für Zusam-
menhalt, Verantwortung und gelebtes Eh-
renamt. Wir bekennen uns klar zu seinem 
Erhalt und investieren gezielt in Ausstat-
tung, Ausbildung und Nachwuchs. 
 

5.  Die Kameradinnen und Ka-
meraden haben eine gute 
technische Ausstattung 
und vor allem auch die 
hohe Wertschätzung aller 
Bürgerinnen und Bürger 
für ihren wichtigen Dienst 
zum Wohle der Gesellschaft 
verdient. 

Liest sich runder, positiver und 
konkreter. 

Annahme  

INITIATIVANTRAG 
 
Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeile 195 nachfolgend ergänzen: 
 
Etablierung eines Bedrohungs- und Ge-
fährdungsmanagements: Die Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes sollen sich 
nicht nur sicher fühlen, sondern auch si-
cher sein. Dazu gehört, Menschen, die 

  Der schreckliche Anschlag auf den 
Magdeburger Weihnachtsmarkt 
am 20. Dezember 2024 hat unser 
Land erschüttert. Im Rahmen des 
21. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses zur Aufarbei-
tung des Anschlags wurde deut-
lich, dass es verschiedener Instru-
mente bedarf, um gefährliche 
Menschen rechtzeitig zu identifi-
zieren und entsprechend handeln 
zu können. Zum Attentäter in 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Ein Bedrohungs- und 

Gefährdungsmanage-

ment etablieren: Die 

Bürgerinnen und Bür-

ger unseres Landes sol-

len sich nicht nur sicher 

fühlen, sondern auch si-

cher sein. Dazu gehört, 
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diese Sicherheit bedrohen, rechtzeitig zu 
identifizieren und Gegenmaßnahmen ein-
zuleiten. Wir wollen ein funktionierendes 
Bedrohungs- und Gefährdungsmanage-
ment etablieren, welches auch nicht-poli-
zeiliche Institutionen und forensische Ex-
perten einbezieht. Gleichzeitig setzen wir 
uns für eine zentrale Gefahrenanalyse und 
ein behördenübergreifendes Datenma-
nagement ein, um relevante Informatio-
nen zusammenzuführen und somit besser 
bewerten zu können. 

Magdeburg lagen verschiedenen 
Behörden Informationen vor, die 
jedoch nicht zentral zusammen-
flossen, nicht ausreichend bewer-
tet und verarbeitet wurden. Die 
Etablierung eines Bedrohungs- 
und Gefährdungsmanagements 
war eines der zentralen Hand-
lungsempfehlungen aus dem Un-
tersuchungsausschuss. Mit der 
Aufnahme in unser Regierungs-
programm senden wir ein deutli-
ches Signal an die Menschen in 
unserem Land, die – zu Recht – er-
warten, dass wir Lücken in unse-
rem Sicherheitssystem schließen. 

Menschen, die diese Si-

cherheit bedrohen, 

rechtzeitig zu identifi-

zieren und Gegenmaß-

nahmen einzuleiten. 

Wir wollen ein funktio-

nierendes Bedrohungs- 

und Gefährdungsma-

nagement etablieren, 

welches auch Erkennt-

nisse anderer Institutio-

nen miteinbezieht. 

Gleichzeitig setzen wir 

uns für eine zentrale Ge-

fahrenanalyse und ein 

behördenübergreifen-

des Datenmanagement 

ein, um relevante Infor-

mationen zusammen-

zuführen und somit 

besser bewerten zu kön-

nen. 

Antragsteller:  Stadtverband Oschersle-
ben;  Ortsverband Magdeburg Süd,  Orts-
verband Magdeburg Südost 
 
Zeilen 227-254 ändern in:   
 
Die Migrationswende weiter konsequent 
umsetzen: Die CDU-geführte Bundesregie-
rung hat die notwendige Migrationswende 
eingeleitet. Wir als CDU Sachsen-Anhalt 
unterstützen diesen Kurs ausdrücklich, 
fordern zugleich aber weitere und noch 
stärkere Kraftanstrengungen, um Migra-
tion wirksam zu ordnen, zu begrenzen und 

6. 9

. 

Die Migrationswende wei-
ter konsequent umsetzen: 
Die CDU-geführte Bundes- 
regierung hat die notwen-
dige Migrationswende ein-
geleitet. Im Jahr 2025 sind 
die Asylzugänge deutlich 
gesunken. Migration wird 
wieder gesteuert und be-
grenzt. Der erhebliche 
Rückgang der Asylzugangs-
zahlen belegt, dass unsere 
klare Linie wirkt und Kom-
munen spürbar entlastet 

Die vorgeschlagenen Ergänzun-
gen dienen der weiteren Konkreti-
sierung einer konsequenten Mig-
rationspolitik. Die Einstufung Sy-
riens und des Irak als sichere Her-
kunftsstaaten schafft eine not-
wendige rechtliche Grundlage für 
Rückführungen in größerem Um-
fang. Gleichzeitig wird mit der 
Zielgröße einer perspektivischen 
Rückführung eines Großteils der 
syrischen Staatsangehörigen ein 
klarer politischer Rahmen gesetzt, 
der Planungssicherheit schafft 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Die Migrationswende 

weiter konsequent um-

setzen: Die CDU-ge-

führte Bundesregierung 

hat die notwendige Mig-

rationswende eingelei-

tet. Wir als CDU Sach-

sen-Anhalt unterstüt-

zen diesen Kurs aus-

drücklich, fordern 

Eine Rückführung von 80% al-

ler in Deutschland lebender 

Syrer innerhalb von drei Jah-

ren kann durch die Landespo-

litik nicht umgesetzt werden.  
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konsequent zurückzuführen. Die im Jahr 
2025 deutlich gesunkenen Asylzugänge 
zeigen, dass die eingeleiteten Maßnahmen 
wirken und die Kommunen spürbar ent-
lasten. Diesen Weg werden wir als CDU 
Sachsen-Anhalt weiter konsequent fortset-
zen. 
 

Für uns ist klar: Migration muss dauerhaft 
gesteuert, begrenzt und rechtsstaatlich 
durchgesetzt werden. Asylverfahren sollen 
möglichst bereits an den Außengrenzen 
der Europäischen Union durchgeführt 
werden. Zugleich sollen freiwillige Aufnah-
meprogramme beendet und der  
Familiennachzug für subsidiär Schutzbe-
rechtigte weiterhin ausgesetzt bleiben. Es 
ist unser Ziel, die irreguläre Migration auf 
null zu reduzieren.  
 
Die CDU Sachsen-Anhalt zeigt bereits 
heute, dass sie handelt und Verantwortung 
übernimmt. Sachsen-Anhalt hat als eines 
der ersten Bundesländer die Bezahlkarte 
für Flüchtlinge eingeführt, verbunden mit 
einer Bargeldobergrenze von 50 Euro und 
einer spürbaren Entlastung der  
Kommunen. Die Zahl der Rückführungen 
und freiwilligen Ausreisen wurde deutlich 
gesteigert. Die  
Erstaufnahmestandorte in Bernburg, 
Blankenburg, Merseburg und Oberharz am 
Brocken sowie die  
Landesaufnahmeeinrichtung Magdeburg 
wurden geschlossen. Damit macht die CDU 
Sachsen-Anhalt deutlich, dass sie sich 
kümmert, Probleme nicht verwaltet, 

werden. Wir werden diesen 
Weg fortsetzen und Asyl-
verfahren möglichst bereits 
an den EU-Außengrenzen 
durchführen. Die Liste der 
sicheren Herkunftsstaaten 
soll erweitert, freiwillige 
Aufnahmeprogramme be-
endet und der Familien-
nachzug für subsidiär  
Schutzberechtigte ausge-
setzt bleiben. Es ist unser 
Ziel, die irreguläre Migra-
tion auf null zu reduzieren.  
 
Migration auch in Zukunft 

konsequent ordnen und be-

grenzen: Erstaufnahmes-

tandorte in Bernburg, Blan-

kenburg, Merseburg, Ober-

harz am Brocken und die 

Landesaufnahme-einrich-

tung Magdeburg wurden 

geschlossen. Sachsen-An-

halt hat als eines der ersten 

Bundesländer die Bezahl-

karte für Flüchtlinge einge-

führt, verbunden mit einer 

Bargeldobergrenze von 50 

Euro und einer deutlichen 

Entlastung der Kommunen. 

Die Zahl der Rückführun-

gen und freiwilligen Ausrei-

sen wurde deutlich gestei-

gert. Wer ohne Schutz-

grund nach Deutschland 

und die Erwartungshaltung des 
Staates verdeutlicht.  
 
Die Verbindung aus klarer rechtli-
cher Einstufung, politischer Ziel-
definition und der Forderung nach 
einem umfassenden, rechtssiche-
ren Rückführungskonzept auf 
Bundesebene stärkt die  
Handlungsfähigkeit staatlicher In-
stitutionen und trägt dazu bei, 
Migration dauerhaft zu ordnen 
und zu begrenzen. 
 

zugleich aber weitere 

und noch stärkere 

Kraftanstrengungen, 

um Migration wirksam 

zu ordnen, zu begren-

zen und konsequent zu-

rückzuführen. Die im 

Jahr 2025 deutlich ge-

sunkenen Asylzugänge 

zeigen, dass die einge-

leiteten Maßnahmen 

wirken und die Kommu-

nen spürbar entlasten. 

Diesen Weg werden wir 

als CDU Sachsen-Anhalt 

weiter konsequent fort-

setzen. 

 

Für uns ist klar: Migra-

tion muss dauerhaft ge-

steuert, begrenzt und 

rechtsstaatlich durch-

gesetzt werden. Asylver-

fahren sollen möglichst 

bereits an den Außen-

grenzen der Europäi-

schen Union durchge-

führt werden. Zugleich 

sollen freiwillige Auf-

nahmeprogramme be-

endet und der  

Familiennachzug für 

subsidiär Schutzbe-

rechtigte weiterhin aus-

gesetzt bleiben. Es ist 
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sondern entschlossen löst, und die Migra-
tionswende im Land aktiv mitgestaltet.  
Wer ohne Schutzgrund nach Deutschland 
kommt, muss Deutschland wieder verlas-
sen.  
Ausreisepflichtige werden konsequent ab-
geschoben, wenn sie nicht freiwillig aus-
reisen.  
Ausländischen Straftätern und Gefährdern 
begegnen wir weiterhin mit aller Konse-
quenz. Die CDU Sachsen-Anhalt setzt sich 
auch künftig mit Nachdruck dafür ein, 
dass der Bund Abschiebungen nach Afgha-
nistan, Syrien und in den Irak ermöglicht.  
 
Darüber hinaus setzt sich die CDU Sach-
sen-Anhalt ausdrücklich dafür ein, Syrien 
und den Irak als sichere Herkunftsstaaten 
einzustufen. Wir werden hierzu eine Bun-
desratsinitiative in die Wege leiten, um die 
notwendige rechtliche Grundlage für 
schnellere Verfahren und konsequentere 
Rückführungen zu schaffen. Wo Flucht-
gründe entfallen sind, muss eine konse-
quente Rückführung erfolgen.  
 
Unser Ziel ist es, perspektivisch innerhalb 
der nächsten drei Jahre bis zu 80 Prozent 
der in Deutschland lebenden syrischen 
Staatsangehörigen in ihre Heimat zurück-
zuführen, sofern keine individuellen 
Schutzgründe entgegenstehen. Die Rück-
kehr soll dabei auch einen Beitrag zum 
Wiederaufbau der Herkunftsländer leis-
ten. Im ersten Schritt betrifft dies insbe-
sondere diejenigen, die in Deutschland 

kommt, muss Deutschland 

wieder verlassen. Ausreise-

pflichtige werden konse-

quent abgeschoben, wenn 

sie nicht freiwillig ausrei-

sen. Ausländischen Straftä-

tern und Gefährdern begeg-

nen wir mit aller Konse-

quenz. Wir setzen uns auch 

weiterhin dafür ein, dass 

der Bund Abschiebungen 

nach Afghanistan und Sy-

rien möglich macht – im 

ersten Schritt von Straftä-

tern und im zweiten von 

Männern, die nicht selbst 

ihren eigenen Lebensun-

terhalt bestreiten. Die neue 

Abschiebungs-sicherungs-

einrichtung des Landes 

werden wir 2027 in Betrieb 

nehmen. Leistungsfähige 

Ausländerbehörden, be-

schleunigte Verfahren, 

zentrale Erstaufnahme und 

wirksame Instrumente wie 

die Bezahlkarte sichern wir 

dauerhaft ab und entwi-

ckeln sie gezielt weiter. 

unser Ziel, die irregu-

läre Migration auf null 

zu reduzieren.  

 

Die CDU Sachsen-An-

halt zeigt bereits heute, 

dass sie handelt und 

Verantwortung über-

nimmt. Sachsen-Anhalt 

hat als eines der ersten 

Bundesländer die Be-

zahlkarte für Flücht-

linge eingeführt, ver-

bunden mit einer Bar-

geldobergrenze von 50 

Euro und einer spürba-

ren Entlastung der  

Kommunen. Die Zahl 

der Rückführungen und 

freiwilligen Ausreisen 

wurde deutlich gestei-

gert. Die  

Erstaufnahmestandorte 

in Bernburg, Blanken-

burg, Merseburg und 

Oberharz am Brocken 

sowie die  

Landesaufnahmeein-

richtung Magdeburg 

wurden geschlossen. 

Damit macht die CDU 

Sachsen-Anhalt deut-

lich, dass sie sich küm-

mert, Probleme nicht 

verwaltet, sondern 
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bislang keinen eigenen Beitrag zur Siche-
rung ihres Lebensunterhalts leisten.  
 
Die neue Abschiebungssicherungseinrich-
tung des Landes werden wir 2027 in Be-
trieb nehmen. Leistungsfähige Ausländer-
behörden, beschleunigte Verfahren, eine 
zentrale Erstaufnahme und wirksame In-
strumente wie die Bezahlkarte sichern wir 
dauerhaft ab und entwickeln sie gezielt 
weiter. Zugleich setzen wir uns auf Bun-
desebene für die schnelle Erarbeitung ei-
nes konsequenten und rechtssicheren 
Konzepts ein, das Rückführungen in gro-
ßem Stil ermöglicht und bestehende Voll-
zugshemmnisse wirksam beseitigt. Die 
CDU Sachsen-Anhalt steht dafür, dass die 
eingeleitete Migrationswende nicht nur 
fortgesetzt, sondern mit weiterer Ent-
schlossenheit vertieft wird. 
 

entschlossen löst, und 

die Migrationswende im 

Land aktiv mitgestaltet.  

Wer ohne Schutzgrund 

nach Deutschland 

kommt, muss Deutsch-

land wieder verlassen.  

Ausreisepflichtige wer-

den konsequent abge-

schoben, wenn sie nicht 

freiwillig ausreisen.  

Ausländischen Straftä-

tern und Gefährdern be-

gegnen wir weiterhin 

mit aller Konsequenz. 

Die CDU Sachsen-An-

halt setzt sich auch 

künftig mit Nachdruck 

dafür ein, dass der Bund 

Abschiebungen nach 

Afghanistan, Syrien und 

in den Irak ermöglicht.  

 

Darüber hinaus setzt 

sich die CDU Sachsen-

Anhalt ausdrücklich da-

für ein, Syrien und den 

Irak als sichere Her-

kunftsstaaten einzustu-

fen. Wir werden hierzu 

eine Bundesratsinitia-

tive in die Wege leiten, 

um die notwendige 

rechtliche Grundlage 

für schnellere 
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Verfahren und konse-

quentere Rückführun-

gen zu schaffen. Wo 

Fluchtgründe entfallen 

sind, muss eine konse-

quente Rückführung er-

folgen.  

 

Die neue Abschiebungs-

sicherungseinrichtung 

des Landes werden wir 

2027 in Betrieb neh-

men. Leistungsfähige 

Ausländerbehörden, be-

schleunigte Verfahren, 

eine zentrale Erstauf-

nahme und wirksame 

Instrumente wie die Be-

zahlkarte sichern wir 

dauerhaft ab und entwi-

ckeln sie gezielt weiter. 

Zugleich setzen wir uns 

auf Bundesebene für die 

schnelle Erarbeitung ei-

nes konsequenten und 

rechtssicheren Kon-

zepts ein, das Rückfüh-

rungen in großem Stil 

ermöglicht und beste-

hende Vollzugshemm-

nisse wirksam beseitigt. 

Die CDU Sachsen-An-

halt steht dafür, dass die 

eingeleitete Migrations-

wende nicht nur 
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fortgesetzt, sondern mit 

weiterer Entschlossen-

heit vertieft wird. 

 

Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 247-250 ändern in:   
 
 Wir setzen uns auch weiterhin dafür ein, 
dass der Bund Abschiebungen nach Afgha-
nistan und Syrien möglich macht – im ers-
ten Schritt von Straftätern und im zweiten 
von Asylbewerbern, die nicht selbst ihren 
eigenen Lebensunterhalt bestreiten.  
 

7.  Wir setzen uns auch weiter-
hin dafür ein, dass der 
Bund Abschiebungen nach 
Afghanistan und Syrien 
möglich macht – im ersten 
Schritt von Straftätern und 
im zweiten von Männern, 
die nicht selbst ihren eige-
nen Lebensunterhalt be-
streiten. 
 

Nicht nur Männer, sondern auch 
Frauen gehören dazu. 

Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 272 bis 273 ändern in: 
Die Kommunen sollen konsequenter gegen 
Verschmutzungen, die über zentrale Mel-
destellen und/oder Online-Portale durch 
Bürger gemeldet werden können, im öf-
fentlichen Raum vorgehen. 

8.  Die Kommunen sollen kon-

sequenter gegen Ver-

schmutzungen im öffentli-

chen Raum vorgehen. 

Der Bürger sieht als erstes, wenn 
etwas verschmutz ist. Eine 
zentrale Meldestelle oder ein 
Online-Portal verringern 
erheblich den zeitlichen Aufwand. 

Keine Berücksichtigung 

 

 

Umsetzung geschieht im Rah-

men der kommunalen Selbst-

verwaltung. 

Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 275-278 ändern in:  
 
Deshalb wollen wir den Einsatz von poli-

zeilichem Pfefferspray, um die Eigensiche-

rung der kommunalen Vollzugsbedienste-

ten in bedrohlichen Situationen zu verbes-

sern. 

9.  Deshalb wollen wir den Ein-
satz von polizeilichem Pfef-
ferspray in einzelnen Kom-
munen erproben, um die 
Eigensicherung der kom-
munalen Vollzugsbediens-
teten in bedrohlichen Situ-
ationen zu verbessern. 
 

Polizeiliches Pfefferspray ist er-
probt und soll zum Schutz 
unserer Polizisten eingesetzt 
werden können. 

Keine Berücksichtigung Erprobung zielt nicht auf das 

Pfefferspray oder seinen all-

gemeinen Einsatz, sondern 

auf den Einsatz von kommu-

nalem Ordnungspersonal im 

Rahmen ihres Aufgabenberei-

ches, mit dazugehöriger Schu-

lung.  
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Antragssteller KPV Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 279 nachfolgend ergänzen: 
 
Glücksspiel regulieren und fair gestal-
ten:  Die Regularien für das Glückspiel sind 
so zu gestalten, dass der Jugend- und 
Spielschutz gestärkt, das illegale Glück-
spiel bekämpft und der legale Markt unter 
fairen Bedingungen gestaltet wird. 
 
  
 

10.   Das Land Sachsen-Anhalt spielt 
beim Thema Glückspiel, als Sitz-
land der Gemeinsamen Glücks-
pielbehörde aller Bundesländer, 
eine besondere Rolle.   
 
Neben der Stärkung der legalen 
Angebote, gilt es vor allem auch 
den illegalen Glückspielmarkt zu 
bekämpfen. Nur ein einem regu-
lierten Markt kann der notwendige 
Jugend- und Spielerschutz sicher-
gestellt werden.  
 
Unteranderem durch die Vergnü-

gungssteuer profiziert der Staat 

eines regulierten Glücksspiel-

markts. 

 

Annahme   

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 287 nachfolgend ergänzen:  
[…] die Modernisierung von Unterkunftsge-
bäuden sowie der sogenannten Trümmer-
strecke als Übungsgelände für den Zivil- 
und Bevölkerungsschutz. 
 

11.  […] die Modernisierung von 

Unterkunftsgebäuden so-

wie der sogenannten Trüm-

merstrecke für den Zivil- 

und Bevölkerungsschutz. 

Trümmerstrecke“ bedarf kurzer 

Erläuterung. 

Annahme  

Antragsteller: Kreisverband Börde 
 
Zeile 299 nachfolgend ergänzen: 
 
Inhaber einer Fahrerlaubnis für Kraftfahr-
zeuge bis 7,5 Tonnen sollen für das Führen 
entsprechender Feuerwehrfahrzeuge kei-
nen zusätzlichen Feuerwehrführerschein 
benötigen. Stattdessen soll eine 

12. 4 Wir werden auch weiterhin 

den Erwerb von LKW-Füh-

rerscheinen fördern. 

Viele Feuerwehrangehörige verfü-

gen bereits über eine gültige Fahr-

erlaubnis für Kraftfahrzeuge bis 

7,5 Tonnen. Zusätzliche Anforde-

rungen durch einen gesonderten 

Feuerwehrführerschein führen zu 

unnötiger Bürokratie und er-

schweren die Einsatzbereitschaft 

Keine Berücksichtigung Ein LKW-/ oder Feuerwehr-

führerschein ist zwingend er-

forderlich. Sonderfahrrechte 

sind immer auch sicherheits-

relevant.  
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Einweisungsfahrt durchgeführt und doku-
mentiert werden. 

der Feuerwehren. Ziel ist eine pra-

xisnahe und unbürokratische Lö-

sung. 

 

Antragsteller: Kreisverband Börde 
 
Zeile 299 nachfolgend ergänzen:  
 
Wir werden durch einen Erlass des Innen-
ministeriums die rechtssichere Möglich-
keit schaffen, dass Feuerwehren traditio-
nelle Umzüge und Brauchtumsveranstal-
tungen – insbesondere Oster-, Martins- 
und vergleichbare Umzüge – begleiten 
können. 

13. 6  Die Begleitung traditioneller Um-

züge durch die Feuerwehr ist 

vielerorts gelebter Bestandteil des 

gesellschaftlichen und kulturellen 

Lebens. In der Praxis bestehen je-

doch zunehmend Unsicherheiten 

hinsichtlich versicherungs- und 

haftungsrechtlicher Fragen. An-

dere Bundesländer – etwa Nieder-

sachsen – haben hierzu bereits 

klarstellende Regelungen geschaf-

fen. Auch in Sachsen-Anhalt soll 

durch einen ministeriellen Erlass 

Rechtssicherheit für Feuerwehren 

und Kommunen geschaffen wer-

den, ohne zusätzliche bürokrati-

sche Hürden aufzubauen. 

 

 

Keine Berücksichtigung Feuerwehrfremde Aufgaben 

sollen freiwillig und ohne Er-

lass möglich bleiben.  

Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 311 ergänzen: 
Die im Ministerium für Inneres und Sport 
verankerte Abteilung Bevölkerungsschutz 
und Krisenmanagement muss als Koordi-
nierungs- und Schnittstelle zum Bund, zur 
Bundeswehr, zu den Ländern, Ressorts 
und Kommunen personell weiter gestärkt 
werden. 
 

14.  Die im Ministerium für In-
neres und Sport verankerte 
Abteilung Bevölkerungs-
schutz und Krisenmanage-
ment muss als Koordinie-
rungs- und Schnittstelle 
zum Bund, zu den Ländern, 
Ressorts und Kommunen 
personell weiter gestärkt 
werden. 
 

Auch die Bundeswehr muss dabei 
beteiligt werden. 

Annahme  
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Antragsteller: KPV Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 313-320 ändern in:  
 
Unsere Kommunen sind Herzkammern 
der Demokratie und müssen gestärkt wer-
den.  
 
In den Kommunen erleben die Menschen 
am unmittelbarsten die Auswirkungen von 
politischen Entscheidungen. 
 
Wir wollen die Kommunen bzw. die Selbst-
verwaltung stärken.  
 
Dazu gehörte eine Vereinfachung von För-
derverfahren, die Stärkung der Mittelver-
wendung durch mehr Pauschalzahlungen 
und die Schaffung von mehr Experimen-
tierklauseln bei Landesgesetzen, die auf 
kommunaler Ebene umgesetzt werden 
müssen. Die Interkommunale Zusammen-
arbeit wollen wir fördern.  
 
Wir setzen auf einen regelmäßigen Aus-
tausch zwischen Kommunen und Land. 
 
Gerade die kommunalen Mandatsträger 
wollen wir in ihrer Arbeit stärken. 
 
 

15.  Unsere Kommunen ver-
lässlich und mit mehr Ei-
genverantwortung ausstat-
ten: Wir werden für unsere 
Kommunen das Förderwe-
sen vereinfachen und den 
Orten mehr Eigenverant-
wortung beim Einsatz der 
Mittel geben, so wie wir es 
bereits bei der Aufteilung 
des Sondervermögens Inf-
rastruktur mit 60 % zu-
gunsten der kommunalen 
Ebene praktiziert haben. 
Die interkommunale Zu-
sammenarbeit wird künftig 
noch besser von  uns unter-
stützt. Für kluge Ideen auf 
kommunaler Ebene prüfen 
wir die Einführung von Ex-
perimentierklauseln, um 
nach positiven Erfahrun-
gen vor Ort Landesrecht 
entsprechend anpassen zu 
können. 

Mit der Neuformulierung soll der 
Anspruch der CDU Sachsen-An-
halt als die Kommunalpartei noch 
einmal deutlicher werden. 
Es werden Maßnahmen vorge-
schlagen, die den Kommunen bei 
ihrer Arbeit vor Ort helfen sollen. 
Sie sind auch der Ausdruck eine 

Vertrauenskultur in Richtung der 

kommunalen Ebene 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Unsere Kommunen sind 
Herzkammern der De-
mokratie und müssen 
gestärkt werden.  
 
In den Kommunen erle-
ben die Menschen am 
unmittelbarsten die 
Auswirkungen von poli-
tischen Entscheidun-
gen. 
 
Wir wollen die Kommu-
nen bzw. die Selbstver-
waltung stärken.  
 
Dazu gehörte eine Ver-
einfachung von Förder-
verfahren, die Stärkung 
der Mittelverwendung 
durch mehr Pauschal-
zahlungen und die 
Schaffung von mehr Ex-
perimentierklauseln bei 
Landesgesetzen, die auf 
kommunaler Ebene um-
gesetzt werden müssen. 
Die Interkommunale 
Zusammenarbeit wol-
len wir fördern.  
 
So haben wir es bei-
spielsweise bei der Auf-
teilung des 
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Sondervermögens Inf-
rastruktur mit 60 % zu-
gunsten der kommuna-
len Ebene praktiziert. 
 
Wir setzen auf einen re-
gelmäßigen Austausch 
zwischen Kommunen 
und Land. 
 

Antragsteller: Kreisverband Börde 

 

Zeile 320 nachfolgend ergänzen:  
 

Die bestehende Einwohnergrenze für die 
Beschaffung eigener Geschwindigkeits-
messanlagen durch Kommunen soll über-
prüft und deutlich abgesenkt oder aufge-
hoben werden. 

16. 7  Die derzeitige Begrenzung be-

nachteiligt insbesondere kleinere 

Kommunen im ländlichen Raum. 

Auch dort besteht ein berechtigtes 

Interesse an wirksamer Verkehrs-

überwachung und mehr Verkehrs-

sicherheit. Kommunen sollen 

mehr Handlungsspielraum erhal-

ten, eigenverantwortlich über ge-

eignete Maßnahmen zur Ge-

schwindigkeitsüberwachung zu 

entscheiden. 

 

 

Keine Berücksichtigung Die derzeitige Regelung hat 

sich bewährt. Die hohen An-

schaffungs- und Betriebskos-

ten sowie die Notwendigkeit 

geschultes Personal einzuset-

zen, stehen in kleineren Orten 

oft nicht im Verhältnis zu Ein-

nahmen aus Bußgeldern.   

 

Top-Region für Unternehmensansiedlungen in Europa 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd, Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 321 ändern in: 
 
Eine attraktive Region für Unterneh-
mensansiedlungen in Europa 
 

17.  Top- Region für Unterneh-

mensansiedlungen in Eu-

ropa 

Es wäre gut, wenn wir die Top-Re-

gion würden. Ehrlicher klingt es, 

wenn wir von einer attraktiven Re-

gion für die Unternehmensansied-

lung sprechen. Sollte es wirklich 

Top werden, kann man es als 

Keine Berücksichtigung Die bisherige Formulierung 

wurde bewusst klar, ambitio-

niert und politisch zugespitzt 

gewählt. 
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Erreichtes im nächsten Wahl-

kampf nutzen. 

 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 321 ändern in: 
 
Wirtschaft stärken 
 

18.  Top- Region für Unterneh-

mensansiedlungen in Eu-

ropa 

Begründung des Änderungsvor-

schlages: Es geht in der 

Wirtschaftspolitik nicht nur um 

Neuansiedlungen, sondern auch 

um die Stärkung der vorhandenen 

Betriebe. Nichts anders wird im 

weiteren Text dargelegt. Die bishe-

rige Überschrift ist zu eng. Sie ver-

wirrt sogar, wenn man nur die 

Überschriften des Programms 

liest. 

 

Keine Berücksichtigung Die bisherige Formulierung 

wurde bewusst klar, ambitio-

niert und politisch zugespitzt 

gewählt. 

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 326 nachfolgend ergänzen:  

- Verlässlichkeit, Wachstum und 
industrielle Stärke 

 

19.  − Wirtschaftskraft ist die 

Grundlage für gute 

Löhne und ein stabiles 

Land 

− Chemie- und Pharma-

Hub für Europäische 

Souveränität 

− Neue Unternehmen an-

siedeln und Löhne stei-

gern 

 

Zusätzlicher Spiegelstrich Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeilen 329 bis 330 ändern in:  
 
Wir brauchen eine starke Wirtschaft für si-
chere Arbeitsplätze, für gute Löhne, für in-
teressante Berufe, für eine funktionie-
rende Infrastruktur in Stadt und Land, für 

20.  Wir brauchen eine starke 

Wirtschaft für sichere Ar-

beitsplätze, für gute Löhne, 

für interessante Berufe, für 

eine funktionierende Infra-

struktur in Stadt und Land, 

die wiederum auch für eine 

Rundere Formulierung Annahme  
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steigenden Wohlstand und sozialen Aus-
gleich und Sicherheit, folglich steht die 
Förderung der Wirtschaft im Zentrum un-
serer Politik. 
 

starke Wirtschaft von Be-

deutung ist. 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Wirtschaft“  
 
Zeilen 335-337 ändern in: 

 

Unsere Standort-Vorteile: Zentrale Lage in 

Europa, ein sicheres, bezahlbares und zu-

nehmend klimaneutrales Energieangebot, 

ausreichend verfügbare Industrieflächen, 

wettbewerbsfähige Kostenstrukturen, gut 

qualifizierte Fachkräfte, eine hervorra-

gende Kinderbetreuung sowie starke Che-

mie- und Logistikcluster. 

21.  Unsere Standort-Vorteile: 

Zentrale Lage in Europa, 

viel grüne Energie, viel Flä-

che, niedrige Mieten, gut 

qualifizierte Fachkräfte 

und eine hervorragende 

Kinderbetreuung, Chemie- 

und Logistikcluster sind 

vorhanden. 

Der Begriff "grüne Energie" be-

dient das Framing des politischen 

Gegners. Für Investitionsent-

scheidungen der Industrie sind in 

erster Linie Versorgungssicher-

heit ("sicher") und internationale 

Konkurrenzfähigkeit ("bezahl-

bar") ausschlaggebend, was wir 

hier ordnungspolitisch sauber in 

den Vordergrund rücken. Zudem 

wirkt "niedrige Mieten" provinziell 

und wird durch das professionel-

lere "wettbewerbsfähige Kosten-

strukturen" ersetzt. 

 

Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 363-365 ändern in: 
 
In Sachsen-Anhalt braucht es jetzt eine 
Wirtschaftspolitik, die besonnen und zu-
gleich mutig ist: pragmatisch, wachstums-
orientiert und unternehmerfreundlich – 
mit Augenmaß und Verantwortung. Genau 
diese Haltung muss wieder unser Marken-
zeichen werden. 
 

22.  In Sachsen-Anhalt braucht 

es jetzt eine Wirtschaftspo-

litik, die besonnen und zu-

gleich mutig ist: pragma-

tisch, wachstumsorientiert 

und unternehmerfreund-

lich – mit Augenmaß und 

Verantwortung. Genau 

diese Haltung war in der 

Vergangenheit unser Mar-

kenzeichen. 

 

 

 

 

Diese Formulierung belebt unsere 
Haltung zur Wirtschaftspolitik 
wieder. 

Annahme  
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Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Wirtschaft“  
 
Zeilen 416-420 ändern in: 

 

Dadurch müssen Genehmigungsverfahren 

drastisch beschleunigt und regulatorische 

Fesseln endgültig gelöst werden. Wir set-

zen primär auf strukturell exzellente 

Standortbedingungen. Niedrige Unterneh-

menssteuern, wettbewerbsfähige Energie-

preise und Planungsfreiheit schaffen ge-

meinsam mit akzentuierten den Förder-

möglichkeiten die attraktivsten Rahmen-

bedingungen für Investitionen in Sachsen-

Anhalt. 

 

23.  Dadurch können Genehmi-

gungsverfahren beschleu-

nigt, Fördermöglichkeiten 

verbessert und beihilfe-

rechtliche Spielräume er-

weitert werden. So schaffen 

wir attraktive Rahmenbe-

dingungen für Investitio-

nen und stärken Sachsen-

Anhalt als Standort der 

pharmazeutischen Produk-

tion. 

Die CDU darf sich die etatistische 

Logik der politischen Konkurrenz 

nicht zu eigen machen, den Wirt-

schaftsstandort primär durch 

Steuergeld und Beihilfen lenken 

zu wollen. Die Soziale Marktwirt-

schaft basiert auf starken Rah-

menbedingungen für alle, nicht 

auf der staatlichen Dauerfütte-

rung einzelner Konzerne oder 

Branchen.  

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung präg-

nanter und mit dem Landes-

fachausschuss bereits abge-

stimmt. Wirtschaftspolitik 

ohne Fördermitteleinsatz, be-

zogen auf Schlüsselinvestitio-

nen und -branchen, ist unrea-

listisch.  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 437 ändern in:  
Wir begrüßen daher die aktuellen Anstren-
gungen der Länder und der unionsgeführ-
ten Bundesregierung, Berichtspflichten 
bundesweit auf ein Mindestmaß zurückzu-
führen. Sachsen-Anhalt wird hierbei vo-
rangehen und wird echten Abbau voran-
treiben und neue Belastungen vermeiden. 
 

24.  Wir begrüßen daher die ak-

tuellen Anstrengungen der 

Länder und der unionsge-

führten Bundesregierung, 

Berichtspflichten bundes-

weit auf ein Mindestmaß 

zurückzuführen. Sachsen-

Anhalt wird hierbei voran-

gehen und Bürokratie ein-

frieren. 

 

Wenn es im Satz davor um "zu-

rückzuführen" geht, deckt das 

Wort "Einfrieren" das nicht ab 

Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Wirtschaft“  
 

Zeilen 437-439 ändern in: 

 

In den kommenden fünf Jahren verhängen 

wir als Land einen absoluten Stopp für 

25.  In den kommenden fünf 

Jahren wollen wir als Land 

keine neuen Auflagen und 

keine unnötigen zusätzli-

chen Berichtspflichten zu-

lassen. 

Das Wort "unnötig" im Ursprung-

stext öffnet der Verwaltung Tür 

und Tor, da im Zweifel jede neue 

Berichtspflicht von der Ministeri-

alebene als "nötig" begründet 

wird. Wer als CDU ernsthaft 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

In den kommenden fünf 

Jahren wollen wir als 

Land keine neuen 

Realistischer und erreichba-

rer. One-in-one-out-Prinzip 

bereits Beschlusslage der Lan-

desregierung. 
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neue Auflagen und Berichtspflichten. Zu-

dem führen wir auf Landesebene ein strik-

tes 'One-in-Two-out'-Prinzip ein: Für jede 

zwingend erforderliche neue Belastung 

müssen mindestens zwei alte Regularien 

gestrichen werden. 

 

Bürokratie abbauen will, muss 

harte, messbare Grenzen einzie-

hen und auf weiche Absichtserklä-

rungen verzichten. 

Auflagen und keine un-

nötigen zusätzlichen 

Berichtspflichten zulas-

sen. Zudem setzen wir 

auf Landesebene das 

„One-in-One-out“-Prin-

zip um: Für jede zwin-

gend erforderliche neue 

Belastung soll mindes-

tens eine bestehende 

Regelung entfallen. 

 

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeilen 445-448 ändern in:  
 
Für eine hohe Qualität der dualen Ausbil-
dung sind attraktive Rahmenbedingungen 
an allen Berufsschulstandorten und die 
Verstetigung der Förderung der Überbe-
trieblichen Lehrunterweisung im Hand-
werk unerlässlich. Wir wollen Querein-
stiege sowie das berufliche Auf- und Um-
steigen durch anerkannte, abschlussorien-
tierte Teilqualifizierungen erleichtern. So 
können Unternehmen sich schnell passge-
naue Fachkräfte sichern und Beschäftigte 
in jedem Berufsfeld flexibel und zukunfts-
fähig bleiben.  
 
 
 
 
 

26.  Wir wollen Quereinstiege 

sowie das berufliche Auf- 

und Umsteigen erleichtern. 

Mit anerkannten Modulen 

und nahtlosen Übergängen. 

So können Unternehmen 

sich schnell passgenaue 

Fachkräfte sichern und Be-

schäftigte in jedem Berufs-

feld flexibel und zukunfts-

fähig bleiben. 

 Annahme  
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Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeilen 474 bis 475 ändern in: 
Sachsen-Anhalt nutzt seine industriellen 
Kerne, seine Energiekompetenz und ver-
fügbaren Flächen gezielt für neue Ansied-
lungen. Durch sofort verfügbare Industrie-
standorte, beschleunigte und verlässliche 
Genehmigungsverfahren sowie eine aktive 
Fachkräftepolitik schaffen wir die Voraus-
setzungen für nachhaltiges Wachstum und 
neue Wertschöpfung im Land. Dabei set-
zen wir mit der Investitions- und Marke-
tinggesellschaft Sachsen-Anhalt (IMG) auf 
eine zentrale Institution mit ausgewiese-
ner Expertise in Investorenansprache, 
Standortentwicklung und Ansiedlungsbe-
gleitung, die Unternehmen von der ersten 
Anfrage bis zur Umsetzung unterstützt. 
Gleichzeitig sichern wir Investoren die not-
wendige Planungssicherheit – durch klare 
Rahmenbedingungen und politische Kon-
tinuität, die eine verlässliche und langfris-
tig ausgerichtete Wirtschaftspolitik ge-
währleistet. 

 

27.  Wir wollen durch gezielte 

Investitionen in die Infra-

struktur unsere Ansied-

lungsbemühungen noch-

mals steigern. 

Der Punkt ist zu kurz formuliert: 

 

Unternehmen entscheiden nach:  

- Flächen & Infrastruktur 

- Genehmigungen & Tempo 

- Förderinstrumente 

- Fachkräfte & Lebensumfeld 

- Aktive Ansiedlungspolitik (ziel-

gerichtete Investorenansprache 

und  (internationale) Standortver-

marktung, Clustermanagement, 

Einbindung Bestandsunterneh-

men (Erweiterungsinvestitionen)) 

Nicht zuletzt ist Planungssicher-

heit in Form von politischer Rü-

ckendeckung und Verlässlichkeit 

wesentlich, diese gibt es nur mit 

der CDU. 

 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Sachsen-Anhalt nutzt 

seine industriellen 

Kerne, seine Energie-

kompetenz und verfüg-

baren Flächen gezielt 

für neue Ansiedlungen. 

Durch sofort verfügbare 

Industriestandorte, be-

schleunigte und ver-

lässliche Genehmi-

gungsverfahren sowie 

eine aktive Fachkräfte-

politik schaffen wir die 

Voraussetzungen für 

nachhaltiges Wachstum 

und neue Wertschöp-

fung im Land. Dabei set-

zen wir mit der Investi-

tions- und Marketingge-

sellschaft Sachsen-An-

halt (IMG) auf eine zent-

rale Institution mit aus-

gewiesener Expertise in 

Investorenansprache, 

Standortentwicklung 

und Ansiedlungsbeglei-

tung, die Unternehmen 

von der ersten Anfrage 

bis zur Umsetzung un-

terstützt. 

 

Ursprungstext enthält gezielte 

Investitionen in die Infra-

struktur. Dieses Ziel sollte bei-

behalten werden.  
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Wir wollen durch ge-

zielte Investitionen in 

die Infrastruktur unsere 

Ansiedlungsbemühun-

gen nochmals steigern. 

 

Gleichzeitig sichern wir 

Investoren die notwen-

dige Planungssicherheit 

– durch klare Rahmen-

bedingungen und politi-

sche Kontinuität, die 

eine verlässliche und 

langfristig ausgerich-

tete Wirtschaftspolitik 

gewährleistet. 

 

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeile 476 nachfolgend ergänzen:  
 
Die CDU Sachsen-Anhalt unterstützt aktiv 
Initiativen zur Ansiedlung von Großunter-
nehmen, so wie bei der Initiative der Stadt 
Halle (Saale) zur Werbung um den Kon-
zernsitz der Deutschen Bahn. Ziel ist es 
hier, die zentrale Lage Sachsen-Anhalts im 
Herzen Deutschlands sowie die vorhande-
nen infrastrukturellen, wissenschaftlichen 
und wirtschaftlichen Potenziale gezielt zu 
nutzen, um eine solche Ansiedlung zu er-
möglichen. Das Land wird diese Bewer-
bung politisch begleiten und sich auf Bun-
desebene sowie gegenüber der Deutschen 

28.   35 Jahre nach der Deutschen Ein-

heit haben von den 50 größten 

deutschen Unternehmen lediglich 

zwei ihren Hauptsitz in Ost-

deutschland. Hier wird deutlich, 

wie groß das Ungleichgewicht in 

der Wirtschafts- und Unterneh-

menslandschaft Deutschlands 

weiterhin ist. Die Initiativbewer-

bung der Städte Halle (Saale) und 

Erfurt ist deshalb ein wichtiges 

und längst überfälliges Zeichen 

der Selbstbehauptung des Ostens. 

Mitteldeutschland und insbeson-

dere Sachsen-Anhalt sind bereit 

und fähig, mehr Verantwortung zu 

übernehmen. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Die CDU Sachsen-An-
halt unterstützt aktiv 
Initiativen zur Ansied-
lung von Großunterneh-
men, so wie z.B. bei der 
Initiative zur Werbung 
der Stadt Halle (Saale) 
um einen Konzern-
standort der Deutschen 
Bahn.  
 
Ziel ist es, die zentrale 
Lage Sachsen-Anhalts 
im Herzen Deutsch-
lands sowie die vorhan-
denen 

Anliegen wird im Sinne der 

Entwicklung des gesamten 

Bundeslandes unterstützt. 

Standort für die Deutsche 

Bahn dient nur als ein Bei-

spiel.  
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Bahn nachdrücklich für den Standort ein-
setzen. 
 

Halle (Saale) und Erfurt verfügen 

über starke und überzeugende Ar-

gumente: 

➔ Halle liegt an ei-

ner der zentrals-

ten Verkehrsla-

gen Deutsch-

lands, direkt an 

den wichtigsten 

Nord-Süd- und 

Ost-West-Ach-

sen des Fernver-

kehrs.  

➔ Der Standort 

Riebeckplatz mit 

dem modernsten 

Rangierbahnhof 

Europas bietet 

erhebliche Ent-

wicklungsflä-

chen in unmittel-

barer Nähe des 

Hauptbahnhofs.  

➔ Flughafen 

Leipzig/Halle: ei-

nes der strate-

gisch bedeu-

tendsten Luft-

verkehrsdreh-

kreuze Deutsch-

lands. 

➔ Erfurt ergänzt 

diese Stärken als 

zentraler ICE-

Knoten.  

infrastrukturellen, wis-
senschaftlichen und 
wirtschaftlichen Poten-
ziale gezielt zu nutzen, 
um solche Ansiedlun-
gen zu ermöglichen.  
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➔ Die seit Jahr-

zehnten beste-

hende Zusage, 

große Bundesun-

ternehmen auch 

im Osten anzu-

siedeln, wird mit 

dieser Bewer-

bung konkret 

aufgegriffen.  

Ein Umzug der Konzernzentrale 

wäre ein starkes Signal der Bun-

despolitik. Bundeskanzler Fried-

rich Merz hat selbst auf beste-

hende Versäumnisse gegenüber 

dem Osten hingewiesen. Die Un-

terstützung dieser Bewerbung 

wäre ein sichtbares Zeichen, dass 

die Stärkung des Ostens politisch 

gewollt und ernst gemeint ist. 

Zudem eröffnet der bis 2033/2034 

laufende Mietvertrag für den DB-

Tower in Berlin ein konkretes 

Zeitfenster für eine Neubewertung 

der Standortfrage. Die Kosten-

struktur des Standorts Berlin im 

Vergleich zu Halle oder Erfurt liegt 

deutlich höher, sodass auch wirt-

schaftliche Gründe für eine Prü-

fung sprechen. 

Für Sachsen-Anhalt stellt die Be-

werbung eine Jahrhundertchance 

dar: 
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➔ mehrere tausend 

hochwertige Ar-

beitsplätze,  

➔ erhebliche zu-

sätzliche Gewer-

besteuereinnah-

men,  

➔ eine starke 

Strahlkraft für 

die gesamte Re-

gion Mittel-

deutschland,  

➔ sowie Synergien 

mit bestehenden 

Großprojekten 

wie dem Zu-

kunftszentrum 

Deutsche Ein-

heit. 

 

Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 489-491 ändern in: 
 
Ergänzend ist von überragendem öffentli-
chem Interesse, mit der Fertigstellung der 
A14, der A143 sowie aller anderen Projekte 
der Verkehrswegeplanung in der kom-
menden Legislaturperiode auch dort die 
Voraussetzungen für neue Investitions-
leuchttürme zu schaffen. 
 
 

29.  Ergänzend dazu setzen wir 
alles daran, mit der Fertig-
stellung der A14, der A143 
sowie aller anderen Pro-
jekte der Verkehrswegepla-
nung in der kommenden 
Legislaturperiode auch dort 
die Voraussetzungen für 
neue Investitionsleucht-
türme zu schaffen. 
 

überragendes öffentliches 
Interesse priorisiert gesetzlich 
bestimmte Infrastrukturprojekte 
und deren Belange bei 
Abwägungsprozessen über 
andere Interessen. 

Annahme  
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Antragsteller: Kreisverband Börde 

 

Zeile 513 nachfolgend ergänzen: 

 

Ein Beispiel für diese industrielle Stärke 
und zugleich die bestehenden Herausfor-
derungen ist die Kali- und Salzproduktion 
in Sachsen-Anhalt. Die Standorte der K+S-
Gruppe, insbesondere in Zielitz und Bern-
burg, stehen für industrielle Wertschöp-
fung, qualifizierte Arbeitsplätze und eine 
hohe Bedeutung für die Versorgungssi-
cherheit Deutschlands und Europas mit 
strategischen Rohstoffen. Ihre Wettbe-
werbsfähigkeit zu sichern, ist daher auch 
im Interesse einer resilienten und zu-
kunftsfähigen Wirtschaftspolitik. 
 
 
 
 

30. 1

. 

 

 

 

Die Kali- und Salzproduktion ist 

ein zentraler Bestandteil der in-

dustriellen Wertschöpfung Sach-

sen-Anhalts und besitzt hohe stra-

tegische Bedeutung für Deutsch-

land und Europa. Die Ergänzung 

macht die Bedeutung dieser 

Standorte sichtbar und stärkt die 

industriepolitische Ausrichtung 

des Programms, ohne zusätzliche 

Förderverpflichtungen zu begrün-

den. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Die Rohstoffgewinnung, 

wie zum Beispiel die 

Kali- und Salzproduk-

tion, steht beispielhaft 

für die industrielle 

Stärke Sachsen-An-

halts. Sie sichert Wert-

schöpfung, Arbeits-

plätze und die Versor-

gung mit strategischen 

Rohstoffen – ihre Wett-

bewerbsfähigkeit zu er-

halten, liegt im Inte-

resse einer resilienten 

und zukunftsfähigen 

Wirtschaftspolitik. 

Anliegen wird im Sinne der 

Wirtschaftsentwicklung des 

gesamten Bundeslandes un-

terstützt. Kali- und Salzpro-

duktion dient nur als ein Bei-

spiel. 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 

 

Zeile 581 nachfolgend ergänzen:  

 

Dies soll auch für die Beamten und Richter 

des Landes Sachsen-Anhalt gelten. 

 

31.  Zudem streben wir gezielte 

Erleichterungen für eine 

unbürokratische und klar 

geregelte Zuwanderung 

qualifizierter Fachkräfte an 

und wollen bessere Anreize 

für Mehrarbeit und Arbeit 

im Rentenalter schaffen – 

sozialversicherungsfrei 

und unbürokratisch. 

 

Wenn wir etwas allgemein for-

dern, muss es auch für uns selbst 

gelten. Sonst ist es unehrlich. 

Zudem rollt die Pensionierungs-

welle genauso durchs Land und es 

fehlen nach Angaben aller Regie-

rungsmitglieder im öffentlichen 

Dienst die Fachkräfte. 

 

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung 

schließt Beamte nicht aus.  

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 

 

Zeile 598 streichen 

 

32.  4 Tage Unterricht, 1 Tag 

Praxis in Unternehmen an 

Ober- und Gesamtschulen 

598 ist wohl unrealistisch und 

zeitlich nicht mit der notwendigen 

Vermittlung von Allgemeinwissen 

zu vereinbaren, daher streichen. 

Keine Berücksichtigung 4+1 als Modellversuch erfolg-

reich erprobt, daher landes-

weite Einführung gefordert. 
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 Allenfalls sollte nur ein entspre-

chender Schulversuch unternom-

men werden. 

 

                             

Das klügste Bildungssystem Deutschlands 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 595 ändern in:  
 
Ein Bildungssystem für die Zukunft Sach-

sen Anhalts 

33.  Das klügste Bildungssys-

tem in Deutschland 

Ein Bildungssystem als solches ist 

weder klug noch dumm. Die Wäh-

lerschaft erwartet ehrliche For-

mulierungen. Das der CDU Sach-

sen Anhalts der große Wurf ge-

lingt, in den nächsten Jahren bei 

den Schulumfragen wirklich 

deutschlandweit die Besten zu 

werden ist erstrebenswert, aber 

nicht wirklich realistisch.  

 

Keine Berücksichtigung Die bisherige Formulierung 

wurde bewusst klar, ambitio-

niert und politisch zugespitzt 

gewählt. 

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeilen 601 ändern in:  
 
Wir erhalten die Schulen im ländlichen 
Raum  
 

34.  Lehrkräfte für den ländli-

chen Raum gewinnen 

Die CDU ist die Partei der Daseins-

vorsorge im ländlichen Raum. Auf 

Basis des Moratoriums bei der 

Schulentwicklungsplanung bis 

2029 wird immer deutlicher, dass 

wir das Vertrauen der Menschen 

in das Funktionieren des Staates 

nicht leichtfertig durch Effektivie-

rungsgedanken im Bildungssys-

tem verspielen dürfen. Zumal die 

Lehrkräfteversorgung sich in den 

nächsten Jahren spürbar verbes-

sern wird. Deshalb braucht es ein 

klares Bekenntnis zu ländlichen 

Schulstrukturen. Im MB arbeitet 

man schon an einer neuen SEPL-

Annahme  
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VO, die andere Parameter für den 

Erhalt von Schulen vorsehen und 

eine neue Schulverbundsform 

„Campusschule“, in der verschie-

dene Schulformen aufgehen kön-

nen, ermöglichen wird. Natürlich 

laufen auch die Stipendienpro-

gramme und das duale LA-Stu-

dium weiter und zahlen auf das 

große Ziel der Erhaltung ein, müs-

sen hier an dieser Stelle im Pro-

gramm aber nicht dezidiert ge-

nannt werden.  

 

Aufgrund der Ausführungen zur 

Daseinsvorsorge und zum Erhalt 

der Schulstrukturen im ländli-

chen Raum müssen wir hier ein 

klares Bekenntnis ohne Vorbehalt 

abgeben. 

 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeilen 622-623 ändern in:  
 
Kein junger Mensch soll das Bildungssys-
tem ohne einen anerkannten Schulab-
schluss verlassen. 
 

35.  Kein junger Mensch darf 

das Bildungssystem ohne 

einen anerkannten Schul-

abschluss verlassen. 

Ein „darf“ ist nicht erfüllbar. Keine Berücksichtigung Jeden jungen Menschen zu ei-

nem anerkannten Schulab-

schluss führen sollte An-

spruch jeder Regierung sein.  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeilen 651 bis 652 ändern in:  
 

36.  Am gegliederten Schul-

system festhalten: Wir si-

chern den Schulfrieden. Mit 

uns gibt es keine Einheits-

schule oder andere ideolo-

gische Schulexperimente. 

Auf politische Rhetorik sollte zu-

gunsten tatsächlicher Program-

matik verzichtet werden (gerade 

im Absatz zur Bildung) 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Am gegliederten 

Schulsystem festhal-

ten: Wir stehen zu 
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Am gegliederten Schulsystem festhalten: 
Kinder mit unterschiedlichen Begabungen 
brauchen ein differenziertes Schulsystem 
und unterschiedliche Lernwege (bessere 
Förderung und mehr Leistungsorientie-
rung). 
 

 

einem differenzierten 

Schulsystem, das Kin-

der und Jugendliche 

entsprechend ihrer in-

dividuellen Begabungen 

fördert. Unterschiedli-

che Lernwege ermögli-

chen mehr Chancenge-

rechtigkeit, bessere För-

derung und eine stär-

kere Orientierung an 

Leistung. Dabei setzen 

wir uns für die Gleich-

wertigkeit von Gymna-

sien und Oberschulen 

ein. Beide Schulformen 

sind wichtige und 

gleichwertige Säulen 

unseres Bildungssys-

tems, mit jeweils klaren 

Profilen. Gymnasien 

sollen Schülerinnen 

und Schüler gezielt auf 

ein Hochschulstudium 

vorbereiten, während 

Oberschulen einen stär-

keren Schwerpunkt auf 

Praxisnähe und Ausbil-

dungsreife legen. 
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Antragsteller: Regionalverband Bad 
Schmiedeberg, Kreisverband Witten-
berg 
 
Zeilen 651-652 ändern in:  
 
Wir halten am gegliederten Schulsystem 
fest, weil es verlässliche Bildungswege 
schafft und den Schulfrieden sichert. Da-
bei setzen wir uns für die Gleichwertigkeit 
von Gymnasien und Oberschulen ein. 
Beide Schulformen sind wichtige und 
gleichwertige Säulen unseres Bildungssys-
tems, mit jeweils klaren Profilen. Gymna-
sien sollen Schülerinnen und Schüler ge-
zielt auf ein Hochschulstudium vorberei-
ten, während Oberschulen einen stärkeren 
Schwerpunkt auf Praxisnähe und Ausbil-
dungsreife legen. Eine Einheitsschule oder 
andere ideologisch motivierte Schulexpe-
rimente wird es mit uns nicht geben. 
 

37.  Am gegliederten Schul-

system festhalten: Wir si-

chern den Schulfrieden. Mit 

uns gibt es keine Einheits-

schule oder andere ideolo-

gische Schulexperimente. 

Der Texteinschub macht deutlich, 

dass es beim gegliederten Schul-

system nicht um eine Rangord-

nung der Schulformen geht, son-

dern um gleichwertige Bildungs-

wege mit unterschiedlichen Stär-

ken. Ohne diesen Satzteil könnte 

leicht der Eindruck entstehen, das 

Gymnasium werde aufgewertet 

und die Oberschule abgewertet. 

Gleichzeitig macht die Passage 

das Konzept konkret und ver-

ständlich, wofür Gymnasien und 

Oberschulen jeweils stehen und 

welches Ziel sie verfolgen, näm-

lich die gezielte Vorbereitung auf 

ein Hochschulstudium auf der ei-

nen Seite und ein stärkerer Fokus 

auf Praxisnähe und Ausbildungs-

reife auf der anderen. Dadurch 

wirkt die Aussage nicht nur wie 

ein Festhalten an Strukturen, son-

dern wie ein nachvollziehbares 

Bildungsangebot, das unter-

schiedliche Begabungen und Le-

benswege ernst nimmt und Eltern, 

Schülerinnen und Schülern sowie 

auch Ausbildungsbetrieben klare 

Orientierung gibt. 

 

 

 

 

 

Berücksichtigung auf-

grund Annahme der ge-

änderten Fassung des 

vorhergehenden An-

trags 
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Antragsteller: Junge Union Sachsen-An-
halt 

Zeile 652 nachfolgend ergänzen: 

 
Der Übergang auf weiterführende Schulen 
soll durch verbindliche Schullauf-
bahnempfehlungen begleitet werden, um 
Über- und Unterforderung zu vermeiden 
und leistungsgerechte Bildungswege zu 
stärken. 

38. 2

. 

 Schullaufbahnempfehlungen sol-
len Schülerinnen und Schüler ent-
sprechend ihrer Leistungen und 
Fähigkeiten auf geeignete Bil-
dungswege vorbereiten. 
 
Verbindliche Empfehlungen hel-

fen dabei, Über- und Unterforde-

rung zu vermeiden und stärken 

die Leistungsorientierung des Bil-

dungssystems. Ziel ist es, bessere 

individuelle Bildungserfolge zu er-

möglichen und gleichzeitig den 

unterschiedlichen Schulformen 

klare Profile zu geben. 

 

Keine Berücksichtigung Unter Federführung der CDU 

in der 8. Wahlperiode verbind-

liches Beratungsmodell einge-

führt. Elternwille bleibt ent-

scheidend.  

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeilen 665-667 streichen 
 

39.  Schulentwicklung muss 

sich an regionale Gegeben-

heiten, demografische Ent-

wicklungen und pädagogi-

sche Erfordernisse anpas-

sen. 

Aufgrund der Ausführungen zur 
Daseinsvorsorge und zum Erhalt 
der Schulstrukturen im ländli-
chen Raum müssen wir hier ein 
klares Bekenntnis ohne Vorbehalt 
abgeben.  
 

Annahme  

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeilen 667-668 ändern in:  
Wir sind die Partei der Daseinsvorsorge 
und wir wollen Schulstrukturen im ländli-
chen Raum erhalten. 
 
 
 
 
 
 

40.  Wir sind die Partei der Da-

seinsvorsorge und wir wol-

len Schulstrukturen im 

ländlichen Raum verant-

wortbar erhalten. 

 

 Annahme  
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Antragsteller:  Frauen Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 670 nachfolgend ergänzen:  
Um Chancengleichheit für alle Kinder (v.a. 
im Grundschulbereich) zu ermöglichen, 
sollen Nachmittagsangebote – z.B. zur mu-
sisch-kreativen Bildung und zur Bewe-
gungsförderung oder auch Nachhilfeange-
bote – an Schulen und Horte angegliedert 
sein. Dadurch wird verhindert, dass Kin-
der, deren Eltern Vollzeit arbeiten oder die 
alleinerziehende Elternteile haben, auf-
grund fehlender bzw. eingeschränkter Mo-
bilität (v.a. im ländlichen Raum) von derar-
tigen Angeboten ausgeschlossen werden. 
 

41.   Im ländlichen Raum finden wich-

tige Angebote für die kindliche 

Entwicklung oft an unterschied-

lichsten Orten statt. Im Alltag be-

deutet das, dass Kinder, deren Fa-

milien es aus unterschiedlichsten 

Gründen nicht leisten können, sie 

zu jenen Angeboten hinzufahren, 

faktisch ausgeschlossen sind. Da-

bei sind es oft jene Kinder, die eine 

zusätzliche Förderung für eine 

gute Entwicklung bedürfen. Daher 

ist es wichtig, verschiedene Ange-

bote (auch) an Schulen und Horte 

anzuschließen. So wird zudem un-

nötige Fahrerei und Zeitaufwand 

in der Familie vermieden. 

 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Um faire Bildungschan-

cen für alle Kinder, ins-

besondere im Grund-

schulbereich, zu schaf-

fen, wollen wir Nach-

mittagsangebote an 

Schulen und Horten 

stärken und ausbauen. 

Dazu gehören insbeson-

dere Angebote der mu-

sisch-kreativen Bil-

dung, Bewegungsförde-

rung sowie ergänzende 

Lern- und Unterstüt-

zungsangebote. So stel-

len wir sicher, dass Kin-

der unabhängig von ih-

rer familiären Situation 

oder ihren Mobilitäts-

möglichkeiten, insbe-

sondere im ländlichen 

Raum, gleichberechtig-

ten Zugang zu Bildungs- 

und Förderangeboten 

erhalten. 

 

 

 

 

 

 

Sprachlich runder.  
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Antragsteller: Kreisverband Burgen-
landkreis 
 
Zeilen 672 bis 678 ändern in:  
 
Vorschuljahr konsequent nutzen: Alle 
Kinder müssen für einen erfolgreichen 
Bildungsweg mit Eintritt in die Schule die 
deutsche Sprache beherrschen. Durch 
eine verbindliche Sprachstandserhebung 
und Förderung im Vorschuljahr erreichen 
wir individuelle Schulfähigkeit. Ziel ist es, 
alle Kinder, mit und ohne Migrationshin-
tergrund, frühzeitig sprachlich und ent-
wicklungsbezogen auf die Schule vorzube-
reiten. 
 
Die Grundschule als Fundament für den 
Bildungserfolg stärken: Wir werden die 
Kernkompetenzen stärken und den Unter-
richt in Mathematik und Deutsch aus-
bauen.  Kita, Grundschule und Hort koope-
rieren im Sinne einer umfassenden Bil-
dung unserer Kinder und zur Entlastung 
der Eltern wirksam miteinander.                                                                                                   
 

42.  Vorschuljahr konsequent 
nutzen: Alle Kinder 
müssen für einen erfolgrei-
chen 
Bildungsweg mit Eintritt in 
die Schule die deutsche 
Sprache beherrschen. 
Durch eine verbindliche 
Sprachstandserhebung 
und Förderung im Vor-
schuljahr erreichen wir 
individuelle Schulfähigkeit. 
Ziel ist es, alle Kinder, mit 
und ohne Migrationshin-
tergrund, 
frühzeitig sprachlich und 
entwicklungsbezogen auf 
die Schule vorzubereiten. 
677 Kita, Grundschule und 

Hort kooperieren im Sinne 

einer umfassenden Bildung 

unserer Kinder und zur 

Entlastung der Eltern wirk-

sam miteinander 

In der Grundschule werden die 

Weichen für den Bildungserfolg 

gestellt. Die Grundschule muss als 

Schulform zumindest einen eige-

nen Absatz bekommen 

Annahme  

Antragsteller: Junge Union Sachsen-An-
halt 

Zeilen 672 - 676 ändern in: 

 
Das letzte Jahr vor der Einschulung soll als 
verbindliches Vorschuljahr ausgestaltet 
werden. Ziel ist es, alle Kinder frühzeitig 
sprachlich, sozial und entwicklungsbezo-
gen auf einen erfolgreichen Schulstart 
vorzubereiten. Kinder ohne ausreichende 

43. 1

. 

Durch eine verbindliche 

Sprachstandserhebung und 

Förderung im Vorschuljahr 

erreichen wir individuelle 

Schulfähigkeit. Ziel ist es, 

alle Kinder, mit und ohne 

Migrationshintergrund, 

frühzeitig sprachlich und 

entwicklungsbezogen auf 

die Schule vorzubereiten. 

Die frühkindliche Bildung ent-
scheidet maßgeblich über den 
späteren Bildungserfolg. Viele 
Probleme im Schulalltag entste-
hen bereits vor der Einschulung, 
insbesondere durch fehlende 
Sprachkompetenzen. Ein ver-
bindliches Vorschuljahr stärkt die 
Chancengerechtigkeit, verbessert 
die Schulfähigkeit und entlastet 
Grundschulen langfristig. Kinder 
müssen beim Schuleintritt über 

Keine Berücksichtigung Verpflichtende Vorschule 

führt zu kommunalen Mehr-

belastungen. 
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deutsche Sprachkenntnisse müssen ver-
pflichtend angezielten Fördermaßnahmen 
teilnehmen. 

ausreichende deutsche Sprach-
kenntnisse verfügen, um dem Un-
terricht erfolgreich folgen zu kön-
nen. Frühzeitige Förderung ist 
wirksamer als spätere Reparatur-
maßnahmen. 
 

Antragsteller: Ortsverband Eilsleben,  
Kreisverband Börde 
 
Zeile 693 nachfolgend ergänzen: 
 
Wir wollen praktische Fähigkeiten sowie 

Elemente des Werkens und der Schulgar-

tenarbeit an Grundschulen stärken und 

Schulen dabei unterstützen, entspre-

chende Angebote auszubauen. 

44. 1

1 

 Praktische Fähigkeiten, hand-

werkliche Grundlagen und ein be-

wusster Umgang mit Natur und 

Umwelt leisten einen wichtigen 

Beitrag zur Persönlichkeitsent-

wicklung von Kindern. Viele Schu-

len bieten bereits heute entspre-

chende Angebote an. Ziel des An-

trags ist es, diese praxisnahen Bil-

dungsangebote zu stärken, um es 

möglichst an allen Grundschulen 

verfügbar zu  machen. 

 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Zeile 719 nachfolgend 

ergänzen:  

 

Alltagskompetenzen 

früh fördern: Wir wol-

len praktische Fähigkei-

ten sowie Elemente des 

Werkens und der Schul-

gartenarbeit an Grund-

schulen stärken und 

Schulen dabei unter-

stützen, entsprechende 

Angebote auszubauen. 

 

Sprachlich runder.  

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeilen 695 bis 697 ändern in: 
 
Mit der Erkenntnis, wie gut und wichtig der 
praxisorientierte ESP/TZ und PA Unter-
richt in den Schulen der DDR war, wollen 
wir in den Klassenstufen 7 bis 9 der neuen 
Ober- und Gesamtschulen sowie an geeig-
neten Förderschulen einen verbindlichen 
wöchentlichen Praxislerntag oder digital 
gestützten Lerntag einführen. 

45.  In den Klassenstufen 7 bis 
9 den neuen Oberschulen 
und Gesamtschulen sowie 
an geeigneten Förderschu-
len wollen wir einen ver-
bindlichen wöchentlichen 
Praxislerntag oder digital 
gestützten Lerntag einfüh-
ren. 

Viele Bürger in Sachsen-Anhalt 
vermissen die Wertschätzung und 
Fortführung guter, in der DDR 
umgesetzter Ideen in der Nach-
wendezeit, ohne „ostalgisch“ zu 
sein! Hier gibt es die Chance, den 
BürgerInnen zu zeigen, dass wir 
uns der regionalen Geschichte be-
wusst sind. Viele Bürgerinnen in 
ST haben nie verinnerlicht, dass 
es keine Wiedervereinigung son-
dern ein Anschluss war und dies 

Keine Berücksichtigung  Die CDU richtet ihre Politik an 

den Herausforderungen der 

Gegenwart und den Chancen 

der Zukunft aus. Eine Begrün-

dung aktueller Vorhaben mit 

Verweisen auf Erfahrungen 

aus der DDR wird unserem 

Verständnis von Freiheit, so-

zialer Marktwirtschaft und de-

mokratischer Erneuerung 

nicht gerecht. 
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nicht nur juristisch. Nur dann 
wird klar, warum manches „Gute“ 
nicht übernommen wurde. Ge-
rade der ESP/TZ und PA Unter-
richt waren eher „unpolitisch“, 
denn auch im ESP Unterricht ging 
es schwerpunktmäßig um Pro-
duktionsabläufe und Kostenrech-
nungen. 
 
Zeile 695 Wenn die Schulklassen 

genannt werden, folgt der Genitiv 

als Spezifizierung für welche 

Schulen es zutrifft. Deshalb „der“ 

statt den. 

 

Antragsteller: Regionalverband Bad 
Schmiedeberg, Kreisverband Witten-
berg 
 
Zeilen 695-697 ändern in:  
 
4+1-Modell einführen: In den Klassenstu-
fen 7 bis 9 den neuen Oberschulen und Ge-
samtschulen sowie an geeigneten Förder-
schulen wollen wir einen optionalen wö-
chentlichen Praxislerntag oder digital ge-
stützten Lerntag einführen. 

46. 2

. 

4+1-Modell flächende-
ckend einführen: In den 
Klassenstufen 7 bis 9 den 
neuen Oberschulen und 
Gesamtschulen sowie an 
geeigneten Förderschulen 
wollen wir einen 
verbindlichen wöchentli-
chen Praxislerntag oder di-
gital gestützten Lerntag 
einführen.  
 

Eine flächendeckende verbindlich 
Einführung des 4+1-Modells ist 
unrealistisch. Besonders in ländli-
chen Regionen gibt es nicht genü-
gend Praxislernplätze, kommen 
zusätzliche Fahrtkosten auf den 
Schulträger zu und es entsteht 
eine Konkurrenz um die Prakti-
kumsplätze mit den Schülerbe-
triebspraktika in Klasse 8/9. Des 
Weiteren wird durch die Kürzung 
des Unterrichts um einen Tag pro 
Woche, der mögliche Übergang 
von der Oberschule zum Gymna-
sium fast unmöglich. Daher wäre 
es wünschenswert, dieses Modell 
als optionale Variante den Schulen 
anzubieten aber nicht aufzuzwin-
gen. Somit würde auch die Eigen-
verantwortung der Schulen ge-
stärkt werden. 

Keine Berücksichtigung Konzept lebt von Verbindlich-

keit, konkrete Ausgestaltung 

obliegt der Schule.  
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Antragsteller: Junge Union Sachsen-An-
halt 

Zeile 700 – 701 ändern in: 

 
Strukturierte Eigenlernphasen sollen 
schrittweise in allen Schulformen etabliert 
werden, um Selbstorganisation und eigen-
verantwortliches  Lernen systema-
tisch zu fördern. 
 

47.  Ziel ist es, Selbstorganisa-
tion, Eigenverantwortung 
und eigenständiges Lernen 
systematisch zu fördern. 

Eigenverantwortliches Lernen ist 
eine Schlüsselkompetenz für Aus-
bildung, Studium und Arbeitswelt. 
Strukturierte Eigenlernphasen 
fördern Selbstorganisation, Ver-
antwortungsbewusstsein und 
nachhaltige Lernprozesse. 
Gleichzeitig ermöglichen sie eine 
stärkere individuelle Förderung 
leistungsstarker sowie leistungs-
schwächerer Schülerinnen und 
Schüler. Die Ergänzung verdeut-
licht, dass Eigenlernen systema-
tisch und schulformübergreifend 
verankert werden soll. 
 

Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 719 nachfolgend ergänzen:  
 
Inklusion realistisch gestalten mit Quali-
tät und Augenmaß: Wir bekennen uns zur 
inklusiven Bildung als Ausdruck von Teil-
habe und Chancengerechtigkeit. Kinder 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
sollen bestmöglich gefördert werden - in 
gemeinsamen Unterricht ebenso wie in 
spezialisierten Förderangeboten. Dabei 
gilt: Inklusion darf nicht zulasten der Bil-
dungsqualität gehen. Die Voraussetzungen 
dafür werden durch uns verbessert: aus-
reichend qualifiziertes Personal, geeignete 
Rahmenbedingungen und individuelle Un-
terstützung. Wir setzen auf Wahlfreiheit 
für Eltern sowie auf ein vielfältiges Ange-
bot aus Regel- und Förderschulen, um 

48.   Inklusion sollte im Programm the-

matisiert werden. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Zeile 743 nachfolgend 

ergänzen:  

 

Wir schaffen gute Rah-

menbedingungen für 

inklusive Bildung und 

sichern Wahlfreiheit so-

wie passgenaue Förder-

angebote für jedes Kind. 

Inklusion gelingt nur mit 

passgenauen Bildungsange-

boten für unterschiedliche Be-

darfe. Dazu gehört ausdrück-

lich der Erhalt und die Weiter-

entwicklung der Förderschu-

len als wichtiger Bestandteil 

einer vielfältigen Bildungs-

landschaft. 
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jedem Kind den passenden Bildungsweg 
zu ermöglichen.  
 
Antragsteller: Junge Union Sachsen-An-
halt 
Zeile 750 – 752 ändern in: 
 
Die Schulsozialarbeit soll in 
Zusammenarbeit mit den Trägern der Ju-
gendhilfe möglichst erhalten werden. Sie 
muss sich an klaren Zielen orientieren und 
regelmäßig evaluiert werden. Der Einsatz 
zusätzlicher Ressourcen soll sich prioritär 
an Schulen mit besonderem Unterstüt-
zungsbedarf ausrichten. Die Entscheidung 
über den konkreten Einsatz von Schulsozi-
alarbeitern wird vollständig in die Verant-
wortung der Landkreise und kreisfreien 
Städte gelegt. 
 

49.  Sozialarbeit an Schulen mit 

besonderen Herausforde-

rungen soll in Zusammen-

arbeit mit den Trägern der 

Jugendhilfe möglichst er-

halten werden. 

Schulsozialarbeit muss sich stär-

ker an konkreten Herausforde-

rungen und messbaren Zielen ori-

entieren. Trotz steigender perso-

neller Ressourcen bleiben Schul-

abbrüche und Schulverweigerung 

weiterhin ein erhebliches Prob-

lem. Deshalb braucht es eine re-

gelmäßige Evaluierung sowie eine 

stärkere Konzentration auf Schu-

len mit besonderem Unterstüt-

zungsbedarf. Die Landkreise und 

kreisfreien Städte kennen die ört-

lichen Herausforderungen am 

besten und sollen daher eigenver-

antwortlich über den konkreten 

Einsatz von Schulsozialarbeit ent-

scheiden können. 

 

Annahme  

Antragsteller: Regionalverband Bad 
Schmiedeberg, Kreisverband Witten-
berg 
 
Zeilen 750-754 ändern in:  
 
Unterstützung für Schülerinnen und 
Schüler gewährleisten: Sozialarbeit an 
Schulen mit besonderen Herausforderun-
gen muss erhalten werden. Wir sichern zu-
dem die schulpsychologische Versorgung 
der Schulen, um flächendeckende Bera-
tung und Betreuung von betroffenen Schü-
lerinnen und Schülern zu gewährleisten. 

50. 3

. 

Unterstützung für Schüle-
rinnen und Schüler ge-
währleisten: Sozialarbeit 
an Schulen mit besonderen 
Herausforderungen soll in 
Zusammenarbeit mit den 
Trägern der Jugendhilfe 
möglichst erhalten werden. 
Wir sichern zudem die 
schulpsychologische Ver-
sorgung der Schulen, um 
flächendeckende Beratung 
und Betreuung von be-
troffenen Schülerinnen 

Mit den Worten „soll“ und „mög-
lichst“ denkt jeder, dass wir es 
nicht ernst meinen! 
Durch die Streichung von „in Zu-
sammenarbeit mit…“ wollen wir 
die maximale Trägervielfalt si-
chern. 
 

Keine Berücksichtigung Finanzierung der Schulsozial-

arbeit erfolgt zu 60% über EU-

Förderung. Die aktuelle För-

derperiode endet 2028. Bei ei-

nem Wegfallen wäre die flä-

chendeckende Aufrechterhal-

tung durch Land und Kommu-

nen kaum tragbar.  
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und Schülern zu gewähr-
leisten. 
 

Antragsteller: Kreisverband Burgen-
landkreis 
 
Zeile 754  nachfolgend ergänzen:  
Wir werden das zivilgesellschaftliche En-
gagement (z.B. Lese- und Lernpaten) zur 
Stärkung von Schülerinnen und Schülern 
dauerhaft an den Schulen integrieren. 
 
 

51.  Unterstützung für 
Schülerinnen und Schüler 
gewährleisten: Sozialarbeit 
an Schulen mit besonderen 
Herausforderungen soll in 
Zusammenarbeit mit den 
Trägern der Jugendhilfe 
möglichst erhalten werden. 
Wir sichern zudem die 
schulpsychologische 
Versorgung der Schulen, 
um flächendeckende Bera-
tung und Betreuung von be-
troffenen Schülerinnen 
und Schülern zu gewähr-
leisten.  
 

1.Lese- und Lernpaten können im 
Rahmen des „flexiblen Personal-
budgets“ finanziell niederschwel-
lig aber hocheffektiv den Schuler-
folg bereits in der Grundschule 
fördern, wenn nicht gar sichern.  
2. Über zivilgesellschaftliches En-
gagement kann die gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung für 
Schule und Bildung nachhaltig ge-
stärkt werden.  

Keine Berücksichtigung Zivilgesellschaftliches Enga-

gement basiert auf Freiwillig-

keit und kann daher nicht flä-

chendeckend an Schulen inte-

griert werden. Im Rahmen Ih-

rer Selbstverwaltung und der 

Möglichkeit zur Kooperation 

mit außerschulischen Bil-

dungspartnern, ist dies eine 

individuelle Entscheidung der 

Schule.  

Antragsteller: Regionalverband Bad 
Schmiedeberg, Kreisverband Witten-
berg 
 
Zeilen 759-764 ändern in:  
 
Oberschulen sind Schulen der Praxis – 
deshalb muss jede Oberschule in ihrem 
Schulkonzept verbindlich ein Berufsorien-
tierungsprogramm verankern und konse-
quent verfolgen. So verbessern wir den 
Übergang von der Schule in die Ausbil-
dung, erhöhen die Passgenauigkeit bei der 
Berufswahl und stärken zugleich die Zu-
sammenarbeit zwischen Schulen, Unter-
nehmen und Kammern. 

52. 4

. 

An den Oberschulen soll 
der wöchentliche Praxis-
lerntag Chancen für die 
Schülerinnen und Schüler 
eröffnen, die Berufswelt zu 
erfahren und sich frühzei-
tig zu orientieren. Alle 
Oberschulen sollen ein zer-
tifiziertes Berufsorientie-
rungsprogramm verfolgen, 
denn sie sind die Schulen 
der Praxis. Mit einem effek-
tiven Monitoring verbes-
sern wir die Übergänge in 
die Ausbildung und fördern 
Kooperationen zwischen 

In der veränderten Fassung ist die 
Berufsorientierung nicht nur als 
Idee, sondern als verbindlichen 
Auftrag festgeschrieben. Jede 
Oberschule muss sie im Schulkon-
zept verankern und konsequent 
umsetzen. Das sorgt für mehr Ver-
lässlichkeit. Zertifikate und Moni-
toring gibt es schon genug. Diese 
helfen keinem Schüler weiter. Zu-
dem brauchen wir keinen zusätz-
lichen Papierkrieg. Der Praxis-
lerntag ist an anderer Stelle ja 
schon erklärt und wäre hier eine 
Dopplung. 

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung weit-

gehender, Antrag versucht er-

neut den verbindlichen Pra-

xislerntag zu entfernen und 

durch schuleigene Konzepte 

zur Berufsorientierung zu er-

setzen.  
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Schulen, Unternehmen und 
Kammern.  
 

Antragsteller: Junge Union Sachsen-An-
halt 
 
Zeile 762 nachfolgend ergänzen: 
 
Praktika in Handwerk und in sozialen Ein-
richtungen sollen verbindlicher Bestand-
teil der Berufsorientierung werden. 
 

53.  An den Oberschulen soll 
der wöchentliche Praxis-
lerntag Chancen für die 
Schülerinnen und Schüler 
eröffnen, die Berufswelt zu 
erfahren und sich frühzei-
tig zu orientieren. Alle 
Oberschulen sollen ein zer-
tifiziertes Berufsorientie-
rungsprogramm verfolgen, 
denn sie sind die Schulen 
der Praxis. 

Praxisnahe Berufsorientierung ist 
entscheidend, um frühzeitig be-
rufliche Perspektiven aufzuzeigen 
und Fachkräfte für Sachsen-An-
halt zu gewinnen. Insbesondere 
Handwerk und soziale Berufe lei-
den unter Nachwuchsmangel, ob-
wohl sie für Gesellschaft und Wirt-
schaft unverzichtbar sind. 
Verbindlichere Praktika schaffen 
frühzeitig Einblicke in unter-
schiedliche Berufsfelder, stärken 
die Ausbildungsreife und verbes-
sern die Verzahnung zwischen 
Schule und Arbeitswelt. 
 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Praktika, zum Beispiel 
in Handwerk und in so-
zialen Einrichtungen, 
sollen verbindlicher Be-
standteil der Berufsori-
entierung werden. 
 

 

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeilen 764-770 ändern in:  
 
Ziel soll es sein, junge Menschen schneller, 
aber qualitativ hochwertig in Beschäfti-
gung zu bringen und gleichzeitig die At-
traktivität der beruflichen Ausbildung zu 
steigern. Der positiven Darstellung von un-
ternehmerischem Denken und Handeln 
kommt dabei eine Schlüsselrolle zu, bei-
spielsweise im Pflichtfach Wirtschaft am 
Gymnasium.   
 
Standorte der der Beruflichen Bildung 
stärken: Gut erreichbare und gut ausge-
stattete Berufsbildenden Schulen sind für 

54.  Ziel soll es sein, junge Men-
schen schneller, aber quali-
tativ hochwertig in Be-
schäftigung zu bringen und 
gleichzeitig die Attraktivität 
der beruflichen Ausbildung 
zu steigern. Die Berufsbil-
denden Schulen sind für 
uns unverzichtbar und wer-
den in ihrer Struktur erhal-
ten. Die Gleichwertigkeit 
von beruflicher und akade-
mischer Bildung soll poli-
tisch und gesellschaftlich 
klar betont werden. 

 Annahme 
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uns unverzichtbar und werden in ihrer 
Struktur erhalten. Verlässliche Beförde-
rungs- und Unterbringungsstrukturen so-
wie eine bedarfsgerechte Entlastung von 
Auszubildenden tragen zur Stärkung der 
Beruflichen Bildung insbesondere in den 
ländlichen Regionen bei.  Die Gleichwertig-
keit von beruflicher und akademischer Bil-
dung soll politisch und gesellschaftlich 
klar betont werden, etwa durch eine Veran-
kerung in der Landesverfassung. 
 
Antragsteller: Frauen Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 823 nachfolgend ergänzen:  
 
Die politische Bildung in Sachsen-Anhalt 
gezielt stärken und neu ausrichten: An-
gesichts wachsender Herausforderungen 
für unser demokratisches System braucht 
politische Bildung mehr Klarheit, mehr Fo-
kus und eine stärkere Präsenz im Alltag 
der Menschen. Dabei setzen wir auf sachli-
che Information statt Belehrung, damit po-
litische Bildung als verlässliche Orientie-
rung wahrgenommen wird. Wir stärken 
die Vermittlung von grundlegendem Wis-
sen über Staat, Gesellschaft und politische 
Prozesse durch unabhängige und gut er-
reichbare Angebote. Wir wollen, begin-
nend in der Grundschule, auch außerpoli-
tische Partner einbinden und das Wissen 
über unser demokratisches Gemeinwissen 
altersangemessen vermitteln. Wir unter-
stützen heimatkundliche Projekte, die sich 
mit einer entdeckenden und lebendigen 

55.  Die politische Bildung in 
Sachsen-Anhalt gezielt 
stärken und neu ausrich-
ten: Angesichts wachsen-
der Herausforderungen für 
unser demokratisches Sys-
tem braucht politische Bil-
dung mehr Klarheit, mehr 
Fokus und eine stärkere 
Präsenz im Alltag der Men-
schen. Dabei setzen wir auf 
sachliche Information statt 
Belehrung, damit politische 
Bildung als verlässliche 
Orientierung wahrgenom-
men wird. Wir stärken die 
Vermittlung von grundle-
gendem Wissen über Staat, 
Gesellschaft und politische 
Prozesse durch unabhän-
gige und gut erreichbare 
Angebote. Die Landeszent-
rale für 
politische Bildung ist dabei 

für uns zentraler Partner. 

Es hat sich gezeigt, dass die 
Grundschüler bei einer kindge-
rechten Vermittlung erlernen und 
spielerisch erfahren, wie wichtig 
Deeskalation in Konfliktsituatio-
nen ist, wie ein friedliches Mitei-
nander auch über kulturelle Un-
terschiede gestaltet werden kann 
und wie sie sich an der richtigen 
Stelle in angemessener Weise für 
ihnen wichtige Belange einsetzen 
können. 
 

Annahme  
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Gestaltung sehr gut in die Lernprozesse ei-
ner Grundschule integriert haben. Die Lan-
deszentrale für politische Bildung ist dabei 
für uns zentraler Partner. Wir entwickeln 
Sie gezielt weiter, damit ihre Angebote 
noch mehr Menschen erreichen und zur 
aktiven Mitwirkung ermutigen. 
 

Wir entwickeln Sie gezielt 

weiter, damit ihre Angebote 

noch mehr Menschen errei-

chen und zur aktiven Mit-

wirkung ermutigen. 

 

Gute Gesundheit und Pflege überall 

 

Antragsteller:  EAK Sachsen-Anhalt 
 
Ab Zeile 849 folgende Zeilen ergänzen: 
 
Verlässlicher Partner für unsere Schu-
len in freier Trägerschaft bleiben: 
Freie Schulen sind ein unverzichtbarer Be-
standteil unserer vielfältigen Bildungs-
landschaft. Sie ergänzen das staatliche 
Schulwesen sinnvoll und eröffnen zusätz-
liche pädagogische Profile sowie innova-
tive Lernkonzepte. Als CDU bekennen wir 
uns zur Bedeutung von Schulen in freier 
Trägerschaft – in der Kinder- und Jugend-
bildung ebenso wie in der Erwachsenenbil-
dung. 
 

56.   Die CDU hat immer das freie 
Schulwesen unterstützt und geför-
dert. 
Ein Abschnitt zu den wichtigen 
Schulen in freier Trägerschaft 
fehlte bisher im Regierungspro-
gramm. Dieses wird nunmehr 
nachgeholt. 

Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 854 nachfolgend ergänzen:  
 
- Pflege bezahlbar machen und pflegende 
Angehörige stärken 

 

57.  − Krankenhäuser zu star-

ken Knotenpunkten ent-

wickeln 

− Förderprogramme für 

Praxisgründungen und -

übernahmen 

Zur Pflege bisher kein Anstrich. Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

- Pflege bezahlbar hal-
ten und pflegende Ange-
hörige stärken 
 

Formulierung analog zum bis-

herigen Text. 
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− Flächendeckender Ein-

satz des Telenotarztes 

− Gemeindenotfallsanitä-

ter  

− Digitale Systeme und 

Drohnen zur Lageerkun-

dung und Versorgung 

 

Antragsteller: Kreisverband Anhalt-Bit-
terfeld 
 
Zeilen 856-857 ändern in: 

 

Die Menschen werden älter, die medizini-
schen Möglichkeiten digitaler und vernetz-
ter und der demografische Wandel stellt 
insbesondere unsere ländlichen Räume 
vor neue Herausforderungen. 

58.  Die Menschen werden älter, 

Lebensentwürfe vielfälti-

ger, medizinische Möglich-

keiten digitaler und ver-

netzter. 

Die Formulierung „vielfältige Le-

bensentwürfe“ ist ein grünes Ge-

sellschaftsnarrativ, das keinen in-

haltlichen Mehrwert für die ge-

sundheitspolitische Analyse bietet 

und den konservativen Marken-

kern verwässert. Die CDU muss 

sich hier auf die echten strukturel-

len Herausforderungen fokussie-

ren: Demografie und die Versor-

gungssicherheit im ländlichen 

Raum. 

 

Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Gesundheit und Pflege“ 
 
Zeilen 891-893 ändern in:  
 
Krankenhäuser mit klaren Profilen, die 
eng mit ambulanten Strukturen zusam-
menarbeiten und als starke Knotenpunkte 
und Spezialisierung in regionalen Versor-
gungsnetzwerken verankert sind. 
 
 

 

59.  Krankenhäuser mit klaren 

Profilen, die eng mit ambu-

lanten Strukturen zusam-

menarbeiten und als starke 

Knotenpunkte in regiona-

len Versorgungsnetzwer-

ken verankert sind. 

 Annahme  
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Antragsteller: Ortsverband Eilsleben,  

Kreisverband Börde 

 

In Zeile 894 streichen 

„Pflege für Betroffene bezahlbar halten, 

…“ 

 

 

 

 

 

60. 1

3 

Pflege für Betroffene be-

zahlbar halten, während 

pflegende Angehörige auf 

verlässliche Unterstützung, 

Beratung und Entlastung 

zählen können. 

 

 

 

 

 

Die Formulierung vermittelt den 

Eindruck, die Pflegekosten könn-

ten durch Landespolitik dauerhaft 

„bezahlbar gehalten“ werden. Tat-

sächlich sind bereits heute viele 

pflegebedürftige Menschen auf er-

gänzende Sozialhilfeleistungen 

angewiesen. Die wesentlichen fi-

nanziellen Rahmenbedingungen 

der Pflege werden zudem auf Bun-

desebene geregelt. Die Formulie-

rung weckt daher Erwartungen, 

die landespolitisch nur einge-

schränkt beeinflussbar sind und 

sollte deshalb entfallen. 

 

Keine Berücksichtigung Bezahlbare Pflege ist ein 

Thema von hoher gesell-

schaftlicher Relevanz. Über 

den Bundesrat kann sich die 

Landesregierung für das 

Thema einsetzen. Ab Zeile 

961 wird erklärend ausge-

führt:  Auf Bundesebene set-

zen wir uns für eine grundle-

gende Reform der Pflegeversi-

cherung ein, mit gedeckelten 

Eigenanteilen, fairer Finan-

zierung und Schutz des selbst-

genutzten Wohneigentums. 

Antragsteller: Kreisverband Anhalt-Bit-
terfeld 
 
Zeilen 924-925 ändern in: 

 

Die Trägervielfalt bleibt erhalten – öffent-

lich-rechtliche, frei-gemeinnützige und 

privatwirtschaftliche Häuser sind gleich-

berechtigte und tragende Säulen unserer 

Versorgung. 

61.  Die Trägervielfalt bleibt er-

halten – öffentlich-rechtli-

che und frei-gemeinnützige 

Häuser sind tragende Säu-

len unserer Versorgung. 

Die bewusste Auslassung privater 

Krankenhausträger im vorliegen-

den Entwurf bedient ein linkes, 

staatsgläubiges Narrativ, das pri-

vatwirtschaftliche Investitionen 

im Gesundheitswesen diffamiert. 

Als Partei der Sozialen Marktwirt-

schaft bekennt sich die CDU klar 

zur privaten Initiative, die unver-

zichtbar für Investitionen, Effizi-

enz und Innovation in unserer 

Krankenhauslandschaft ist. 

 

 

 

 

 

 

Annahme  
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Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Gesundheit und Pflege“ 
 
Zeile 931 nachfolgend ergänzen:  
 
Wir sprechen uns klar für ein zukunftsfä-
higes Primärversorgungsmodell aus. 
 
 

62.  Sektorengrenzen über-
winden – Versorgung ver-
netzen: Wir beenden das 
Denken in starren Sekto-
ren. Integrierte Versor-
gungszentren, sektoren-
übergreifende Planung und 
länderübergreifende Ko-
operationen sorgen bis 
2030 für effizientere Ab-
läufe, bessere Qualität und 
kürzere Wege für Patientin-
nen und Patienten. Kom-
plexe Leistungen bündeln 
wir gezielt, um Expertise 
und Ressourcen optimal zu 
nutzen. 
 

 Annahme  

Antragsteller: Kreisverband Anhalt-Bit-
terfeld 
 
Zeilen 935-937 ändern in: 

 

Unser Ziel ist es, alle offene KV-Stellen als 
deutliches Zeichen für die verlässliche Da-
seinsvorsorge zu besetzen. Die inhaberge-
führte Praxis als Ausprägung des freien 
ärztlichen Berufes bleibt unser Leitbild. 
Gleichermaßen fördern wir kommunale, 
genossenschaftliche sowie privatwirt-
schaftliche Trägermodelle, da sie die flä-
chendeckende Versorgung verlässlich 
stärken.  
 

63.  (Medizinische Versor-
gungszentren und Gesund-
heitscampus-Modelle, in 
denen Hausärzte, Fach-
ärzte, Pflege, Therapie und 
soziale Dienste zusammen-
arbeiten, werden zum 
Rückgrat der Versorgung.) 
 
Kommunale, genossen-
schaftliche und privat-ge-
meinnützige Trägermo-
delle fördern wir gleicher-
maßen. 
 

Für eine gute medizinische Ver-
sorgung ist die Besetzung der of-
fenen KV-Stellen essentiell. 
Die alleinige Nennung von "pri-
vat-gemeinnützig" grenzt privat-
wirtschaftliche Investoren aus 
und kopiert die aktuelle Regulie-
rungswut der SPD auf Bundes-
ebene. 
Zudem muss in einem CDU-Pro-

gramm zwingend klargestellt wer-

den, dass nicht das (staatlich ge-

lenkte) MVZ, sondern der freibe-

rufliche, eigenverantwortliche 

Arzt das primäre ordnungspoliti-

sche Fundament der ambulanten 

Versorgung ist. 

 

Keine Berücksichtigung Abschnitt bezieht sich explizit 

auf Versorgungszentren, 

diese schließen reguläre KV-

Stellen nicht aus, dennoch ha-

ben diese hier keinen inhaltli-

chen Bezug.  
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Antragsteller:  Kreisverband Börde 
 
Zeile 935 nachfolgend ergänzen:  
 
Die bestehende Landarztquote soll über-
prüft und bei Bedarf weiterentwickelt wer-
den. Gleichzeitig sollen Bewerberinnen 
und Bewerber mit Bezug zu Sachsen-An-
halt im Auswahlverfahren für Human- und 
Zahnmedizin stärker berücksichtigt wer-
den. 
 

64. 3  Viele ländliche Regionen leiden 

unter einem zunehmenden Man-

gel an Haus- und Zahnärzten. Eine 

stärkere Berücksichtigung von Be-

werberinnen und Bewerbern mit 

Bezug zu Sachsen-Anhalt kann 

dazu beitragen, mehr medizini-

sche Fachkräfte langfristig im 

Land zu halten. 

Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Gesundheit und Pflege“ 
 
Zeilen 953-957 ändern in:  
 
Pflege neu aufstellen: Pflege im Jahr 2030 
ist vielfältig, wohnortnah und digital unter-
stützt. Wir setzen auf einen starken Mix 
aus professioneller Pflege, Alltagsunter-
stützung, Tagesangeboten und betreuten 
gemeinschaftlichen Wohnformen. Pflege-
fachkräfte erhalten mehr Kompetenzen 
und Verantwortung.  Die Kompetenzen von 
Pflegefachkräften müssen sinnvoller ge-
nutzt werden, um die pflegerische Versor-
gung zu stabilisieren und die Versorgungs-
qualität nachhaltig zu verbessern. 
 

65.  Pflege neu aufstellen: 

Pflege im Jahr 2030 ist viel-

fältig, wohnortnah und di-

gital unterstützt. Wir setzen 

auf einen starken Mix aus 

professioneller Pflege, All-

tagsunterstützung, Tages-

angeboten und betreten 

Wohnformen. Pflegefach-

kräfte erhalten mehr Kom-

petenzen und Verantwor-

tung. Digitale Assistenzsys-

teme länger ein selbstbe-

stimmtes Leben im eigenen 

Zuhause. 

 Annahme  

Antragsteller: Frauen Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 938 nachfolgend ergänzen:  
 
Medizinische Versorgung im ländlichen 
Raum durch Medi-Bus verbessern: Zur 
Verbesserung der ärztlichen Versorgung in 

66.   Der Medi-Bus war ein in Hessen 
äußerst erfolgreiches Projekt, das 
in den strukturschwachen Regio-
nen Nordhessens insbesondere 
für ältere Menschen ein wichtiges 
Angebot war. Ein ähnliches Ange-
bot könnte in Sachsen-Anhalt eine 
hervorragende Ergänzung zu 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Medizinische Versor-

gung im ländlichen 

Raum durch Medi-Bus 

verbessern: Zur Ver-

besserung der 
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ländlichen Regionen streben wir die Ein-
führung eines sogenannten Medi-Bus an. 
Als rollende Praxis hat der Medi-Bus einen 
Arzt und eine Medizinische Fachange-
stellte (MFA) an Bord sowie alles an Aus-
stattung, was eine Hausarztpraxis benö-
tigt. Ziel ist es, ihn mit einem festen Fahr-
plan durch Regionen Sachsen-Anhalts fah-
ren zu lassen, die besonders unter Ärzte-
mangel leiden. Es ließe sich auch eine 
fachärztliche Ausstattung des Medi-Bus 
(z.B. Augenarzt, Hautarzt) denken.  
 

anderen Elementen der Gesund-
heitsversorgung sein. 
 
 

ärztlichen Versorgung 

in ländlichen Regionen 

streben wir die Einfüh-

rung eines sogenannten 

Medi-Busses an. Als rol-

lende Praxis hat der 

Medi-Bus einen Arzt 

und eine Medizinische 

Fachangestellte (MFA) 

an Bord sowie alles an 

Ausstattung, was eine 

Hausarztpraxis benö-

tigt. Ziel ist es, ihn mit 

einem festen Fahrplan 

durch Regionen Sach-

sen-Anhalts fahren zu 

lassen, die besonders 

unter Ärztemangel lei-

den. Bei erfolgreicher 

Erprobung ist eine fach-

ärztliche Ausstattung 

des Medi-Busses (z.B. 

Augenarzt, Hautarzt) 

möglich. 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 933 bis 937 ändern in:  
 
Medizinische Versorgungszentren, die als 
weiterentwickelte und modernisierte „Po-
likliniken“ gesehen werden können, und 
Gesundheitscampus-Modelle, in denen 
Hausärzte, Fachärzte, Pflege, Therapie und 

67.  Medizinische Versorgungs-

zentren  und Gesund-

heitscampus-Modelle, in 

denen Hausärzte, Fach-

ärzte, Pflege, Therapie und 

soziale Dienste zusammen-

arbeiten, werden zum 

Rückgrat der Versorgung. 

Kommunale,genossen-

schaftliche und privat-

Viele Bürger in Sachsen-Anhalt 
vermissen die Wertschätzung und 
Fortführung guter, in der DDR um-
gesetzter Ideen in der Nachwen-
dezeit, ohne „ostalgisch“ zu sein! 
Viele Bürgerinnen in ST haben nie 
verinnerlicht, dass es keine Wie-
dervereinigung, sondern ein An-
schluss war und dies nicht nur ju-
ristisch. Hier ist die Chance, den 

Keine Berücksichtigung Die CDU richtet ihre Politik an 

den Herausforderungen der 

Gegenwart und den Chancen 

der Zukunft aus. Eine Begrün-

dung aktueller Vorhaben mit 

Verweisen auf Erfahrungen 

aus der DDR wird unserem 

Verständnis von Freiheit, so-

zialer Marktwirtschaft und 
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soziale Dienste zusammenarbeiten, wer-
den zum Rückgrat der Versorgung. Kom-
munale, genossenschaftliche und privat-
gemeinnützige Trägermodelle fördern wir 
gleichermaßen. 
 

gemeinnützige Trägermo-

delle fördern wir gleicher-

maßen. 

BürgerInnen zu zeigen, dass wir 
uns der regionalen Geschichte be-
wusst sind. 

demokratischer Erneuerung 

nicht gerecht. 

Antragsteller: Ortsverband Eilsleben, 

Kreisverband Börde 

 

Zeile 957 nachfolgend ergänzen: 

 

Im Rahmen der 4+1-Initiative sollen frei-
willige Kooperationen zwischen Schulen, 
Pflegeeinrichtungen und Pflegeschulen 
unterstützt werden, um Schülerinnen und 
Schülern frühzeitig Einblicke in soziale 
und pflegerische Berufe zu ermöglichen. 

68. 1

2 

 Die 4+1-Initiative bietet die 

Chance, Berufsorientierung und 

Praxisbezug an Schulen weiter 

auszubauen. Freiwillige Koopera-

tionen mit Pflegeeinrichtungen 

ermöglichen Schülerinnen und 

Schülern frühzeitig Einblicke in 

soziale und pflegerische Berufe 

und stärken zugleich soziale Kom-

petenzen sowie gesellschaftliche 

Verantwortung. Der Antrag setzt 

bewusst auf Kooperation und Frei-

willigkeit statt auf zusätzliche ver-

pflichtende Vorgaben. 

 

Annahme  

Antragsteller: Ortsverband Eilsleben, 

Kreisverband Börde 

 

In Zeile 959 streichen 

 

„… Pflege bezahlbar halten …“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

69.  Angehörige entlasten und 

Pflege bezahlbar halten: 

Pflegende Angehörige sind 

das Rückgrat der Pflege. 

Wir stärken Beratungsan-

gebote, Kurzzeit- und Ver-

hinderungspflege sowie fle-

xible Entlastungsmodelle. 

Auf Bundesebene setzen 

wir uns für eine grundle-

gende Reform der Pflege-

versicherung ein, mit gede-

ckelten Eigenanteilen, fai-

rer Finanzierung und 

Die Formulierung vermittelt den 

Eindruck, die Pflegekosten könn-

ten durch Landespolitik dauerhaft 

„bezahlbar gehalten“ werden. Tat-

sächlich sind bereits heute viele 

pflegebedürftige Menschen auf er-

gänzende Sozialhilfeleistungen 

angewiesen. Die wesentlichen fi-

nanziellen Rahmenbedingungen 

der Pflege werden zudem auf Bun-

desebene geregelt. Die Formulie-

rung weckt daher Erwartungen, 

die landespolitisch nur 

Keine Berücksichtigung Bezahlbare Pflege ist ein 

Thema von hoher gesell-

schaftlicher Relevanz. Über 

den Bundesrat kann sich die 

Landesregierung für das 

Thema einsetzen. Ab Zeile 

961 wird erklärend ausge-

führt:  Auf Bundesebene set-

zen wir uns für eine grundle-

gende Reform der Pflegeversi-

cherung ein, mit gedeckelten 

Eigenanteilen, fairer Finan-

zierung und Schutz des selbst-

genutzten Wohneigentums. 
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Schutz des selbstgenutzten 

Wohneigentums. 

eingeschränkt beeinflussbar sind 

und sollte deshalb entfallen. 

 

Antragsteller: Ortsverband Eilsleben, 

CDU Kreisverband Börde 

 

Zeile 963 nachfolgend ergänzen: 
 
Ferner setzen wir uns auf Bundesebene 
für eine Vereinfachung der Regelungen 
des § 43c SGB XI ein, um Pflegeeinrich-
tungen von unnötigem Verwaltungsauf-
wand zu entlasten und eine rechtssichere, 
einheitliche Abrechnung der Leistungszu-
schläge sicherzustellen. 

70. 1

0 

 Die derzeitige Berechnung der 

Leistungszuschläge nach § 43c 

SGB XI führt in der Praxis zu er-

heblichem bürokratischem Auf-

wand und wiederkehrenden Run-

dungsdifferenzen zwischen Pfle-

geeinrichtungen, Abrechnungs-

software und Kostenträgern. Eine 

Vereinfachung der gesetzlichen 

Regelungen würde Verwaltungs-

aufwand reduzieren, die Digitali-

sierung erleichtern und zu mehr 

Rechtssicherheit sowie Transpa-

renz beitragen. Pflegeeinrichtun-

gen sollen sich stärker auf die Ver-

sorgung der Menschen konzent-

rieren können statt auf unnötige 

bürokratische Detailfragen. 

 

Annahme  

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 

 

Zeile 969 nachfolgend ergänzen:  

 

Die Interoperabilität zwischen den Doku-

mentationssystemen ist kostenneutral zu 

gewährleisten. 

 

71.  Bis 2030 schaffen wir eine 

leistungsfähige digitale Inf-

rastruktur in Praxen, Klini-

ken und Pflegeeinrichtun-

gen. Bürokratie wird abge-

baut, Daten sicher und 

sinnvoll genutzt. 

 

 

 

 

 

 

Schnittstellen, welche den Daten-

austausch zwischen Dokumentati-

onssystemen und deren Subsyste-

men ermöglichen, zählen zu den 

größten Kostentreibern im Be-

reich der Digitalisierung 

des Gesundheitswesens. 

Keine Berücksichtigung Zu unverständlich für ein 

Wahlprogramm. Auf die Kos-

tenentwicklung im Gesund-

heitswesen wird an anderen 

Stellen des Programms mehr-

fach eingegangen.  
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Soziale Gerechtigkeit und Familie 

 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 

Zeilen 1015-1017 ändern in: 

 

In einer Zeit gesellschaftlicher Herausfor-

derungen und demografischer Umbrüche 

wollen wir als CDU Sachsen-Anhalt den ge-

sellschaftlichen Zusammenhalt auf Basis 

unseres christlich-abendländischen Wer-

tefundaments sichern. Wir sorgen dafür, 

dass unser Land ein Ort bleibt... 

 

72.  In einer Zeit vielfältiger in-

dividueller Lebensent-

würfe, gesellschaftlicher 

Umbrüche und demografi-

scher Herausforderungen 

wollen wir als CDU Sach-

sen-Anhalt dafür sorgen, 

dass unser Land ein Ort 

bleibt... 

Der Begriff „vielfältige individuelle 
Lebensentwürfe“ ist ein linkes 
Modewort. 
Die CDU sollte Krisenzeiten nicht 

mit soziologischen Floskeln be-

gegnen, sondern ihr eigenes, star-

kes Wertefundament als Anker für 

gesellschaftliche Stabilität in den 

Vordergrund rücken.  

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

In einer Zeit individuel-

ler Lebensentwürfe, ge-

sellschaftlicher Umbrü-

che und demografischer 

Herausforderungen 

wollen wir als CDU 

Sachsen-Anhalt  den ge-

sellschaftlichenZusam-

menhalt auf Basis unse-

res christlich-abendlän-

dischen Wertefunda-

ments sichern. Wir sor-

gen dafür, dass unser 

Land ein Ort bleibt... 

 

 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 

 

Zeile 1035 nachfolgend ergänzen:  

 

Wir verbessern die Vereinbarkeit von Fa-

milie und Beruf durch verlässliche 

Rahmenbedingungen. 

 

73.  Ein starkes Miteinander 

der Generationen, auf die 

Chancen einer solidari-

schen Gesellschaft setzen 

und auf eine Sozialpolitik, 

die gezielt dort hilft, wo 

Unterstützung gebraucht 

wird. Soziale Verantwor-

tung bedeutet für uns, Frei-

heit mit Verlässlichkeit zu 

verbinden, Chancen zu er-

öffnen und Leistung wie 

Vereinbarkeit stärkt Erwerbstätig-

keit und gesellschaftliche Stabili-

tät. 

Annahme  
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Bedürftigkeit gleicherma-

ßen im Blick zu behalten. 

 

Antragsteller: Kreisverband Börde 
 
Zeile 1098 nachfolgend ergänzen: 
 
Wir setzen uns für eine Grunderwerbsteu-
erfreiheit beim erstmaligen Erwerb selbst-
genutzten Wohneigentums im ländlichen 
Raum für Ehegatten und Lebenspartner 
bis zum 40. Lebensjahr ein. 

74. 2  Der Erwerb von Wohneigentum 

wird für junge Familien zuneh-

mend schwieriger. Die Grunder-

werbsteuer stellt insbesondere 

beim erstmaligen Immobiliener-

werb eine erhebliche finanzielle 

Belastung dar. Die vorgeschlagene 

Regelung stärkt Eigentumsbil-

dung, Eigenverantwortung und 

private Altersvorsorge. Darüber 

hinaus muss insbesondere der 

ländliche Raum gestärkt.  

 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Zeile 2439 nachfolgend 

ergänzen: 

 

 Wir setzen uns für eine 

Grunderwerbsteuerbe-

freiung beim erstmali-

gen Erwerb selbstge-

nutzten Wohneigen-

tums im ländlichen 

Raum ein.  So wollen wir 

insbesondere jungen 

Familien den Schritt in 

die eigenen vier Wände 

erleichtern. 

 

Schließt Alleinerziehende, un-

verheiratete Paare und Einzel-

personen aus. 

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis 
 
Zeile 1104 nachfolgend  ergänzen: 
 
Darüber hinaus werden wir jegliche Art 
von vorhandener Altersdiskriminierung 
entgegentreten. Dazu gehören u. a. Aufklä-
rungs- und Bildungsmaßnahmen, alters-
freundliche Arbeitsmodelle, klare Rege-
lungen gegen Diskriminierung im Berufs-
alltag und im täglichen Leben. Auch im di-
gitalen Bereich muss der Zugang für Seni-
orinnen und Senioren durch 

75.  Die Belange älterer Men-
schen in den Mittelpunkt 
rücken: Mehr als ein Drittel 
der Menschen in Sachsen-
Anhalt ist älter als 60 Jahre. 
Ihre Lebensleistung ver-
dient Respekt– ihre Erfah-
rung ist ein Gewinn für un-
sere Gesellschaft. Wir wol-
len Orte der Begegnung 
wie Mehrgenerationenhäu-
ser oder Seniorentreffs 
stärken, Vereinsamung 
entgegenwirken und alter-
native Wohnformen för-
dern. Gemeinsam mit den 

Altersdiskriminierung ist in vielen 
Bereichen immer noch Realität – 
sei es im Berufsleben, in der medi-
zinischen Versorgung oder im ge-
sellschaftlichen Alltag (Beispiele: 
Kreditvergabe oder Versiche-
rungsbeiträge). 
Die heutige Generation der über 
60-jährigen ist mehrheitlich kör-
perlich und geistig besser aufge-
stellt, als das in der Vergangenheit 
der Fall war. Überdies stellt eine 
berufliche Tätigkeit gerade für 
viele ältere Beschäftigte mehr als 

Annahme  
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benutzerfreundliche und altersgerechte 
Angebote verbessert werden. Auch analoge 
Kontaktmöglichkeiten müssen weiterhin 
vorgehalten werden. Wir wollen ein 
Deutschland, in dem alle Generationen 
gleichberechtigt und respektvoll zusam-
menleben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kommunen wollen wir die 
Seniorenmitwirkung stär-
ken und Generationen ver-
bindende Projekte voran-
treiben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Arbeit im eigentlichen Sinn dar. 
Vielmehr sind für diese Genera-
tion der soziale Kontakt, das Ge-
fühl des Gebrauchtwerdens und 
der Stolz, eigene Kenntnisse und 
Fertigkeiten der nachfolgenden 
Generation weiterzugeben. Es 
müssen Konzepte entwickelt wer-
den, die dieser veränderten Situa-
tion Rechnung tragen.  
Allerdings muss bei einer Tätig-
keit den sich teilweise durch das 
Alter bedingten unterschiedlichen 
Belastungsgrenzen Rechnung ge-
tragen werden. Arbeitsbeginn und 
Arbeitsende, Arbeitsrhythmen, 
Arbeitsabläufe sowie der Arbeits-
umfang an sich und auch der Ar-
beitsplatz selbst sind entspre-
chend anzupassen. Es muss bei-
spielsweise möglich sein, die wö-
chentliche Arbeitszeit zu reduzie-
ren oder bei Berufen, die mit 
schwerer körperlicher Arbeit ver-
bunden sind, rechtzeitig eine z.B. 
staatlich geförderte Umschulung 
zu einer leichteren Arbeit zu ge-
währen. Eine Beschäftigung nach 
der Umschulung muss gesichert 
sein.  
Eine angemessene berufliche Tä-
tigkeit beugt besonders im Alter 
der Entwicklung psychischer und 
physischer Erkrankungen vor. 
 

Antragsteller: Kreisverband Mansfeld-
Südharz 
 

76.  Wir setzen uns dafür ein, 
dass hauptamtliche Stellen 
für kommunale 

Die Umsetzung des wichtigen An-

liegens soll die Kommunen nicht 

zu zusätzlichen Stellen 

Annahme  
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Zeilen 1114-1116 ändern in: 
 
Wir setzen uns dafür ein, dass Stellen für 
kommunale Behindertenbeauftragte bei 
den Landkreisen und kreisfreien Städten 
geschaffen werden. 
 

Behindertenbeauftragte bei 
den Landkreisen und kreis-
freien Städten verpflich-
tend geschaffen werden. 
 

verpflichten. Vielmehr soll es 

möglich bleiben, dass vorhande-

nes Personal oder Ehrenamtliche 

die Aufgabe erfüllen können.  

Antragsteller:  Frauen Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeilen 1119-1130 ändern in: 
 
Für Chancengleichheit von Frauen und 
Männern sorgen: In vielen Bereichen sind 
Frauen noch immer unterrepräsentiert. 
Wir wollen das ändern durch gezielte För-
derung, besonders auch in naturwissen-
schaftlich-technischen Bereichen, und 
durch Unterstützung auf dem Weg in Füh-
rungspositionen. Wir wollen zudem die 
Sichtbarkeit von Vorbildern verbessern. 
 
Wir setzen uns dort, wo noch Lohnun-
gleichheiten bestehen, für gleiche Bezah-
lung und darüber hinaus für gleiche beruf-
liche Aufstiegschancen und faire Vertei-
lung familiärer Sorgearbeit ein. Daher un-
terstützen wir Männer, die Verantwortung 
in Erziehung oder Pflege übernehmen. 
 
Wir bekämpfen jede Form von Gewalt ge-
gen Frauen mit aller Entschlossenheit! Die 
Umsetzung der Istanbul-Konvention bleibt 
für uns eine zentrale Verpflichtung auf 
Landesebene, insbesondere in den Berei-
chen Prävention, Schutz und Beratung. 
 

77.  Für Chancengleichheit 
von Frauen und Männern 
sorgen 
In vielen Bereichen sind 

Frauen noch immer unter-

repräsentiert. Wir wollen 

das ändern und die Sicht-

barkeit von Vorbildern ver-

bessern, durch gezielte 

Förderung im Naturwis-

senschaftlich-Techni-

schen-Bereich und Unter-

stützung auf dem Weg in 

Führungspositionen. Wir 

setzen uns dort, wo noch 

Lohnungleichheiten beste-

hen, für gleiche Bezahlung 

ein und bekämpfen jede 

Form von Gewalt gegen 

Frauen mit aller Entschlos-

senheit. Die Umsetzung der 

Istanbul-Konvention bleibt 

für uns eine zentrale Ver-

pflichtung auf Landes-

ebene, insbesondere im Be-

reich Prävention, Schutz 

und Beratung. Gleichzeitig 

unterstützen wir Männer, 

Der Absatz ist in seiner ursprüng-

lichen Fassung an mehreren Stel-

len nicht konsistent. Der vorge-

legte Vorschlag schafft eine textli-

che Stimmigkeit mit minimaler 

inhaltlicher Ergänzung. 

Annahme  
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Wir wenden uns gegen ein Genderver-
ständnis, das die Gleichwertigkeit der Ge-
schlechter 
durch Sprachregelungen auszudrücken 
versucht. Wir erleben dies als eine Symbol-
politik, die in der Sache nicht hilft und 
keine Akzeptanz in der Mehrheit der Be-
völkerung hat. 
 
Die Förderung der Frauenschutzhäuser 
und des Landesfrauenrats wollen wir wei-
terentwickeln. 

die Verantwortung in Erzie-

hung oder Pflege überneh-

men, und wenden uns ge-

gen ein Genderverständnis, 

das die Gleichwertigkeit der 

Geschlechter durch 

Sprachregelungen ersetzt. 

Wir erleben dies als eine 

Symbolpolitik, die in der 

Sache nicht hilft und keine 

Akzeptanz in der Mehrheit 

der Bevölkerung hat. Die 

Förderung des Landesfrau-

enrates und der Frauen-

schutzhäuser wollen wir 

weiterentwickeln. 

 

 

Die innovativste Landwirtschaft in Europa 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 1340 ändern in:  
 
Eine innovative und zukunftsorientierte 
Landwirtschaft 

78.  Die innovativste Landwirt-
schaft in Europa 

Die Wählerinnen und Wähler 

könnten fragen, ob wir größen-

wahnsinnig sind. Warum müssen 

wir die Besten in Europa sein wol-

len, obwohl es sehr unwahr-

scheinlich ist, dass wir es sind 

oder werden. Ein oberes Mittelfeld 

ist eine bemerkenswerte Leistung 

und glaubwürdiger. 

 

 

 

Keine Berücksichtigung Die bisherige Formulierung 

wurde bewusst klar, ambitio-

niert und politisch zugespitzt 

gewählt. 
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Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
Zeilen 1358-1359 ändern in: 
 
Wir stehen fest an der Seite unserer land- 

und forstwirtschaftlichen Unternehmen, 

die mehr gesellschaftliche Wertschätzung 

verdienen und der Bevölkerung im ländli-

chen Raum. 

 

79.  Wir stehen fest an der Seite 

unserer land- und forst-

wirtschaftlichen Unterneh-

men und weiterer Akteure 

im ländlichen Raum. 

 Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
Zeilen 1367-1370 ändern in: 
 
Die innovativste Landwirtschaft 
Deutschlands: Mit dem Einsatz von mo-
derner Technologie und KI-gestütztem 
Steuern das Bewirtschaften von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben noch effi-
zienter und günstiger machen. Wir werden 
unsere führende Stellung beim Einsatz 
moderner Technologien weiter ausbauen 
und wollen dafür die Akteure im ländli-
chen Raum mit den in den Landesbehör-
den vorhandenen Daten unterstützen. 
 
 
 
 
 
 

80.  Die innovativste Land-
wirtschaft Deutschlands: 
Mit dem Einsatz von mo-
derner Technologie und KI-
gestütztem Steuern das Be-
wirtschaften von Ackerflä-
chen noch effizienter und 
günstiger machen. Wir wer-
den unsere führende Stel-
lung beim Einsatz moder-
ner Technologie weiter aus-
bauen. 
 

 Annahme  
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Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
Zeilen 1378-1380 
 
Eigentum schützen, ländlichen Raum 

stärken: Vorrang für Landwirtschaft, Be-

triebe sichern und regionale Produktion 

gezielt unterstützen. „Grüne Berufe“ at-

traktiver machen. 

 

81.  Eigentum schützen, länd-
lichen Raum stärken: Bo-
denmarkt stabilisieren, 
Vorrang für Landwirt-
schaft, Betriebe sichern 
und regionale Produktion 
gezielt unterstützen. 
„Grüne Berufe“ attraktiver 
machen. 

 Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
1389-1390 streichen 

 

82.  Beim Bodenmarkt setzen 
wir auf das Eigentum und 
wollen den örtlichen Eigen-
tümer stärken. 
 

 Annahme  

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis 
 
Zeile 1391 nachfolgend ergänzen: 
 
Die Zweckentfremdung landwirtschaftli-
cher Nutzflächen für andere Ziele (Versie-
gelung, Industrieflächen auf der „grünen“ 
Wiese, Zersiedelung, Ausgleichsmaßnah-
men usw.) muss insbesondere bei Böden 
mit hoher Bonität minimiert werden.  
 
 

83.   Wegen verschiedener kriegeri-
scher Auseinandersetzungen ist 
es global zur Verknappung und in-
folge der Energiekostenexplosion 
zur Verteuerung von Nahrungs- 
und Futtermitteln gekommen. 
Weltweit drohen insbesondere in 
den ärmsten Ländern Hungers-
nöte. Unter diesen Umständen ist 
es nicht moralisch zu rechtferti-
gen, dass Deutschland als ein 
Land mit vorzüglicher naturräum-
licher Ausstattung täglich ca. 100 
ha landwirtschaftliche Nutzfläche 
zweckentfremdet, oftmals Acker-
flächen nur eingeschränkt nutzt 
und durch Drosselung der Eigen-
produktion (Extensivierung) sogar 
ein Nettoimporteur an diversen 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Landwirtschaftliche 

Nutzflächen wirksam 

schützen: Die Inan-

spruchnahme landwirt-

schaftlicher Nutzflä-

chen für andere Zwecke 

– etwa Versiegelung, In-

dustrieansiedlungen 

auf der „grünen Wiese“, 

Zersiedelung oder Aus-

gleichsmaßnahmen – 

wollen wir deutlich be-

grenzen. Insbesondere 

Böden mit hoher Bonität 

Sprachlich runder, greift den 

Duktus des Programms auf.  
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Nahrungs- und Futtermitteln ist, 
statt Solidarität mit den Notlei-
denden zu zeigen. Es ist zwingend 
notwendig, die Produktionskapa-
zitäten zu steigern und nachhaltig 
zu gewährleisten, zumal die land-
wirtschaftlichen Nutzflächen auch 
für die Gewinnung von Bioenergie 
und Rohstoffen im Rahmen der 
Energiewende benötigt werden. 
 

sind als Grundlage für 

eine leistungsfähige 

und nachhaltige Land-

wirtschaft vorrangig zu 

sichern. 

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis  
 
Zeilen 1466 bis 1467 ändern in:  
 
Wir setzen auf eine gezielte Förderung und 
praktische Anwendung der neuen Züch-
tungsmethoden (Genom – Editing), um die 
Schaffung von an den Klimawandel ange-
passter Sorten zu beschleunigen. Dies 
schließt die weitere Unterstützung ent-
sprechender Vorlaufforschungen, insbe-
sondere im IPK Gatersleben, ein. 
 

84.  Wir setzen auf eine For-
schung, die auch den Ein-
satz von Neuen genomi-
schen Techniken umfasst. 
Das IPK in Gatersleben soll 
dazu weiter gefördert wer-
den. 
 

Die Ernährungssicherung der 

wachsenden Weltbevölkerung 

und die Anpassung an die Erder-

wärmung erfordern die Züchtung 

trocken- und dürretoleranter, 

nährstoffeffizienter, krankheits- 

und schädlingsresistenter Pflan-

zensorten. Mit dem sog. Genom - 

Editing (z. B. CRISPR/Cas) können 

derartige Züchtungen wesentlich 

beschleunigt werden, da sie defi-

nierte und punktgenaue interne 

Gen - Umlagerungen ermöglichen. 

Solche „neue genomische Techni-

ken“ (NGT) sind durch die in 

Deutschland bzw. der EU gelten-

den Zulassungsverfahren sehr er-

schwert, die sich vorrangig an der 

Zuchtmethode und nicht (wie in 

vielen anderen Staaten) an deren 

Resultat orientieren. Trotz exzel-

lenter Grundlagenforschung in 

der Biotechnologie verlieren 

Deutschland und die EU deshalb 

Annahme  
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zunehmend den Anschluss an die 

globale Forschung, Entwicklung 

und Investitionstätigkeit auf die-

sem Gebiet. Wissenschaftliche 

Akademien fordern seit Jahren 

produktbezogene Zulassungsver-

fahren. Eine Reform des deut-

schen und EU-Gentechnikrechts 

ist erforderlich, um die Forschung 

und Anwendung von NGT außer-

halb der GVO - Regulierung zu re-

geln. 

 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
1473-1474 ändern in: 
 
Hauptaufgabe unserer landwirtschaftli-

chen Flächen bleibt die landwirtschaftli-

che Nutzung.  

 

85.  Der Ausbau regenerativer 
Energien muss im Einklang 
mit den Anforderungen an 
unsere landwirtschaftli-
chen Nutzflächen stehen. 
 

 Annahme  

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 1482 nachfolgend ergänzen: 
 
Dokumentationspflicht überprüfen: Wir 
wollen die Dokumentationspflicht über-
prüfen und auf das Notwendigste reduzie-
ren.  
 

86.   Der Nachweis für den Einsatz von 

Antibiotika in der Tiermedizin bei 

nicht Lebensmittel liefernden Tie-

ren trägt nicht zur Ausbildung von 

Resistenzen bei. Es muss bei die-

sen Tieren beim Einsatz von Anti-

biotika ein Resistenztest gemacht 

werden. Das ist ausreichend. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Dokumentations-

pflichten auf das Not-

wendigste reduzieren: 

Wir wollen bestehende 

Dokumentationspflich-

ten überprüfen und dort 

abbauen, wo sie keinen 

zusätzlichen Nutzen für 

Tiergesundheit oder 

Sprachlich runder.  
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Verbraucherschutz 

schaffen. 

 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
1501-1502 streichen 

 

 

87.  Durch Vereinfachung wer-

den wir Sektionsbedenken 

fachgerecht ausgestalten.  

 Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
1523-1524 streichen  

 

88.  Wir konnten in dem Be-
reich auf EU-Ebene 
Schlimmeres verhindern. 

 Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Landwirtschaft, Forsten und Verbrau-
cherschutz“ 
 
1529-1535 ändern in:  
 
Wiederherstellungs-Verordnung der EU 
zurückweisen: Wir sprechen uns dafür 
aus, die Wiederherstellungsverordnung 
vollständig aufzuheben, um unter Einbe-
ziehung aller relevanten Akteure ein 
neues, praxistaugliches und vor allem fai-
res und finanziell unterlegtes Regelwerk 
zum Erhalt und der Anpassung unserer na-
türlichen Lebensgrundlagen an die Her-
ausforderungen des Klimawandels zu ent-
wickeln. Zusätzliche Unterschutzstellung 
von heute land- und forstwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen lehnen wir ab. 

89.  Wiederherstellungs-Ver-
ordnung und Boden-
schutz-Richtlinie der EU 
ablehnen: Die Wiederher-
stellungs-VO muss aufge-
hoben werden. Wir setzen 
auf kooperative Modelle für 
mehr Natur- und Umwelt-
schutz in der Landwirt-
schaft. Diese haben z.B. 
durch Produktionsinte-
grierte Kompensations-
maßnahmen ihren Erfolg 
gezeigt. Das geplante Büro-
kratiemonster der Boden-
schutzrichtlinie lehnen wir 
ab. Zusätzliche Unter-
schutzstellung von heute 
land- und forstwirtschaft-
lich genutzten Flächen leh-
nen wir ab. 

 Annahme  
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Antragsteller: Ortsverband Mitte Magde-
burg 
 
Zeilen 1529-1535 ändern in:  
 
Wiederherstellungs-Verordnung und Bo-
denschutz-Richtlinie der EU pragmatisch 
umsetzen: 
Wir unterstützen unsere heimischen Be-
triebe bei der zukunftsfähigen Bewirt-
schaftung ihrer Flächen. Die konkrete Um-
setzung beider EU-Vorgeben erfordert un-
bürokratische Maßnahmen, die in enger 
Kooperation mit unseren Landwirten vor 
Ort ergriffen werden.  
 
 
 
 
 

90.  Wiederherstellungs-Ver-
ordnung und Boden-
schutz-Richtlinie der EU 
ablehnen: Die Wiederher-
stellungs-VO muss aufge-
hoben werden. Wir setzen 
auf kooperative Modelle für 
mehr Natur- und Umwelt-
schutz in der Landwirt-
schaft. Diese haben z.B. 
durch Produktionsinte-
grierte Kompensations-
maßnahmen ihren Erfolg 
gezeigt. Das geplante Büro-
kratiemonster der Boden-
schutzrichtlinie lehnen wir 
ab. Zusätzliche Unter-
schutzstellung von heute 
land- und forstwirtschaft-
lich genutzten Flächen leh-
nen wir ab. 

Eine Aufhebung der 2024 be-
schlossenen EU-Wiederherstel-
lungs-VO und der 2025 beschlos-
senen EU-Bodenschutzrichtlinie 
ist unrealistisch. Laut VO ist der 
Entwurf der nationalen Wieder-
herstellungsstrategie der EU-
Kommission bis zum 01.09.26 
vorzulegen. Eine Blockade auf 
Landesebene würde verunsi-
chern, für Stillstand sorgen und 
letztlich unseren politischen Geg-
nern nützen. Zudem steht die Ab-
lehnung beider EU-Vorgaben im 
Widerspruch zu Eckpunkten des 
Abschnitts „Die Natur-Unsere 
Heimat“ im Entwurf des Regie-
rungsprogramms.   
Die Anforderungen beider EU-
Vorgeben sollten als Chance be-
griffen werden. Maßnahmen zu 
deren Umsetzung dienen der lang-
fristigen Sicherung unserer natür-
lichen Lebensgrundlage. Sie kön-
nen die Land- und Forstwirtschaft 
bei der Verwirklichung zukunfts-
fähiger/klimaresilienter Bewirt-
schaftungsmethoden unterstüt-
zen.  
Grundsätzlich soll es auch weiter-

hin möglich sein, dass land- und 

forstwirtschaftlich genutzte Flä-

chen unter Schutz gestellt werden 

können.  

Erledigt durch die An-

nahme des vorherge-

henden Antrages 

 



58 
 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeilen 1529-1535 streichen  
 

91.  Wiederherstellungs-Ver-
ordnung und Boden-
schutz-Richtlinie der EU 
ablehnen: Die Wiederher-
stellungs-VO muss aufge-
hoben werden. Wir setzen 
auf kooperative Modelle für 
mehr Natur- und Umwelt-
schutz in der Landwirt-
schaft. Diese haben z.B. 
durch Produktionsinte-
grierte Kompensations-
maßnahmen ihren Erfolg 
gezeigt. Das geplante Büro-
kratiemonster der Boden-
schutzrichtlinie lehnen wir 
ab. Zusätzliche Unter-
schutzstellung von heute 
land- und forstwirtschaft-
lich genutzten Flächen leh-
nen wir ab. 
 

Die zusätzliche Unterschutzstel-
lung von heute land- und forst-
wirtschaftlich genutzten Flächen 
kann aus Naturschutzgründen 
sinnvoll sein. Es kommt auf den 
Einzelfall an. 

Erledigt durch die An-

nahme des vorherge-

henden Antrages 

 

 

Energie – sicher und bezahlbar 

 

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis 
 
Zeile 1588  ändern in:  
 
Wasserstofftechnologie für die Industrie 
fördern 
 

92.  Dekarbonisierter Wasser-
stoff für die Industrie 

Der Begriff „dekarbonisierter 
Wasserstoff“ ist sachlich unrich-
tig. Wasserstoff kann nicht dekar-
bonisiert werden, da er weder 
Kohlenstoff enthält noch bei sei-
ner Herstellung (strombetriebene 
Aufspaltung von Wasser in Was-
serstoff und Sauerstoff  = Elektro-
lyse)  Kohlenstoff entsteht.  
Ziel ist es, die Industrie (Stahl, 
Chemie) ohne CO2 –Emission zu 

Annahme  
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erzeugen (also zu dekarbonisie-
ren). 
 

Antragsteller: MIT Sachsen-Anhalt 
 
Zeilen 1592-1595 ändern in:  
Wir sind die Kraft für eine bezahlbare, ver-
lässliche und nachhaltige Energiepolitik. 
Wir handeln ideologiefrei und überneh-
men Verantwortung für unsere Bürgerin-
nen und Bürger sowie für unsere heimi-
sche Wirtschaft. So schaffen wir die Basis 
für wirtschaftliche Entwicklung und Pla-
nungssicherheit, ohne die Menschen und 
Unternehmen im Land weiter zu belasten. 
 

93.  Wir werden Energiepolitik 
ideologiefrei und mit Au-
genmaß betreiben. Versor-
gungssicherheit, Bezahl-
barkeit und Klimaschutz 
müssen in einem verant-
wortbaren Verhältnis zuei-
nander-stehen.  Sachsen-
Anhalt braucht eine Ener-
gie-politik, die wirtschaftli-
che Entwicklung ermög-
licht,  Planungssicherheit 
schafft und Bürger genauso 
wie Unternehmen nicht 
überfordert. 

Die Neufassung formuliert unse-
ren Führungsanspruch deutlich 
aktiver („Wir sind die Kraft“) und 
rückt Bürger und heimische Wirt-
schaft anstelle abstrakter Begriffe 
in den Fokus. Das Versprechen, 
„nicht weiter zu belasten“, er-
kennt die aktuelle Realität zudem 
besser an als das bloße Vermeiden 
von „Überforderung“. Vor allem 
aber bildet dieses pragmatische 
Leitbild nun die perfekte, logische 
Klammer für unsere folgenden 
konkreten Forderungen – vom 
wasserstofffähigen Kraftwerk bis 
zum flächenschonenden Solar-
ausbau. 
 

Annahme  

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis 
 
Zeile 1603 nachfolgend ergänzen:  
 
Wir setzen uns auf Bundesebene dafür ein, 
die Nutzung heimischen Erdgases unter 
Einbeziehung des so genannten Schiefer-
gases, des Frackings und der CO2- Ab-
scheidung und - Verklappung auszuwei-
ten. 
 

94.  Die Versorgung mit ver-
lässlicher Energie sicher-
stellen: Vor dem Rückbau 
 grundlastfähiger Kraft-
werke braucht es konkrete 
Lösungen bei Speichern, 
Netzen und Ersatzkraftwer-
ken. Versorgungssicherheit 
und Bezahlbarkeit haben 
für uns oberste Priorität – 
das ist die Grundlage für at-
traktive Standorte und si-
chere Arbeitsplätze. Dabei 
 muss die Unabhängigkeit 
unserer Energieversorgung 
im Sinne einer 

Die Nutzung unserer eigenen Gas-
vorräte würde die Resilienz unse-
rer Energieversorgung deutlich 
verbessern. In Norddeutschland 
(einschließlich des nördlichen 
Sachsen – Anhalts) liegen bis zu 
2,8 Billionen m3 erschließbares 
Erdgas. Aktuell fördert Deutsch-
land ca. 5,2 Mrd m3 Erdgas nach 
konventionellen Methoden und 
deckt damit ca. 5 % des Bedarfes. 
Dessen Anteil ließe sich in weni-
gen Wochen auf ca.10 – 15 % erhö-
hen (Prof. Amro, Institut für Bohr-
technik und Fluidbergbau, Berg-
akademie Freiberg). Noch 

Keine Berücksichtigung Die bisherige Formulierung 

einer Unabhängigkeit unserer 

Energieversorgung ist weitge-

hender. Einengung der Art 

und Weise der Energieversor-

gung, durch ein öffentlich kri-

tisch diskutiertes Verfahren.  
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Energieresilienzstrategie 
als Standortfaktor mitge-
dacht werden. 
 

günstiger ist die Situation bei un-
konventionellen Methoden. Ge-
mäß einer Untersuchung der Bun-
desanstalt für Geowissenschaften 
und Rohstoffe  gibt es davon Vor-
räte bis zu 2.340 Mrd. m3. Hinzu 
kämen noch die Gasvorräte aus 
Kohleflözen,von denen bis 450 
Mrd. m3 förderbar sind. Diese 
Mengen würden ausreichen, um 
die russischen Lieferungen für 
mehrere Jahrzehnte zu ersetzen. 
Die Förderung könnte mit relativ 
geringen Kosten innerhalb von 6 - 
12 Monaten beginnen und schnell 
gesteigert werden (Amro). Natür-
lich müsste dafür das in Deutsch-
land geltende faktische Fracking -
Verbot aufgehoben werden. Die 
Gegenargumente hinsichtlich der 
Umweltschädlichkeit des Fra-
ckings sind nicht stichhaltig, weil 
a) in Deutschland seit 1960 ca. 320 
Fracking – Maßnahmen ohne Um-
welt- bzw. Trinkwasserschädigun-
gen durchgeführt wurden, b) das 
gashaltige Gestein sich in 1000 
Meter Tiefe befindet, also weit un-
ter den Grundwasservorkommen, 
die in Deutschland bei 50-200 Me-
ter Tiefe liegen, und c) das  impor-
tierte Flüssiggas aus den USA 
ebenfalls mit Hilfe des Frackings 
gefördert wird und sein Transport 
sehr teuer und umweltschädlich 
ist. 
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Hierzu liegt dem Bundestag ein 
positiver Bericht der sog. „Fra-
ckingskommssion“(2021) vor, der 
aber dort noch nicht behandelt 
wurde. Auch hier würde die CO2 – 
Abscheidung emissionsmindernd 
wirken. 
 

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis 
 
 
Zeile 1609 nachfolgend ergänzen 
 
Auf Bundesebene dafür werben, die For-

schungen auf den Gebieten der Kern-

spaltung, Kernfusion und Entsorgung 

nicht aufzugeben, eine Neubewertung der 

Kernenergie vorzunehmen und an der in-

ternationalen Entwicklung der Kernkraft-

werke mitzuarbeiten, die den „Atommüll“ 

aus Zwischenlagern als Brennstoff über 

unser Jahrhundert hinaus verwerten und 

Endlager weitgehend entlasten könnte.  

 

95.   Da KKW kein CO2 emittieren, 
hätte ihr Weiterbetrieb einen Bei-
trag sowohl zur Dekarbonisie-
rung als auch sicheren Energie-
versorgung leisten können. Diese 
Chance ist entgegen den Empfeh-
lungen des Weltklimarats, der 
EU, des „Rates der Wirtschafts-
weisen“ und auch des CDU - Bun-
desparteitags durch die Ampelre-
gierung leichtfertig vertan wor-
den. Dadurch erhöhte sich das 
Angebotsdefizit beträchtlich und 
muss durch Gaskraft- und Kohle-
kraftwerke ausgeglichen werden, 
was zur Emissionszunahme 60 
Mio t CO2 führte. Ein adäquater 
Ersatz durch „Erneuerbare“ ist 
nicht ohne weiteres möglich. Wir 
brauchen eine Neubewertung der 
Kernenergie und Neubau von 
KKW der 4. Generation, die über 
Transmutation „Atommüll“ aus 
Zwischenlagern als Brennstoff 
über unser Jahrhundert hinaus 
verwerten und damit Endlager 
weitgehend entlasten könnten. 
Dazu muss der wissenschaftliche 
Vorlauf gesichert werden. 
Der Text des Änderungsantrags 
folgt im Wesentlichen dem Text in 

Keine Berücksichtigung Einengung der Art und Weise 

der Energieversorgung, durch 

ein öffentlich kritisch disku-

tiertes Verfahren. 
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unserem Grundsatzprogramm 
(vgl. dort Seite 16). 
 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 1645-1647 ändern in:  
 
Wir lehnen die Errichtung von Windener-
gieanlagen im Wald ab. 
 

96.  Wir stehen dem Errichten 
von Windenergieanlagen 
im Wald aufgrund seiner 
Multifunktionalität kritisch 
gegenüber. 

Deutlichere Formulierung, die 
auch alten Beschlüssen der CDU 
LSA entspricht. 

Keine Berücksichtigung Die Ursprungsformulierung 

trägt der Rechtslage besser 

Rechnung.  

 

Antragsteller: Gemeindeverband Sülze-
tal, Gemeindeverband Wanzleben 
 
Zeile 1649 nachfolgend ergänzen:  
 
Windräder auf Abstand halten: Für neue 
Windenergieanlagen und beim sogenann-
ten Repowering bestehender Anlagen wer-
den wir einen Mindestabstand von 2000 
Metern zur Wohnbebauung gesetzlich ver-
ankern. 
 
 
 
 
 

97. 5  Die landesrechtlichen Mindestan-

forderungen an Abstandsflächen 

von Windenergieanlagen sind un-

zureichend. Die Erweiterung von 

Mindestabständen auf der Grund-

lage des Immissionsschutzrechts 

sowie der kommunalen Bauleit-

planung bietet für die Bürger 

keine allgemeine Rechtsklarheit 

und entspricht allenfalls Mindest-

anforderungen. Die Erhöhung von 

Windenergieanlagen an bestehen-

den Standorten im Rahmen des 

sogenannten Repowering ver-

schärft Konflikte mit der Bevölke-

rung zusätzlich. Sachsen-Anhalt 

hat mit insgesamt 5.786 MW be-

reits einen Spitzenplatz bei der in-

stallierten Leistung von Wind-

energieanlagen1. Insofern ist eine 

weitere Belästigung der Bevölke-

rung durch Lärm und Schlag-

schatten von Windrädern nicht 

Keine Berücksichtigung Thema soll in der Hoheit regi-

onaler Planungsgemeinschaf-

ten bleiben. Flächenbeitrags-

werte des Bundes in 2027 sind 

zu berücksichtigen.  
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erforderlich. Der Ausbau der 

Windkraft muss maßvoll und vor 

allem akzeptabel für die Betroffe-

nen erfolgen. 

 

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis 
 
Zeile 1655 nachfolgend wie folgt ergän-
zen: 
 
Die stoffliche Nutzung der Braunkohle 
wird von uns weiterhin gefördert.                            
 

98.  Am Kohlekompromiss 
festhalten: Der vereinbarte 
Kohleausstieg bis 2038 ist 
ein politisch und rechtlich 
verabredeter Konsens. Da-
ran halten wir fest. Wir 
schulden den betroffenen 
Regionen und auch Unter-
nehmen Verlässlichkeit 
und wollen die entspre-
chenden Fördermittel ziel-
gerichtet einsetzen, um den 
betroffenen Gebieten neue 
Entwicklungsperspektiven 
zu eröffnen. 
 

Kohle wird als Ausgangspunkt 
chemischer Stoffsynthesen wei-
terhin notwendig sein, da nach-
wachsende Rohstoffe dafür wegen 
der Konkurrenz zur Nahrungsmit-
telproduktion nicht ausreichen. 
Der Ergänzungsvorschlag nach 
Zeile 165 wurde wörtlich aus un-
serem Grundsatzprogramm (vgl. 
dort Seite 17) entnommen. 
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Antragsteller: MIT Sachsen-Anhalt 
 
Zeilen 1674-1680 ändern in:  
 
Industrielle Wasserstoffwirtschaft und 
Energiesicherheit: 
 
Grüner und dekarbonisierter Wasserstoff 
ist für die Industrie von morgen unver-
zichtbar. Um diesen Übergang verlässlich 
zu gestalten und die Energiesicherheit in 
Sachsen-Anhalt jederzeit zu gewährleis-
ten, treiben wir den Bau eines zukunftsfä-
higen Erdgas- und Wasserstoffkraftwerks 
voran. Parallel dazu setzen wir auf eigene 
Erzeugungskapazitäten, Forschung und 

99.  Industrielle Wasserstoff-
wirtschaft ermöglichen: 
Grüner und dekarbonisier-
ter Wasserstoff ist für die 
Industrie von morgen un-
verzichtbar. Wir setzen auf 
eigene Erzeugungs-kapazi-
täten, Forschung und eine 
Wasserstoff-Verbundre-
gion Mittel-deutschland. So 
sichern wir Wettbewerbsfä-
higkeit und Innovations-
kraft. Der Anschluss unse-
rer Industrie-/Chemie-
parke an das nationale Netz 
ist unerlässlich, um  

Die Ergänzung um das zukunftsfä-
hige Erdgas- und Wasserstoff-
kraftwerk schließt eine entschei-
dende Lücke im bisherigen Text: 
die Gewähr-leistung der dauerhaf-
ten Versorgungssicherheit. Der 
Hochlauf der Wasserstoff-wirt-
schaft und die Trans-formation 
der Industrie können nur gelin-
gen, wenn in der Übergangszeit je-
derzeit ausreichend grundlastfä-
hige Energie zur Verfügung steht. 
Ein solches „H2-ready“-Kraftwerk 
bildet genau diese Brücke: Es si-
chert den Industriestandort Sach-
sen-Anhalt kurz- und mittelfristig 
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die Stärkung der Wasserstoff-Verbundre-
gion Mittel-deutschland. Der zügige An-
schluss unserer Industrie- und Chemie-
parks an das nationale Wasserstoffnetz ist 
dabei unerlässlich. So verbinden wir in-
dustrielle Entwicklung, Standortvorteile 
und Arbeitssicherung erfolgreich mit un-
seren Klimazielen. 
 

industrielle Entwicklung, 
Standortvorteile, Arbeits-
sicherung und -schaffung 
sowie die Klimaziele mitei-
nander zu verbinden. 
 

verlässlich ab und fügt sich lang-
fristig als Kernbaustein nahtlos in 
die geplante dekarbonisierte Was-
serstoff-Verbundregion ein. 

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt, Kreisverband Saalekreis 
 
Zeile 1674 ändern in:  
 
Grüner Wasserstoff ist für die Industrie 
von morgen unverzichtbar. 
 

100.  Grüner und dekarbonisier-
ter Wasserstoff ist für die 
Industrie von morgen un-
verzichtbar. 

 Annahme  

Antragsteller: Kreisverband Altmark-
kreis Salzwedel 
 
Zeilen 1694 - 1699 ändern in:  
 
Wir stehen für den Erhalt und den weiteren 
Ausbau flexibel einsetzbarer Biogas- und 
Biomethananlagen als systemrelevanten 
Bestandteil der Energiewende. Deshalb 
setzen wir uns für verlässliche Rahmenbe-
dingungen ein, die eine bedarfsgerechte 
und regelbare Bioenergieerzeugung er-
möglichen und die Nutzung der Speicher- 
und Transportinfrastruktur des Gasnetzes 
unterstützen. Die Einspeisung von aufbe-
reitetem Biomethan in das bestehende 
Erdgasnetz soll gezielt erleichtert und aus-
geweitet werden. Hierzu gehören Anpas-
sungen im EEG ebenso wie im gasmarktbe-
zogenen Rechtsrahmen sowie die 

101.  Wir stehen für den Erhalt 
und den weiteren Ausbau 
von grundlastfähigen Bio-
gas-/Biomethananlagen. 
Deshalb werden wir uns 
dafür einsetzen, dass die 
Rahmenbedingungen Bio-
energieerzeugung ermögli-
chen, damit u. a. die Spei-
cherfähigkeit von Biome-
thananlagen genutzt wer-
den kann (EEG-Anpas-
sung). Wo dies möglich ist, 
soll auch eine Einspeisung 
in das vorhandene Erdgas-
netz angestrebt werden. 

Die bislang vorgesehene Fokussie-
rung auf eine reine EEG-Anpas-
sung greift für Biomethan zu kurz, 
da sie dessen Rolle primär strom-
bezogen betrachtet. Biomethan ist 
jedoch ein sektorenübergreifen-
der Energieträger, dessen Hoch-
lauf maßgeblich von gasmarktli-
chen Rahmenbedingungen sowie 
europäischen Vorgaben abhängt. 
Für Investitionssicherheit und 
eine systemdienliche Nutzung 
sind daher neben dem EEG insbe-
sondere das EnWG, das Gebäude-
modernisierungsgesetz und die 
RED III mitzudenken. Eine ganz-
heitliche Betrachtung stärkt Pla-
nungssicherheit, Resilienz des 
Energiesystems und die strategi-
sche Bedeutung des Gasnetzes. 
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konsequente Umsetzung europäischer 
Vorgaben. 
 
Antragsteller: MIT Sachsen-Anhalt 
 
Zeilen 1701-1713 ändern in:  
 
Photovoltaik intelligent und flächen-
schonend ausbauen:  
Wir schöpfen das Potenzial der Solarener-
gie konsequent aus, ohne wertvolle land-
wirtschaftliche Flächen zu opfern. Deshalb 
schaffen wir Anreize für Photovoltaik und 
Solarthermie bei Neubauten und Dachsa-
nierungen und bauen bürokratische Hür-
den bei Betrieb und Stromvermarktung ab. 
Das Land geht dabei als Vorbild voran und 
nutzt eigene Dächer, Fassaden sowie inno-
vative Lösungen wie PV-Zäune. Bei Freiflä-
chenanlagen steuern wir den Ausbau 
nachhaltig: Hochwertige Ackerböden blei-
ben der Ernährungssicherung vorbehal-
ten. Wir fokussieren uns stattdessen auf 
Brach- und Konversionsflächen, ertrags-
schwache Böden sowie die kluge Doppel-
nutzung durch Agri-PV. 
 
 

102.  Dächer und Fassaden für 
Photovoltaik nutzen: Wir 
wollen Anreize schaffen, 
dass bei Neubauten und 
grund-legenden Dach-sa-
nierungen Photovoltaik 
oder Solarthermie genutzt 
werden. Der Betrieb und die 
Vermarktung des pro-du-
zierten Stroms sollen Un-
bürokratischer erfolgen. 
Das Land soll bei PV-Dach-
anlagen Vorreiter werden 
und auch beispiel-haft auf-
zeigen, dass das Anbringen 
von Photovoltaik an Fass-a-
den oder sogar der Ersatz 
von Zäunen und Mauern 
durch PV-Installationen in-
folge inzwischen gesunke-
ner Modulpreise tatsäch-
lich wirtschaftliche Optio-
nen des Klimaschutzes sein 
können.  
 
• Freiflächen-PV nachhaltig 
steuern: Wir sehen Freiflä-
chen-PV auf hochwertigen 
Böden kritisch. Stattdessen 
sollen möglichst Brach- 
und Konversionsflächen 
sowie Flächen mit  geringer 
landwirtschaftlicher Er-
trags-kraft für PV in 

Die Zusammenlegung der beiden 
bisherigen Spiegelstriche strafft 
den Text erheblich und vermeidet 
redaktionelle Längen sowie in-
haltliche Dopplungen. Thematisch 
gehören der Ausbau der Gebäude-
PV und die Steuerung der Freiflä-
chen-PV untrennbar zusammen: 
Genau weil wir die Potenziale auf 
Dächern, an Fassaden und auf ver-
siegelten Flächen konsequent und 
unbürokratisch nutzen wollen, 
können wir es uns leisten, wert-
volle landwirtschaftliche Böden 
effektiv zu schützen. Die Neufas-
sung verbindet diese Aspekte zu 
einer klaren Leitlinie und bringt 
unsere Kernbotschaft – einen in-
telligenten und flächenschonen-
den Solarausbau – kompakt und 
lesefreundlich auf den Punkt. 
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Anspruch genommen wer-
den. Auch eine Kombina-
tion der landwirtschaftli-
chen Nutzung mit Photo-
voltaik (Agri-PV) stellt ei-
nen vernünftigen Kompro-
miss zwischen Ernährung 
und Energieproduktion 
dar. 
 

Antragsteller: Kreisverband Anhalt-Bit-
terfeld 
 
Zeilen 1701-1704 ändern in: 

 

Wir setzen auf die Eigenverantwortung der 
Bauherren und lehnen jegliche Form der 
Solarpflicht bei Neubauten und Dachsa-
nierungen konsequent ab. Wirtschaftlich 
sinnvolle Investitionen in Photovoltaik 
oder Solarthermie müssen durch einen 
unbürokratischen Rahmen beim Betrieb 
und bei der Vermarktung des produzierten 
Stroms gefördert werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

103.  Wir wollen Anreize schaf-
fen, dass bei Neubauten 
und grundlegenden 
Dachsanierungen Photo-
voltaik oder Solarthermie 
genutzt werden. Der Be-
trieb und die Vermarktung 
des produzierten Stroms 
sollen unbürokratischer er-
folgen. 

Das "Schaffen von Anreizen" wird 
von der politischen Linken oft als 
Trojanisches Pferd genutzt, um 
mittelfristig Zwänge oder Quoten 
bei Baugenehmigungen einzufüh-
ren. 
Der Standpunkt der CDU sollte es 
sein, bürokratische Hürden abzu-
bauen – wenn sich PV-Anlagen 
rechnen, werden mündige Bürger 
diese Investition freiwillig und 
ohne staatliche "Anreiz"-Pädago-
gik tätigen.  

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung offe-

ner und zeitgemäßer. 
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Frühkindliche Bildung – Für einen gelungenen Start 

 

Antragsteller: Kreisverband Anhalt-Bit-
terfeld 
 
Zeilen 1784-1787 ändern in: 

 

Die deutsche Sprache ist der Schlüssel zu 
unserer Gesellschaft, die Grundvorausset-
zung für schulischen Erfolg und das Fun-
dament erfolgreicher Integration. Wir for-
dern und fördern Sprachkompetenz von 
Anfang an. Dazu führen wir eine verbindli-
che Sprachstandsfeststellung im vierten 
Lebensjahr für alle Kinder ein. 
 

104.  Sprache ist der Schlüssel 
zur Welt. Wir fördern 
Sprachkompetenz von An-
fang an, unabhängig vom 
Elternhaus. Dazu soll es 
eine verbindliche Sprach-
standsfeststellung im vier-
ten Lebensjahr bei allen 
Kindern geben. 

Die Formulierung "unabhängig 
vom Elternhaus" atmet den Geist 
einer staatlichen Bevormundung 
und spricht Eltern aus der Verant-
wortung frei. 
Als CDU pochen wir auf das Prin-
zip des Förderns und Forderns. 
Insbesondere bei der Integration 
von Migranten müssen die Eltern 
in die Pflicht genommen werden, 
anstatt dem Staat die alleinige Re-
paraturaufgabe zu übertragen. 

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung allge-

meingültiger. Sprachdefizite 

betreffen nicht nur Zugezo-

gene.  

Antragsteller: Ortsverband Finne, Kreis-
verband Burgenlandkreis 
 
Die Zeilen 1789/1790 nachfolgend er-
gänzen:  
 
Das letzte Kita-Jahr zum Vorschuljahr 
ausbauen: Wir werden das letzte Kita-Jahr 
gezielt als Vorschuljahr ausgestalten. Die 
Finanzierung dafür erfolgt aus dem Lan-
deshaushalt. 
 
 
 
 
 
 

105.  Das letzte Kita-Jahr zum 
Vorschuljahr ausbauen: 
Wir werden das letzte Kita-
Jahr gezielt als Vorschul-
jahr ausgestalten. 

Die Kommunen sind finanziell 
nicht angemessen ausgestattet! 
Mit dem mit der Formulierung 
verfolgten Ziel ist der Ortsverband 
grundsätzlich einverstanden. Dies 
darf aber nicht finanziell zu Lasten 
der Kommunen gehen. 
Der bereits mit dem KiFöG ange-
wandte Trick insbesondere den 
Gemeinden die abschließende 
Letztfinanzierungsaufgabe nach 
Land und Landkreises zuzuweisen 
und Art. 87 Abs. der Verfassung 
des Landes Sachsen-Anhalt nicht 
anwenden zu wollen, darf nicht 
dazu führen, dass dieses Ziel er-
neut zu Lasten der Kommunen 
geht. 

Keine Berücksichti-

gung.  

Ein finanzieller Mehraufwand 

ist nicht gegeben, Passage 

zielt auf die Anpassung des 

Programms „Bildung: ele-

mentar“ als pädagogisches 

Konzept ab. Das letzte Betreu-

ungsjahr soll Kinder mit Be-

standspersonal auf die Grund-

schule vorbereiten. 
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Bereits für den nicht durch Eltern-
beträge gedeckte Finanzierungs-
anteile der Gemeinden fallen für 
die bislang nicht in die Kinderta-
gesstätte besuchende Kinder zu-
sätzlich an. Sollte das letzte Kita-
Jahr sogar kostenfrei sein sollen, 
betrifft das alle Kinder. Doch be-
reits jetzt können sich die Ge-
meinden kaum noch Ihre KITAs 
leisten. Auch das Land hat immer 
wieder die Qualitätsansprüche 
nach oben geschraubt und die 
Kommunen letztlich mit der Fi-
nanzierung allein gelassen. Die El-
tern üben den politischen Druck 
nicht im Elfenbeinturm Magde-
burg aus, sondern in den Gemein-
den vor Ort. 
Als verlässlicher Partner der Kom-
munen und damit der Menschen 
vor Ort muss auch die CDU dazu 
stehen! Wir können nicht auf der 
einen Seite die Kommunen ange-
messen finanziell ausstatten wol-
len und dann andererseits das 
Geld wieder über solche Wünsche 
abziehen. Die Gemeinden haben 
mit dem Geld zuerst ihre Nöte zu 
linden (z. B. den Investitionsstau 
abzubauen). 
Für einen verlässlichen Partner 
für die Kommunen und die Men-
schen vor Ort sein will, für den 
muss gelten: Wer die Musik be-
stellt, bezahlt sie auch! 
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Antragsteller:  Frauen Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 1823 nachfolgend ergänzen: 
 
Um Männern und Frauen bzw. alleinerzie-
henden Elternteilen eine Arbeit in Vollzeit 
zu ermöglichen, wollen wir die Kita- und 
Hortöffnungszeiten diesem Bedarf anpas-
sen, indem wir flexiblere Öffnungszeiten 
vorhalten. 
 

106.   Die Flexibilisierung der Öffnungs-
zeiten von Kitas und Horten stellt 
nicht nur eine Entlastung für den 
Alltag unzähliger Familien dar, 
sondern ist auch eine sinnvolle 
und wirksame Methode zur Redu-
zierung des Fachkräftemangels. 

Keine Berücksichtigung Anliegen ist nachvollziehbar 

und kann im Rahmen der Ge-

staltungsverantwortung vor 

Ort gelebt werden. Zusätzli-

cher Vorgaben bedarf es nicht.  

 

Digitalisierung. Tempo. Zukunft. 

 

Antragsteller:  Landesfachausschuss 
„Digitales“ 
 
Zeile 1974 nachfolgend ergänzen:  
Ergänzend stärken wir die digitale Resili-
enz durch gezielte Informations- und Bil-
dungsangebote zur Förderung von Me-
dien-, Datenschutz- und Cybersicherheits-
kompetenz in allen Altersgruppen, insbe-
sondere auch für Menschen, die nicht digi-
tal aufgewachsen sind. 
 
 

107.  Digitalisierungskompe-
tenz stärken: Wir fördern 
digitale Bildung in allen 
Bildungsbereichen und un-

terstützen die Arbeit in den 

Schulen durch digitale Lö-

sungen. Eine zentrale Lern-

plattform soll nicht nur 

Kindern, Schülern und Er-

wachsenen für digitale 

Fort- und Weiterbildung 

zur Verfügung stehen, son-

dern kann auch altersge-

rechte, lernfördernde und 

sichere Spiele bereitstellen. 

Die digitale Transformation stellt 
neue Anforderungen an die ge-
samte Gesellschaft. Neben grund-
legender Digitalisierungskompe-
tenz gewinnen insbesondere Me-
dienkompetenz, Datenschutzbe-
wusstsein und Cybersicherheits-
kompetenz zunehmend an Bedeu-
tung. 
 
Gerade in Zeiten von Desinforma-
tion, Fake News und steigenden 
Cyberbedrohungen ist es ent-
scheidend, Bürgerinnen und Bür-
ger in die Lage zu versetzen, Infor-
mationen kritisch zu bewerten, 
ihre Daten zu schützen und digi-
tale Risiken zu erkennen. 
 
Dabei darf der Fokus nicht aus-
schließlich auf Schule und 
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Ausbildung liegen. Insbesondere 
Erwachsene, die nicht mit digita-
len Technologien aufgewachsen 
sind, benötigen gezielte, nied-
rigschwellige Angebote zur Stär-
kung ihrer digitalen Fähigkeiten. 
 
Mit dieser Ergänzung wird der be-

stehende Ansatz konsequent wei-

terentwickelt und um zentrale As-

pekte einer sicheren und souverä-

nen digitalen Teilhabe erweitert. 

 

 

Staat effizient und bürgernah 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd, Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 2000 bis 2002 ändern in:  
 

- Bürgerblick statt Behördenlogik 
- Föderale Zusammenarbeit ver-

bessern 
- Moderne Organisationsstruktu-

ren sowie einen Kulturwandel in 
der öffentlichen Verwaltung 

- Vereinfachung von Verfahren und 
Recht 

- Konsequente Digitalisierung und 
allgemeingültige Technische Inf-
rastruktur und Standards 

 
 
 

108.  - Neues Tempo bei 
Genehmigungen 

- Abschaffung von 
Doppelstrukturen 
in der Verwaltung 

- Weniger Berichts-
pflichten und 
mehr Bürgernähe 

Ein effizienter und bürgernaher 
Staat ist einfach, schnell, ver-
ständlich und erreichbar. 
Verwaltungsmodernisierung ge-
lingt nur, wenn man Recht, Pro-
zesse, Technik und Kultur gleich-
zeitig verändert – nicht nachei-
nander. Die Priorität ist dabei  

1. Der Bürger muss die 
staatliche Struktur trans-
parent verstehen, d.h. 
Bürgerblick statt Behörden-
logik 

2. Die angesprochenen 
Doppelstrukturen und 
nicht erforderliche Drei-
stufigkeit ist in mehreren 
Absätzen angesprochen 
doch prägnanter für die 
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Überschrift ist Föderale 
Zusammenarbeit verbessern 

3. Der dann einzelne Ver-
waltungsbereich Infra-
struktur, Bildung, Kultur, 
usw. muss für sich ge-
nommen dann moderne 
Strukturen mit z.B. ei-
nem  

a. Abbau von Silo-
denken zwi-
schen Behörden 

b. stärkeren inter-
disziplinären 
Teamgedanken 

c. Projektorientier-
ten Arbeiten 
statt starrer Hie-
rarchien, 

d. Stärkeren Veror-
ten der Verant-
wortung vor Ort 
bzw. mehr Ent-
scheidungsspiel-
räume für Mitar-
beiter 

e. Qualifizierung 
für digitale Kom-
petenzen 

f. Attraktive Ar-
beitsbedingun-
gen zur Fach-
kräftegewinnung 

g. Fehlerkultur 
statt reiner Absi-
cherung 
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schaffen. Dies gibt 
der Stichpunkt   Mo-
derne Organisations-
strukturen sowie einen 
Kulturwandel in der öf-
fentlichen Verwaltung 
prägnant wieder. 

4. Die Vereinfachung von 
Verfahren und Recht ist 
dann die Voraussetzung, 
um die veränderten 
Strukturen wirken zu las-
sen. Daher die prägnante 
Forderung. 

5. Die überarbeiteten und 
vereinfachten Verfahren 
bilden die Voraussetzun-
gen für die Prozessbe-
schreibungen zur Digita-
lisierung der Prozesse 
und Umsetzung. Für eine 
einfache und breite Um-
setzung in Landes- und 
Kommunalverwaltung 
muss die technische Inf-
rastruktur und dafür gel-
tenden Standards verein-
heitlicht werden. 

Mit den 5 Stichpunkten sind die 
Voraussetzungen für eine effizi-
ente und bürgernahe öffentliche 
Verwaltung vollumfänglich be-
schrieben. 
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Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeilen 2017-2018 ändern in: 

 

Staatsmodernisierung bedeutet für uns: 
eine Rückbesinnung auf staatliche Kern-
aufgaben, die konsequente Durchsetzung 
des Subsidiaritätsprinzips und den Abbau 
von Bürokratie, um private Initiative wie-
der zu entfesseln. Der Staat hat dem Bürger 
und dem Mittelstand als effizienter Dienst-
leister zu dienen, nicht umgekehrt. 
 

109.  Staatsmodernisierung be-
deutet für uns: den Men-
schen in den Mittelpunkt zu 
stellen, Entscheidungen 
nachvollziehbar zu machen 
und staatliche Strukturen 
zukunftsfest aufzustellen. 

Der Originaltext nutzt blutleere 
Management-Floskeln („Men-
schen in den Mittelpunkt“). 
Der Ersatztext verankert das CDU-
Grundprinzip der Subsidiarität, 
betont den Vorrang von privater 
Eigenverantwortung vor staatli-
cher Lenkung und sendet ein kla-
res, klassisch bürgerliches Signal 
an unsere Wählerschaft. 

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung präg-

nanter.  

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 2021 bis 2034 ändern in: 
 

- Einen Staat, der den Menschen 
dient und nicht umgekehrt: bür-
gernah, verständlich und transpa-
rent, mit klarer Verantwortung 
statt anonymer Zuständigkeiten 
und echtem Service statt Behör-
denroutine, mit einfachen Zugän-
gen und echter Bürgernähe 

- Ein Ende des Zuständigkeits-
wirrwarrs zwischen Bund, Län-
dern und Kommunen: klare Zu-
ständigkeiten und echte Zusam-
menarbeit zwischen den Behör-
den, keine Doppelarbeit und 
Kompetenzgerangel. Sachsen-An-
halt braucht eine Verwaltung aus 
einem Guss. 

110.  - Verwaltung 
schneller, einfa-
cher, digitaler: 
Weniger Papier, 
klare Fristen, digi-
tale 
Verfahren statt Be-
hördenmarathon. 

- Planen und 
Bauen ohne Dau-
erstau: Wir schal-
ten auf Tempo. Ge-
nehmigungen 
beschleunigen, 
Verfahren straffen, 
Investitionen er-
möglichen. 

- Schlanker Staat, 
klare Zuständig-
keiten: Landesver-
waltung ver-
schlanken, 

Setzt auf der Begründung zur vor-
geschlagenen Änderung der Zei-
len 2000 2003 auf. 

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung präg-

nanter. 
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- starke und handlungsfähige 
Verwaltungen vor Ort: schlanker 
Staat, Kommunen stärken, klare 
Strukturen, kurze Entscheidungs-
wege, motivierte Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die Verantwor-
tung übernehmen und gestalten 
können 

- weniger Bürokratie und mehr 
Ordnung: klare, praxistaugliche 
Regeln, ein konsequenter Abbau 
überflüssiger Vorschriften und 
mehr Vertrauen in Bürger und 
Unternehmen.  Wir schalten auf 
Tempo. Genehmigungen be-
schleunigen, Verfahren straffen, 
Investitionen ermöglichen. 

- eine leistungsfähige und konse-
quent digitale Verwaltung in 
Sachsen-Anhalt:  Barrierefreie 
Verwaltung, ohne Papierflut, ohne 
Mehrfachzuständigkeiten und 
ohne unnötige Wartezeiten, dafür 
effizient, mit klaren Fristen, digi-
talen Verfahren, verlässlich und 
jederzeit erreichbar. 

 

Doppelstrukturen 
abbauen, Verant-
wortung bündeln, 
Kommunen stär-
ken. 

- Kommunen ent-
lasten, Service 
verbessern: Stan-
dardisierte digitale 
Lösungen, weniger 
Aufwand, bessere 
Abläufe vor Ort. 

- Digital für alle, 
nicht für wenige: 
Barrierefreie Ver-
waltung, einfache 
Zugänge und echte 
Bürgernähe. 

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 

Zeilen 2033-2034 ändern in: 

 

Digitale Verwaltung als effizienter 
Dienstleister: Datensicherheit, nutzer-
freundliche Zugänge und ein schlanker 
Staat durch konsequente Digitalisierung. 

111.  Digital für alle, nicht für 
wenige: Barrierefreie Ver-
waltung, einfache Zugänge 
und echte Bürgernähe. 

Die Formulierung „nicht für we-
nige“ ist klassische links-sozial-
demokratische Umverteilungs-
rhetorik, die in einem CDU-Pro-
gramm nicht verwendet werden 
sollte. 
Der Fokus der Digitalisierung aus 
bürgerlicher Sicht liegt auf Effizi-
enzgewinnen zur Kostensenkung 

Annahme  
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(schlanker Staat) und auf Datensi-
cherheit. 
 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 2038 ergänzen: 
 
Verwaltung konsequent am Bürger aus-
richten: Wir machen die Verwaltung in 
Sachsen-Anhalt verständlich, erreichbar 
und serviceorientiert. Leistungen werden 
aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger ge-
dacht – digital wie vor Ort. Klare Zustän-
digkeiten und transparente Verfahren sor-
gen dafür, dass Anliegen schnell, nachvoll-
ziehbar und zuverlässig bearbeitet wer-
den. Wir schaffen verbindliche Servicever-
sprechen, stärken die Erreichbarkeit der 
Behörden und ermöglichen die Nachver-
folgung von Verfahren in Echtzeit. 
 

112.  -  Der Text unter dem Motto „Wir 
werden:“ ist stark und konkret for-
muliert. Es wäre aber wichtig noch 
die Botschaft an den Anfang zu 
stellen für wen und mit welchem 
Nutzen die folgenden Punkte an-
gelegt sind. Der Bürgerbezug wird 
damit hergestellt. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Wir machen die Verwal-
tung in Sachsen-Anhalt 
verständlich, erreichbar 
und serviceorientiert. 
Leistungen werden aus 
Sicht der Bürgerinnen 
und Bürger gedacht – 
digital wie vor Ort. Klare 
Zuständigkeiten und 
transparente Verfahren 
sorgen dafür, dass An-
liegen schnell, nachvoll-
ziehbar und zuverlässig 
bearbeitet werden.  
 

Viele Behördengänge sind 

kommunale Angelegenheit, 

können diese Forderung auf-

grund der kommunalen 

Selbstverwaltung und des er-

höhten Aufwandes realistisch 

nicht einlösen.  

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 

Zeilen 2092-2094 ändern in: 

 

Digitale Zwillinge ermöglichen es, große 

Infrastrukturprojekte, wirtschaftliche In-

dustrieansiedlungen, Stadtentwicklung 

und Klimaschutzmaßnahmen realitätsnah 

zu simulieren, Planungszeiten drastisch zu 

verkürzen und ihre ökonomischen Auswir-

kungen sichtbar zu machen. 

 

113.  Digitale Zwillinge ermögli-
chen es, Infrastrukturpro-
jekte, Klimaschutzmaß-
nahmen und Stadtentwick-
lung realitätsnah zu simu-
lieren und ihre Auswirkun-
gen sichtbar zu machen. 

Die CDU muss Hightech nutzen, 
um Industrieansiedlungen zu be-
schleunigen und Planungsstaus 
aufzulösen – das ist unser Kern-
versprechen an den Wirtschafts-
standort Sachsen-Anhalt.  

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Digitale Zwillinge er-

möglichen es, Infra-

strukturprojekte, wirt-

schaftliche Industriean-

siedlungen, Stadtent-

wicklung und Klima-

schutzmaßnahmen rea-

litätsnah zu simulieren, 

Planungszeiten dras-

tisch zu verkürzen und 

ihre ökonomischen 
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Auswirkungen sichtbar 

zu machen. 

 

 

Entschlossener Rechtsstaat 

 

Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 2165 ergänzen: 
 
Durch beschleunigte Verfahren soll eine 
unmittelbare Ahndung von Straftaten er-
folgen. 
 

114.  Verfahren müssen zügig, 
fair und rechtsstaatlich ein-
wandfrei geführt werden.  
 

Die Strafe muss auf dem Fuße fol-
gen! Nur so ist eine unmittelbare 
erzieherische Wirkung besonders 
bei Bagatelldelikten durch Ju-
gendliche erzielen. 

Annahme  

Antragsteller: Frauen Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 2223 nachfolgend ergänzen:  
 
Wir haben erlebt, dass die rechtzeitige Er-
reichbarkeit und lückenlose Hilfe gegen 
Häusliche Gewalt eine unmittelbare und 
effektive Unterstützung der Menschen in 
Not gewährleistet. Die ergänzende Vernet-
zung aller Hilfseinrichtungen wollen wir 
evaluieren und weiter vorantreiben. 
 
 
 
 
 
 
 

115.   Die Frauen Union Sachsen-Anhalt 
ist aufgrund eines Projekts zur 
Krisenintervention auf die Frage 
der Ersthilfe in Notlagen beson-
ders aufmerksam geworden. In 
dem Projekt konnten Weichen ge-
stellt werden, um durch eine en-
gere Vernetzung der zuständigen 
Hilfeeinrichtungen längerfristig 
Lebenssituationen zu verbessern.  
Eine wichtige Erkenntnis daraus 
ist, dass die rechtzeitige Erreich-
barkeit von Helfern eine der größ-
ten Herausforderungen ist, um ef-
fektive Hilfe leisten zu können. 
Daher ist eine vielfältige Vernet-
zung mit im Bereich Sozialer Ar-
beit tätigen Organisationen, Bera-
tungsstellen, kommunalen Ein-
richtungen und der Polizei aus-
schlaggebend.  

Annahme  
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Antragsteller: Kreisverband Magdeburg  

 

Zeile 2235 nachfolgend ergänzen:  

 

Wir wollen die Demokratiebildung an un-

seren Schulen stärken und dabei regionale 

historische Identität stiften. Dazu bringen 

wir ein Förderprogramm für Projekte nach 

dem Vorbild des „Magdeburger Rechts“ auf 

den Weg. Grundschülerinnen und Grund-

schüler sollen ermutigt werden, die 

Grundsätze eines demokratischen Zusam-

menlebens altersangemessen in partizipa-

tiven Modellen im Unterricht und Schulall-

tag zu erleben. Damit verbinden wir leben-

dige Rechtsstaatlichkeit, europäische 

Rechtsgeschichte mit moderner Schüler-

demokratie direkt vor Ort. 

 

116.  Schülergremien stärken 

und weiter ausbauen: Ju-

gendliche reagieren häufig 

uneinsichtig gegenüber 

Vorschlägen und Sanktio-

nen aus der Erwachsenen-

welt. Wir werden daher Ju-

gendliche stärken, die Ver-

antwortung in Schülergre-

mien übernehmen und im 

Umfeld beginnender Ju-

gendkriminalität die 

Durchsetzung und Akzep-

tanz der Rechtsordnung bei 

Gleichaltrigen erklären und 

umsetzen. 

Wir werden uns dafür ein-

setzen, dass die Justiz als 

fester Bildungspartner der 

Schulen etabliert wird. 

Das Magdeburger Recht ist eines 
der bedeutendsten historischen 
Kulturgüter unseres Raumes und 
prägte über Jahrhunderte die 
Prinzipien von Selbstverwaltung, 
Bürgerrechten und Willkürschutz 
in ganz Mittel- und Osteuropa. 
Diese traditionsreichen Werte las-
sen sich hervorragend für die mo-
derne Demokratiebildung für un-
sere Jüngsten nutzen. 
Durch die Verknüpfung von loka-
ler Geschichte mit praktischer 
Partizipation (z. B. durch Schüler-
gerichte, Schülermediation im 
Schöffen-Modell oder echte Bud-
getverantwortung) wird Demokra-
tie und Rechtsstaat für junge Men-
schen im Alltag anfassbar. Gleich-
zeitig kann das Projekt das Be-
wusstsein für die gemeinsamen 
rechtsstaatlichen Wurzeln Euro-
pas stärken. Die Schulen des Lan-
des haben entsprechend dem 
Schulgesetz den Auftrag die Schü-
ler und Schülerinnen im Ethik- 
und Religionsunterricht über die 
rechtsstaatlichen Grundsätze und 
die Grundlagen einer funktionie-
renden Demokratie zu unterrich-
ten. Ein auf diesen Grundsätzen 
basierendes Projekt setzt innova-
tive Impulse und fördert die Ei-
genverantwortung von Schülerin-
nen und Schülern nachhaltig. 
 
 
 
 
 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

Wir wollen die Demo-

kratiebildung an unse-

ren Schulen stärken 

und regionale Identität 

fördern. Dazu bringen 

wir ein Förderpro-

gramm für Projekte 

nach dem Vorbild des 

„Magdeburger Rechts“ 

auf den Weg, mit dem 

Grundschülerinnen und 

Grundschüler demokra-

tisches Zusammenle-

ben altersgerecht im 

Unterricht und Schulall-

tag erleben. 

Neue Formulierung prägnan-

ter. 
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Bezahlbare Mobilität in Stadt und Land 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 2245 bis 2248 ändern in: 
 

- Ausbau und Modernisierung der 
Verkehrsinfrastruktur  

- Deutschlandticket erhalten und 
das ÖPNV-Angebot im ländlichen 
Raum kundenorientiert ausbauen  

- Radverkehr stärken und Alltags-
radeln fördern 

117.  - Ausbau und Mo-
dernisierung von 
Straßen und Schie-
nennetz  

- Deutschlandticket 
erhalten 

- ÖPNV-Angebot im 
ländlichen Raum 
ausbauen 

- Radverkehr stär-
ken und Alltagsra-
deln fördern 

 

Durch die Verwendung des Begrif-
fes Verkehrsinfrastruktur werden 
alle Verkehrsträger berücksichtigt 
und umfassen die Forderung, dass 
die Straßeninfrastruktur und das 
Schienennetz leistungsfähig aus-
gebaut und modernisiert, die Was-
serstraßen und Binnenhäfen in 
Sachsen-Anhalt als klimafreundli-
cher Transportweg gestärkt und 
der Luftverkehr als wichtigen 
Standortfaktor gesichert und be-
darfsgerecht weiterentwickelt 
wird. Im Weiteren sind dann auch 
alle Verkehrsträger unter dem 
Stichwort „Wir werden:“ aufge-
führt. 
 
Das Deutschlandticket steht auf-
grund des dafür gewählten Finan-
zierungsmodell im Widerspruch 
zur Verbesserung des ÖPNV-An-
gebotes im ländlichen Raum. Um 
den Widerspruch inhaltlich aufzu-
lösen, müssen die beiden Punkte 
zusammengeführt werden. 
 
 
 
 
 
 

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung präg-

nanter. 
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Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 2275- 2284 ändern in 
 
Wir treiben die schnellstmögliche Fertig-
stellung der A14 und A143, sowie der Maß-
nahmen des Bundesverkehrswegeplans 
und des Landesstraßenbauplans, weiter 
entschlossen voran und setzen uns außer-
dem für den sechsspurigen Ausbau der 
A14 auf besonders stark belasteten Ab-
schnitten ein. Die Nordverlängerung der 
A71 nach Bernburg, die Schließung eines 
Autobahnrings östlich um Magdeburg und 
die Verbesserung der Anbindung unserer 
Ober- und Mittelzentren an den Fernver-
kehr mit einem ICE-Anschluss für die Lan-
deshauptstadt bleiben für uns vorrangige 
Ziele. Zudem setzen wir uns für die Erstel-
lung eines landesweiten Brückensanie-
rungsplans sowie weitere feste Elb-Que-
rungen ein.  

118.  Wir treiben die schnellst-
mögliche Fertigstellung der 
A14 und A143, sowie der 
Maßnahmen des Bundes- 
und Landesverkehrswege-
plans, weiter entschlossen 
voran und setzen uns au-
ßerdem für den sechsspuri-
gen Ausbau der A14 auf be-
sonders stark belasteten 
Abschnitten ein. Die Nord-
verlängerung der A71 nach 
Bernburg, die Schließung 
eines Autobahnrings öst-
lich um Magdeburg und die 
Verbesserung der Anbin-
dung unserer Ober- und 
Mittelzentren an den Fern-
verkehr mit einem ICE An-
schluss für die Landes-
hauptstadt bleiben für uns 
vorrangige Ziele. Zudem 
setzen wir uns für die Er-
stellung eines landesweiten 
Brückensanierungsplans 
sowie weitere feste Elb-
Querungen ein. 

-  

Der Text ist sehr gut, muss jedoch 
aufgrund aktuell geplanter Be-
schlüsse der Landesregierung be-
grifflich angepasst werden. Dies 
war zur Erstellung des Entwurfes 
noch nicht abzuschätzen. Der Lan-
desverkehrswegeplan 2004 wurde 
durch den Landesstraßenbauplan 
2040 ersetzt.  

Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 2324 nachfolgend ergänzen: 
 
Es sind witterungsunabhängige Aufent-
haltsmöglichkeiten zur Verfügung zu stel-
len, die den Bürgerinnen und Bürgern 24/7 
bereitstehen. 

119.  Das Deutschlandticket wol-
len wir erhalten, allerdings 
müssen zukünftig vor allem 
die Bürgerinnen und Bür-
ger im ländlichen Raum 
stärker als bisher davon 
profitieren können. 

Bahnhöfe werden geschlossen. 
Haltestellen ab- bzw. umgebaut. 
Die Bürgerinnen und Bürger sind 
dann allen Witterungen 
ausgesetzt und müssen bei 
Zugausfall lange in der Kälte oder 
im Regen stehen. Hier muss 
Abhilfe geschaffen werden. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Wir wollen mehr witte-
rungsunabhängige Auf-
enthaltsmöglichkeiten 
zur Verfügung zu stel-
len. 
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Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
 
Zeilen 2358 und 2359 streichen 
 
 

120.  Die ganzjährige Schiffbar-
keit von Elbe, Saale und Un-
strut soll durch geeignete 
Maßnahmen gesichert wer-
den. 

Das ist völlig unrealistisch. Sport-
boote können fahren und alles an-
dere ist mit einer sinnvollen Kos-
ten- Nutzenabschätzung sinnlos. 
Die Entwicklung der Wasser-
stände der letzten 50 Jahre zeigt 
dies eindeutig. Der Klimawandel 
wird weiterhin dazu führen, dass 
sich die Situation nicht verbessert. 
Ohne eine Vielzahl von Staustufen 
ist die Schiffbarkeit nicht zu ge-
währleisten, oder man müsste 
eine Kettenschifffahrt 2.0 erst ein-
mal forschungsmäßig begleiten. 
Wir machen uns angreifbar an ei-
ner Stelle, wo dies nicht notwendig 
ist. Sollte es wirklich die Chance 
geben, die Schiffbarkeit zu verbes-
sern, können wir es im nächsten 
Wahlprogramm als positives Er-
gebnis hervorheben. 
 

Keine Berücksichtigung Es handelt sich um Bun-

deswasserstraßen und alter-

native Transportwege. Das 

Ziel der CDU eines gesunden 

Verkehrsträgermixes soll 

nicht aufgegeben werden.  

 

Wohnraumschaffen, Regionen stärken 

 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 2414 nachfolgend ergänzen: 

 
Wohnraum muss verfügbar, bezahlbar 
und nachhaltig sein – in Stadt und 
Land, für Jung und Alt, insbesondere für 
Familien, Arbeitnehmer 
und Fachkräfte. 

 

121. 1

. 

Wohnraum muss verfüg-

bar, bezahlbar und nach-

haltig sein – in Stadt und 

Land, für Jung und Alt. 

Die Ergänzung konkretisiert die 
soziale Zielgruppe und stärkt 
den Bezug zu Familien und Ar-
beitnehmern. 

Keine Berücksichtigung Die bisherige Formulierung 

ist universeller. Der Ände-

rungsvorschlag wirkt sprach-

lich weniger stimmig und 

durchbricht den bisherigen 

Duktus. 
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Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 
Zeile 2417-2419 ändern in: 
 
Deshalb wollen wir insbesondere Fa-
milien, Arbeitnehmer und Fachkräfte 
gezielt beim Erwerb von Wohneigen-
tum unterstützen. 
 

122. 2

. 

Deshalb wollen wir Fami-

lien gezielt beim Erwerb 

von Wohneigentum unter-

stützen und dafür sorgen, 

dass die Wohneigentums-

quote in Sachsen-Anhalt 

weiter steigt. 

Wohneigentum stärkt Eigenver-
antwortung, Vermögensbildung 
und Fachkräftebindung. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Deshalb wollen wir den 

Erwerb von Wohneigen-

tum erleichtern, insbe-

sondere für Familien, 

Erwerbstätige und so 

die Wohneigentums-

quote in Sachsen-An-

halt weiter steigern. 

 

 

Antragsteller: CDA Sachsen-Anhalt 
 

Zeile 2439 nachfolgend ergänzen:  
 
Wir wollen zusätzlich die Vorausset-
zungen dafür schaffen, dass insbe-
sondere Familien und Arbeitnehmer 
mit mittleren Einkommen wieder 
stärker Wohneigentum bilden kön-
nen. 

Wir setzen uns dafür ein: 
- kostengünstiges Bauen zu erleich-
tern 
- Flächenpotenziale zu aktivieren 
- Genehmigungsverfahren zu be-
schleunigen 
- Förderinstrumente stärker auf 
Familien auszurichten 
- innovative Bauformen zu 
unterstützen 

 
 
 
 
 

123. 3

. 

Stattdessen setzen wir uns 

auf Bundesebene für die 

Wiedereinführung des Bau-

kindergeldes ein, fördern 

den sozialen Wohnungsbau 

und unterstützen energeti-

sche und barrierefreie Sa-

nierungen. 

Die Ergänzung entwickelt die be-
stehende Zielrichtung weiter 
und stärkt Eigentumsbildung so-
wie Fachkräftebindung. 

Keine Berücksichtigung Durchbricht den Duktus des 

Wahlprogramms, durch An-

nahme des vorhergehenden 

Antrages aufgegriffen.  
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Die Natur – Unsere Heimat 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
 
Zeilen 2507 und 2508 ändern in: 
 
Dass eine regionale Rohstoffgewinnung 
umweltschonend, mit anschließender, Re-
kultivierung entsprechend dem Stand der 
Technik möglich bleibt, damit wir Wert-
schöpfungsketten erhalten können. 
 

124.  Dass eine regionale Roh-

stoffgewinnung möglich 

bleibt, damit wir Wert-

schöpfungsketten erhalten 

können. 

Es muss darum gehen, dass wir 
Rohstoffe nutzen, aber den Bürge-
rInnen auch versprechen, uns 
auch für die „Nachsorge“ der ge-
schundenen Landschaft einzuset-
zen sowie für die Minimierung der  
Eingriffe in die Umwelt(Natur) im 
Vorfeld. Gerade Sachsen-Anhalt 
ist ein Bundesland, wo bis heute 
deutlich sichtbar ist, was es be-
deutet, ohne Rücksicht auf die 
Umwelt Rohstoffe abzubauen und 
die Sanierung und Rekultivierung 
der Allgemeinheit und den nächs-
ten Generationen zu überlassen. 
 

Annahme  

Antragsteller: Kreisverband Saalekreis 
 
Zeilen2523 2524 ändern in: 
 
Junge Menschen sollen unterstützt wer-
den, ökologische Herausforderungen 
durch Faktenwissen und technologische 
Innovationen (Erfindergeist) zu lösen. Die 
naturwissenschaftliche Bildung an unse-
ren Schulen soll gestärkt werden, wobei 
wir auf ideologiefreie Wissensvermittlung, 
wissenschaftliche Evidenz und Technolo-
gieoffenheit setzen. Wir lehnen politischen 
Aktivismus in den Klassenzimmern ab. 
 
 
 

125.  Die Bildung für Nachhal-

tige Entwicklung soll ress-

ortübergreifend gestärkt 

werden 

Das Konzept der "Bildung für 
Nachhaltige Entwicklung" (BNE) 
wird zunehmend missbraucht, um 
einseitige, oftmals marktkritische 
und aktivistische Weltbilder an 
Schulen zu etablieren. Als CDU 
setzen wir auf eine starke MINT 
Bildung, die junge Menschen befä-
higt, ökologische Herausforderun-
gen durch Faktenwissen und tech-
nologische Innovationen (Erfin-
dergeist) zu lösen, statt Ängste zu 
schüren. 

Keine Berücksichtigung Unnötige Verlängerung und 

Zuspitzung.  
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Antragsteller: Frauen Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 2525 nachfolgend ergänzen:  
 
Tierschutz besser unterstützen: Die Tier-
heime und Tierschutzvereine sowie Gna-
denhöfe leisten wertvolle Arbeit im Tier-
schutz. Wir werden sie stärker fördern und 
dabei auch den gestiegenen Investitions-
bedarf und Kostendruck berücksichtigen. 
Insbesondere werden wir die Katzenkast-
rationsverordnung landesweit anwenden, 
um die Menge und das Leid der Streuner-
Population zu mindern und auch einen 
Beitrag zum Schutz heimischer Vögel zu 
leisten. Die Arbeit der vielen Ehrenamtli-
chen im Bereich Tierschutz verdient mehr 
Anerkennung und verlässliche Unterstüt-
zung. 
 
 
 
 
 
 
 

126.   Tierheime alleine zu nennen, wird 
diesem Thema nicht gerecht. Tier-
schutz wird auch von vielen Tier-
schutzorganisationen, die sich um 
Wildtiere, Streunerkatzen an Fut-
terstellen, alte und/oder behin-
derte Tiere u.a. auch auf Gnaden-
höfen kümmern. 

Eine Katzenkastrationsverord-
nung vermindert auf Dauer die 
Streuner-Population und trägt da-
mit zu weniger Tierleid bei diesen 
Tieren bei.  

Des Weiteren käme eine Eindäm-
mung der momentan mehr als 15 
Mio. Katzen (bundesweit) auch der 
ohnehin schon gefährdeten hei-
mischen Vogelwelt zugute. 

Auch leben kastrierte Hauskatzen 
nach Unfruchtbarmachung länger 
und gesünder (geringerer Akti-
onsradius, weniger Kämpfe und 
Bisse beim Deckakt – daher weni-
ger Infektionen etc.). 

Und zu guter Letzt sparen die Ge-
meinden, welche für Fundtiere auf 
ihrem Gebiet aufkommen müs-
sen: Sind die Tiere „ge-chipt“ und 
registriert, können sie schneller 
an ihre Besitzer zurückgegeben 
werden bzw. diesen die Kosten für 
Unterbringung, Futter und even-
tuelle Tierarztkosten in Rechnung 
gestellt werden. 

Annahme  
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Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeilen 2534 bis 2537 ändern in: 
 
Deshalb werden wir dort, wo es eine Kos-
ten- Nutzenabschätzung sinnvoll erschei-
nen lässt, Deiche zurückverlegen und ei-
nen Aktionsplan zum Wassermanagement 
unter Berücksichtigung der Landbewirt-
schafter und -eigentümer auflegen. 
 

127.  Deshalb werden wir dort, 

wo keine Bebauung oder 

Infrastruktur betroffen 

sind, Deiche zurückverle-

gen und einen Aktionsplan 

zum Wassermanagement 

unter Berücksichtigung der 

Landbewirtschafter und -

eigentümer auflegen. 

Wo gibt es Gebiete ohne Bebauung 
bzw. Infrastruktur? Letztendlich 
sind Feldwege auch eine Infra-
struktur. Eine faire Kosten- Nut-
zenabschätzung ist den BürgerIn-
nen zu vermitteln. Wir bleiben da-
mit glaubwürdig und versprechen 
nicht zu viel. 

Annahme  

Antragsteller: Kreisverband Saalekreis 
 
Zeilen2542-2544 ändern in: 
 
Maßnahmen zur Entsiegelung und zum 
städtischen Klimaschutz müssen im Ein-
klang mit der lokalen Wirtschaftsentwick-
lung und privaten Eigentums rechten 
durch kommunale Eigenverantwortung 
gestaltet werden. Wir setzen auf eine aus-
reichende Finanzausstattung, die den 
Kommunen maximale Freiheit bei der Lö-
sungssuche vor Ort gibt. Neue bürokrati-
sche Förderprogramme des Landes lehnen 
wir ab 
 

128.  Gleichzeitig möchten wir 

eine Förderkulisse für Ent-

siegelungsprojekte eröff-

nen, um Städte und Ge-

meinden insbesondere 

auch bei der Umsetzung 

von Hitzeschutzplänen zu 

unterstützen. 

Jede neue "Förderkulisse" erzeug 
einen immensen bürokratischen 
Überbau im Land und in den Kom-
munen. 

Als CDU stärken wir die kommu-
nale Selbstverwaltung (Subsidiari-
tät) und den Schutz des Privatei-
gentums. 

Hitzeschutzmaßnahmen dürfen 
nicht zu wirtschaftsfeindlichen 
Vorgaben für Bauherren Unter-
nehmen und Kommunen führen. 

Keine Berücksichtigung Ursprungsformulierung präg-

nanter. Hinweis auf kommu-

nale Finanzausstattung unnö-

tig.  

Antragsteller: Kreisverband Saalekreis 
Zeilen 2554-2556 ändern in: 
 
Initiativen von mittelständischen Hand-
werksbetrieben, die Reparaturdienstleis-
tungen, Recycling und die Wiederverwer-
tung von Baumaterialien anbieten, wollen 
wir durch Bürokratieabbau und 

129.  Initiativen wie Repair-Ca-

fés, Recyclinghäuser und 

die Wiederverwertung von 

Baumaterialien werden wir 

unterstützen. 

Wir sind die Partei des Mittel-
stands. Reparatur und Recycling 
sind klassische Handwerksleis-
tungen, die wir dadurch fördern, 
dass wir die Betriebe von Bürokra-
tie befreien, Arbeit wieder loh-
nenswert machen und Reparatu-
ren unabhängig von Lebenswelt 
Projekten fördern. 

Keine Berücksichtigung Unterschiedliche Sachver-

halte werden unzulässig ver-

mischt.  
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steuerliche Attraktivität und einen Repara-
turbonus den Rücken stärken. 
 
Antragsteller: Senioren Union Sachsen-
Anhalt 
 
Zeile 2576 ergänzen: 
 
Die Kommunen müssen Ihrer besonderen 
Verantwortung für die Existenz und Funk-
tion der Tierheime gerecht werden.  
 
 
 
 

130.  Tierheime besser unter-

stützen: Die Tierheime leis-

ten wertvolle Arbeit im 

Tierschutz. Wir werden sie 

stärker fördern und dabei 

auch den gestiegenen In-

vestitionsbedarf und Kos-

tendruck berücksichtigen.  

Der Tierschutz ist im Grundgesetz 
als staatliche Aufgabe genannt. 
Viele Kommunen haben die Ver-
antwortung, für die im Sinne des 
Tierschutzes betriebenen Tier-
heime an die örtlichen Tierschutz-
vereine delegiert. Durch die Viel-
falt der Aufgaben sind die Vereine 
mit diesen Aufgaben überfordert 
und haben erhebliche wirtschaft-
liche Probleme. Deshalb müssen 
die Kommunen sich insbesondere 
an der Finanzierung der Tier-
heime im Land entsprechend be-
teiligen. 

 

Keine Berücksichtigung Ursprungsformulierung hier 

ausreichend. Hinweis auf An-

nahme des vorhergehenden 

Antrages der Frauen Union.  

 

Religionsfreiheit und Kirchen 

 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 

Zeilen 2692-2697 ändern in: 

 

Das christliche Menschenbild ist das un-

verrückbare Fundament unserer Werte-

ordnung und unserer freiheitlichen Gesell-

schaft. Kirchen und Klöster als geistige 

und kulturelle Zentren, die Reformation, 

das Wirken jüdischer Gemeinden sowie 

die Aufnahme verfolgter Hugenotten 

131.  Ebenso ist die religiöse 

Vielfalt Sachsen-Anhalts 

ein Teil unserer Geschichte 

und unserer Gegenwart. 

Kirchen und Klöster als 

geistige und kulturelle Zen-

tren, die Reformation, die 

Aufnahme verfolgter Huge-

notten, das Wirken jüdi-

scher Gemeinden und die 

Erfahrung konfessioneller 

Spannungen und Versöh-

nung haben unser Land 

Der Originaltext relativiert die sin-
guläre Bedeutung des christlich-
jüdischen Erbes als Fundament 
unserer Gesellschaft zugunsten 
eines diffusen Vielfaltsbegriffs. 
 

Der Ersatztext positioniert die 
CDU klar christlich-konservative 
Volkspartei, führt den Leitkultur-
Gedanken fort und macht deut-
lich, dass Toleranz gegenüber an-
deren Überzeugungen eine Errun-
genschaft genau dieses spezifi-
schen, abendländischen Erbes ist, 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Ebenso ist die religiöse 

Vielfalt Sachsen-An-

halts ein Teil unserer 

Geschichte und unserer 

Gegenwart. Kirchen und 

Klöster als geistige und 

kulturelle Zentren, die 

Reformation, die Auf-

nahme verfolgter Huge-

notten, das Wirken 
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haben unser Land geformt. Diese histo-

risch gewachsene kulturelle Prägung ist 

die Voraussetzung für das friedliche Zu-

sammenleben in Sachsen-Anhalt auch von 

Menschen ohne religiöse Bindung. Wir be-

kennen uns zu dieser Leitkultur. Wer zu 

uns kommt und hier leben möchte, muss 

unsere auf diesem Erbe beruhende Rechts- 

und Werteordnung uneingeschränkt res-

pektieren. 

 

geformt. Heute ist Sachsen-

Anhalt ein Ort friedlichen 

Zusammenlebens von 

Menschen mit unterschied-

lichen religiösen Überzeu-

gungen – und auch von 

Menschen ohne religiöse 

Bindung. 

an das sich auch Zuwanderer an-
passen müssen. 

jüdischer Gemeinden 

und die Erfahrung kon-

fessioneller Spannun-

gen und Versöhnung 

haben unser Land ge-

formt. Heute ist Sach-

sen-Anhalt ein Ort fried-

lichen Zusammenle-

bens von Menschen mit 

unterschiedlichen reli-

giösen Überzeugungen 

– und auch von Men-

schen ohne religiöse 

Bindung. 

 

Wir bekennen uns zu 

unserer Leitkultur. Wer 

zu uns kommt und hier 

leben möchte, muss un-

sere auf diesem Erbe be-

ruhende Rechts- und 

Werteordnung respek-

tieren. 

 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 

Zeilen 2718-2721 ändern in: 

 

Wir stehen für die uneingeschränkte Glau-

bensfreiheit im Rahmen unserer freiheit-

lich-demokratischen Grundordnung. Das 

Grundgesetz steht für uns ausnahmslos 

über religiösen Geboten. Eine 

132.  Wir stehen für die uneinge-

schränkte Glaubensfrei-

heit, solange nicht zu Hass, 

Unterdrückung und Intole-

ranz gegenüber Anders-

gläubigen aufgestachelt 

wird. Wir werden Initiati-

ven unterstützen, die Be-

gegnung und Dialog ermög-

lichen und das respektvolle 

Der bisherige Text öffnet Tür und 
Tor für die Förderung linker "Dia-
log"-Initiativen aus Steuermitteln 
und bleibt in der Abgrenzung zu 
weich. 
 
Der Änderungsantrag verankert 
das Primat des Grundgesetzes 
über die Religion und stellt klare, 
ordnungspolitisch harte 

Keine Berücksichtigung Ursprungsformulierung reali-

tätsnäher und kürzer. Rechts- 

und Werteordnung durch An-

nahme des vorhergehenden 

Antrages bereits aufgenom-

men.  
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Zusammenarbeit mit dem Staat oder eine 

Förderung unterstützen wir nur bei einem 

unmissverständlichen, aktiven Bekennt-

nis zu unserem Rechtsstaat. Wir lehnen 

eine staatliche Alimentierung von politisch 

motivierten oder extremistischen Struktu-

ren unter dem Deckmantel des interreligi-

ösen Dialogs ab. 

 

Miteinander in religiöser 

Vielfalt stärken. 

Bedingungen für staatliche Ko-
operationen auf. 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 
Zeilen 2756-2759 ändern in: 

 

Wo Religion als Vorwand für Hass, Gewalt, 

die Unterdrückung von Frauen oder die Er-

richtung von Parallelgesellschaften dient, 

endet unsere Toleranz. Wir treten dem po-

litischen Islamismus, Antisemitismus und 

jeglichem Extremismus mit der vollen 

Härte des Rechtsstaates entgegen. Aus 

dem Ausland finanzierte und gesteuerte 

Moscheegemeinden, die unsere Verfas-

sungswerte ablehnen, haben in Sachsen-

Anhalt keinen Platz und müssen konse-

quent geschlossen werden. 

 

 

 

 

 

 

 

133.  Wo Religion als Vorwand 

für Hass, Gewalt oder Aus-

grenzung dient, endet die 

Toleranz. Wir treten antise-

mitischen, islamistischen 

oder religionsfeindlichen 

Strömungen mit aller Ent-

schlossenheit entgegen. 

Der Originaltext benennt den Is-
lamismus nur flüchtig in einer 
Aufzählung. 
 
Angesichts der sicherheits- und 
migrationspolitischen Lage und 
zur Schärfung des bürgerlich-kon-
servativen Profils der CDU sollten, 
die Gefahren des politischen Is-
lams, ausländischer Einfluss-
nahme und von Parallelgesell-
schaften explizit benannt und 
konkrete rechtsstaatliche Konse-
quenzen (Schließung) im Pro-
gramm verankert werden. 

Keine Berücksichtigung Ursprungsformulierung ist 

prägnanter und kürzer. 

Kampf gegen den Islamismus 

bereits aufgegriffen.  

Ausschöpfung der rechts-

staatlichen Mittel im nachste-

henden Antrag aufgegriffen.  
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Antragsteller: Stadtverband Burg, Kreis-
verband Jerichower Land 
 
Zeile 2759-2761 ändern in: 
 
 Wir treten antisemitistischen, islamisti-
schen oder religionsfeindlichen Strömun-
gen mit aller Entschlossenheit und mit al-
len rechtsstattlichen Mitteln entgegen. 
 

134.  Wir treten antisemitischen, 

islamistischen oder religi-

onsfeindlichen Strömun-

gen mit aller Entschlossen-

heit entgegen. 

 

Diese Formulierung verleiht Aus-
druck, um die wehrhafte Demo-
kratie gegen verfassungsfeindli-
che Bestrebungen zu verteidigen 
und dass das Vorgehen auf Geset-
zen basiert und durch Justiz und 
Polizei erfolgt. 

Annahme  

Antragsteller:  EAK Sachsen-Anhalt, CDA 
Sachsen-Anhalt 
 
Ab Zeile 2764 ergänzen:  
 
Wirkungsmöglichkeiten bieten: Migra-
tion, die seit Jahren unser Land erreicht, 
bringt Menschen mit bisher weitgehend 
unbekannten Glaubensformen zu uns. 
Auch diesen Einwohnern wollen wir im 
Rahmen des Grundgesetzes gute Wir-
kungsmöglichkeiten bieten.  
 
Akzeptanz fördern: Wir erwarten von den 
Angehörigen aller Religionen und von al-
len Einwohnern in Sachsen-Anhalt, die 
keiner Religion angehören, dass sie fried-
lich und in gegenseitiger Achtung mitei-
nander umgehen. Soweit es denn möglich 
ist, werden wir das gegenseitige Kennen-
lernen und Achten fördern. Intoleranz 
werden wir entschieden bekämpfen. 
 
 
 
 
 

135.   (Hinweis der Redaktionskommis-
sion: Textpassage aus dem Regie-
rungsprogramm 2021) 
 
Geregelte und zielorientierte Mig-
ration ist zum Wohle einer funkti-
onierenden, wirtschaftlichen Ent-
wicklung Sachsen-Anhalts in vie-
len Bereichen mit Fachkräfteman-
gel etc. notwendig. Unkontrollierte 
Migration, die in den Sozialsyste-
men endet, kann nicht gewünscht 
sein. Asylrecht erfordert stets de-
taillierte Einzelfallprüfung, keine 
Pauschalierung. Einwanderung ist 
immer auch mit religiösen Fragen 
der Menschen verbunden, sowohl 
derjenigen, die nach Sachsen-An-
halt kommen, als auch bei der ein-
heimischen Bevölkerung. Posi-
tive, weiterführende Akzeptanz 
erfordert Respekt. Religionen 
müssen zum positiven Zusam-
menleben beitragen und dürfen 
keinesfalls Spaltung fördern. 

Annahme  
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Die vorgeschlagenen Ergänzun-
gen wurden bereits im Wahlpro-
gramm 2021 positiv aufgenom-
men. 

 

Wissenschaft als Wachstumsmotor 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeilen 2814 bis 2816 ändern in:  
 
Die Hochschulen werden gezielt als Orte 
künftig anzustrebender, exzellenter For-
schung, Innovation, Gründung praxisna-
her Ausbildung und gezielter Nachwuchs-
förderung weiterentwickelt. 
 

136.  Die Hochschulen werden 

gezielt als Orte exzellenter 

Forschung, Innovation, 

Gründung praxisnaher 

Ausbildung und gezielter 

Nachwuchsförderung wei-

terentwickelt. 

Sachsen Anhalt hat erstmalig seit 
2025 eine Exzellenzcluster-Förde-
rung für die Uni Halle erhalten. 
Dies ist ein großer Erfolg. Viele an-
dere Bundesländer haben meh-
rere Clusterförderungen oder Ex-
zellenzuniversitäten und dies 
schon seit vielen Jahren.  Insofern 
haben wir Fortschritte gemacht 
und sollten  aber  die Perspektive 
realistisch aufzeichnen.   
 

Keine Berücksichtigung Bisherige Formulierung präg-

nanter. 

Antragsteller: Frauen Union Sachsen-
Anhalt  
 
Zeile 2874 nachfolgend ergänzen:  
 
Innovationsfreiheit ermöglichen: Im 
Sinne eines künftigen Innovationsfrei-
heitsgesetzes soll in Sachsen-Anhalt die 
Förderbürokratie vereinfacht und sollen 
schnellere Entscheidungen ermöglicht 
werden. Projektmittel in der Forschung 
sollen flexibler bewirtschaftet und die 
Steuerung insgesamt verschlankt werden. 
Darüber hinaus möchten wir Daten leich-
ter für Forschung nutzbar machen. Es sol-
len standardisierte Ausgründungsverträge 

137.   Viele unserer Anliegen für die For-
schungs- und Wissenschaftsland-
schaft in Sachsen-Anhalt werden 
durch ein Innovationsfreiheitsge-
setz adressiert, das sich z. Zt. in 
Vorbereitung befindet. (vermutete 
Verabschiedung Ende 2027). Die 
Vertreter von Innovation, Wissen-
schaft und Forschung haben für 
diesen Prozess dringende Anlie-
gen formuliert, die in dem vorge-
schlagenen Absatz umrissen sind. 
Es wäre sinnvoll, in unserem Re-
gierungsprogramm zu formulie-
ren, dass wir die wichtigsten der 
geforderten 

Annahme  
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an sachsen-anhaltischen Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen eingeführt 
werden und Ausgründungen innerhalb 
von 24 Stunden möglich sein. Außerdem 
unterstützen wir flexiblere Regeln für ge-
meinnützige Forschungseinrichtungen 
und das Wissenschaftsfreiheitsgesetz. 
 

innovationsfördernden Maßnah-
men in unserem Bundesland si-
cher umsetzen werden. 

 

Finanzpolitik mit Verantwortung 

 

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 2884 ändern in:  
 
− Keine Steuererhöhungen nach gegen-
wärtigem Kenntnisstand der Finanzlage 
 

138.  Keine Steuererhöhungen Es ist ehrenwert, dass keine Steu-
ererhöhungen geplant sind. Wer 
garantiert, dass dies durchzuhal-
ten ist in der gegenwärtigen Lage? 
Warum macht man sich mit einer 
Absolutaussage so angreifbar? 

Keine Berücksichtigung Neufassung macht Ur-

sprungsaussage obsolet.  

Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeilen 2888 bis 2889 ändern in:  
 
Sachsen-Anhalt hat das Potenzial, in den 
kommenden zehn Jahren zu einem star-
ken und zukunftsfähigen Bundesland zu 
werden. 
 

139.  Sachsen-Anhalt hat das Po-

tenzial, in den kommenden 

zehn Jahren zu einem der 

stärksten und zukunftsfä-

higsten Länder Deutsch-

lands  zu werden. 

Jeder interessierte Wähler hat die 
Kenntnis, dass wir ein Bundesland 
sind, das in vielen Bereichen vom 
Länderfinanzausgleich sehr stark 
profitiert. Es wäre doch schon ein 
tolles Ziel, wenn es gelänge, als 
Nehmerland die Zuwendungen re-
duzieren zu können. Warum for-
mulieren wir unrealistische Ziele? 
Mehr Ehrlichkeit und „Bodenhaf-
tung“ in der Wortwahl brauchen 
wir, auch im Wahlkampf.     

 

 

 

Keine Berücksichtigung Die bisherige Formulierung 

wurde bewusst klar, ambitio-

niert und politisch zugespitzt 

gewählt. 
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Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 

Zeilen 2921-2923 ändern in: 

 

Die verfassungsrechtliche Schulden-

bremse ist für uns nicht verhandelbar. Un-

ser Anspruch als CDU geht jedoch darüber 

hinaus: Wir wollen die Neuverschuldung 

nicht nur stoppen, sondern die bestehen-

den Schulden systematisch tilgen. Nur ein 

verbindlicher Schuldenabbau entlastet 

kommende Generationen wirklich, sichert 

die finanzielle Souveränität des Landes 

und erarbeitet uns echte Spielräume für 

zukünftige Kernaufgaben. 

 

140.  Die Schuldenbremse bleibt 

für uns ein zentrales Ver-

sprechen an kommende 

Generationen. In den 

nächsten Jahren wollen wir 

die Verschuldung des Lan-

des nicht weiter erhöhen 

und damit finanzielle Spiel-

räume für Zukunftsaufga-

ben schaffen. 

Die bloße Stagnation der Schulden 
weicht das konservative Kernan-
liegen der echten Generationen-
gerechtigkeit auf und ist ein zu 
schwaches Signal.  
 

Ein klares Bekenntnis zur Schul-
dentilgung grenzt die CDU scharf 
und glaubwürdig von der unge-
hemmten Schulden- und Schat-
tenhaushaltspolitik der politi-
schen Linken ab. 

Keine Berücksichtigung Bestehende Formulierung 

prägnanter und für den Zeit-

raum einer Wahlperiode nä-

her an der finanzpolitischen 

Realität.  

Antragsteller: Kreisverband Börde 
 
Zeile 2942 nachfolgend ergänzen:  
 
So soll z.B. der Bestand an institutionellen 

Förderungen auf Zielerreichung, Notwen-

digkeit und finanzielle Tragfähigkeit über-

prüft werden. 

141. 8 Einen modernen Staat 

schaffen: Die Verwaltung 

in Sachsen-Anhalt soll digi-

tal, effizient und bürgernah 

arbeiten. Wir beschleuni-

gen Genehmigungen, auto-

matisieren Verfahren und 

bauen Bürokratie ab. Auf-

gaben und Strukturen wer-

den regelmäßig überprüft. 

Institutionelle Förderungen bin-
den dauerhaft Haushaltsmittel. 
Eine aktuelle Überprüfung stärkt 
die Transparenz, ermöglicht Prio-
ritätensetzungen und trägt zu ei-
ner verantwortungsvollen und 
nachhaltigen Haushaltsführung 
bei. Insbesondere vor dem Hinter-
grund der angespannten Haus-
haltslage muss auch über den 
Wegfall von Förderung diskutiert 
werden. 
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Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 
Zeilen 2949-2953 ändern in: 

 

Ab 2027 werden wir den kommunalen Fi-
nanzausgleich auf Basis des initiierten 

142.  Ab 2027 setzen wir die Er-

gebnisse des durch uns ini-

tiierten Gutachtens zur ge-

rechten Verteilung der Mit-

tel auf die kommunalen 

Ebenen in einem neuen 

Der Originaltext nutzt klassische 

linke Gleichmacherei-Rhetorik 

("gerechte Verteilung", "Aus-

gleich"). 

 

Keine Berücksichtigung Ursprungsformulierung präg-

nanter, Formulierungen im 

Änderungsantrag sind bereits 

geltende Rechtslagen.  
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Gutachtens leistungsgerecht reformieren. 
Neben der Gewährleistung einer angemes-
senen Mindestausstattung fordern wir von 
den Kommunen jedoch auch strikte Haus-
haltsdisziplin und konsequente Eigenver-
antwortung und Konsolidierungsanstren-
gungen ein. 
 

Finanzausgleichsgesetz 

um. Dabei werden wir dem 

Anspruch einer finanziel-

len Mindestausstattung ge-

nügen und strukturelle Fi-

nanzschwäche im Sinne 

gleichwertiger Lebensver-

hältnisse ausgleichen. 

 

Der Ersatztext verankert stattdes-

sen das ordnungspolitische Prin-

zip der Subsidiarität und Eigen-

verantwortung, um zu verhindern, 

dass der Finanzausgleich zu einer 

bloßen Subventionsmaschine 

ohne kommunale Sparanreize 

verkommt. 

Antragsteller: Kreisverband Halle 
(Saale) 
 

Zeilen 2956-2958 ändern in: 

 

Wir vertrauen auf die Innovationskraft der 

Sozialen Marktwirtschaft. Wir sorgen da-

für, dass öffentliche Mittel aus Bundes-, 

EU- und Landesprogrammen primär für 

investitionsfreundliche Rahmenbedin-

gungen und exzellente Infrastruktur ein-

gesetzt werden. Unser Maßstab sind wett-

bewerbsfähige Arbeitsplätze durch unter-

nehmerische Freiheit, nicht durch staatli-

che Lenkung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

143.  "Wir sorgen dafür, dass Mit-

tel aus Bundes-, EU- und 

Landesprogrammen effi-

zient, transparent und ziel-

gerichtet eingesetzt wer-

den. Unser Maßstab sind 

nachhaltige Arbeitsplätze, 

regionale Wertschöpfung 

und langfristige Perspekti-

ven. 

Dem latenten Etatismus im Kapi-
tel muss entgegengewirkt werden. 
Dieser Änderungsantrag erteilt 

den planwirtschaftlichen Tenden-

zen und kleinteiligen Subventi-

onspolitiken von SPD und Grünen 

eine klare Absage und stellt die or-

doliberale Überzeugung der CDU 

in den Mittelpunkt.  

Keine Berücksichti-

gung.  

Ursprungsformulierung präg-

nanter, Formulierungen im 

Änderungsantrag sind bereits 

geltende Rechtslagen. 
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Kulturland Sachsen-Anhalt 

 

Antragsteller: Kreisverband Magdeburg  
 
Zeile 3010-3012 nachfolgend ergänzen:  
 
Wir werden sie strukturell so ausstatten, 
dass sie ihre Erhaltungs-, Bildungs- und 
Vermittlungsaufgaben dauerhaft erfüllen 
können. 
 

144.  Wir werden sie strukturell 

so ausstatten, dass sie ihre 

Bildungs- und Vermitt-

lungsaufgaben dauerhaft 

erfüllen können. 

Dies ist zentrale Aufgabe mehre-
rer Landesstiftungen. 
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Antragsteller: Kreisverband Magdeburg  
 
Zeile 3025 nachfolgend ergänzen:  
 
[…] Stiftungen in Halle (Saale) sowie per-
spektivisch den Magdeburger Dom. 
 

145.  Wir unterstützen die Be-

werbungen für das das 

Pretziener Wehr in Schö-

nebeck (Elbe) und die 

Franckeschen Stiftungen in 

Halle (Saale). 

Diese Entscheidung ist seit lan-
gem überfällig und offenbar auch 
umsetzbar (siehe Naumburger 
Dom). 

Keine Berücksichtigung Programmtext bezieht sich 

auf bereits gestellte laufende 

Anträge.  

Antragsteller: Kreisverband Magdeburg  
 
Zeile 3032-3034 ergänzen:  
 
Wir sichern die Vielfalt regionaler Museen, 
fördern landesweit Schwerpunktsetzun-
gen und unterstützen die Vernetzung un-
tereinander. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

146.  Wir sichern die Vielfalt re-
gionaler Museen, fördern 
Schwerpunktsetzungen 
und unterstützen die  
Vernetzung untereinander. 
 

Die bisherigen Schwerpunkte sind 
sehr ungleich über das Land ver-
teilt. Ziel ist aber das ganze Land. 
So steht es einleitend auch in 
2979-2982. 
 

Annahme  
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Erinnerungskultur stärken 

 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 
Zeilen 3093-3095 ändern in: 

 

Die Aufnahme von Spätaussiedlern als 
deutsche Landsleute in unsere Mitte bleibt 
für uns eine historische und verfassungs-
rechtliche Verpflichtung. 

147.  Die Integration von Spät-
aussiedlern als Deutsche in 
unsere Gesellschaft bleibt 
für uns ein historisch-mo-
ralisches Anliegen. 

Der Begriff "Integration" im Kon-
text von Spätaussiedlern spielt 
dem linken Narrativ des pauscha-
len "Einwanderungslandes" in die 
Karten. 
 
Der Ersatztext stellt klar, dass es 
sich um die Rückkehr von Deut-
schen handelt (verfassungsrecht-
licher Auftrag), und zieht eine not-
wendige, ordnungspolitische 
Trennlinie zur aktuellen, illegalen 
oder wirtschaftlich motivierten 
Migration. 
 

Keine Berücksichtigung Anliegen im Ursprungstext 

ausreichend formuliert. Um-

setzung verfassungsrechtli-

cher Verpflichtungen Rege-

lungsaufgabe des Bundes. 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 

Zeilen 3115-3117 ändern in: 

 

Wir fördern Begegnungsstätten, Initiativen 
und Projekte, die unsere Erinnerungskul-
tur im Sinne einer wehrhaften Demokratie 
stärken und insbesondere die unmissver-
ständliche Aufarbeitung der SED-Diktatur 
in den Fokus rücken. 

148.  Wir fördern Begegnungs-
stätten, Initiativen und Pro-
jekte, die Erinnerungskul-
tur und Integration mitei-
nander verbinden. 

Die Vermischung von Gedenkstät-
tenarbeit mit moderner "Integra-
tion" führt zu einer Zweckent-
fremdung von Mitteln für linke 
und grüne Gesellschaftsprojekte. 
 
Der Fokus der CDU in Sachsen-An-
halt muss zwingend auf der wehr-
haften Demokratie und der konse-
quenten Aufarbeitung des SED-
Unrechts liegen, um Profil gegen-
über den politischen Mitbewer-
bern zu zeigen. 
 
Erinnerungskultur und moderne 
Integration sollten nicht ver-
mischt werden. 
 

Keine Berücksichtigung Verdacht der Zweckentfrem-

dung von Mitteln ist unbe-

gründet. Programmtext soll 

bewusst offen formuliert blei-

ben.  



95 
 

 

Sachsen-Anhalt – Immer eine Reise wert 

 

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
 
Zeilen 3145 bis 3146 ändern in:  
-Sachsen-Anhalt weiter als führendes Kul-
turreiseland und Naturdestination im In- 
und Ausland herausstellen 
- Reisesaison und Aufenthaltsdauer in 
Sachsen-Anhalt verlängern 
- Auf Basis von Kooperationen und Kenn-
zahlen mehr erreichen 
- starke Rollen der sich ergänzenden Lan-
destourismusorganisationen:  

1. Investitions- und Marketingge-
sellschaft Sachsen-Anhalt (IMG) 
als Kompetenzzentrum für Mar-
keting und Digitalisierung stärken 
2. Landestourismusverband 
Sachsen-Anhalt e.V. (LTV) als 
Kompetenzzentrum für Qualität, 
Wissensmanagement und Nach-
haltigkeit 

 

149.  - Aufenthaltsdauer in Sach-
sen-Anhalt verlängern 
 

Konkreter Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

-Sachsen-Anhalt weiter 

als führendes Kulturrei-

seland und Naturregion 

im In- und Ausland her-

ausstellen 

- Reisesaison und Auf-

enthaltsdauer in Sach-

sen-Anhalt verlängern 

- Digitale Buchungs- 

und Informationsange-

bote schaffen und aus-

bauen 

- Auf Basis von Koopera-

tionen und Kennzahlen 

mehr erreichen 

 

Durchbricht den Duktus von 

kurzen ansprechenden 

Schlagsätzen.  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 

 
Zeilen 3148 bis 3154 ändern in:  
Der Tourismus ist in Sachsen-Anhalt eine 
zentrale Querschnittsbranche und weit 
mehr als reine Freizeitwirtschaft. Er ver-
bindet Gastgewerbe, Einzelhandel, 

150.  Kein Bundesland verfügt 
über mehr Denkmale und 
Welterbestätten als Sach-
sen-Anhalt: Sachsen-An-
halt ist Tourismus- und 
Kulturland. Burgen, Kir-
chen, UNESCO-Welterbe-
stätten und lebendige 
Städte prägen unser Land 

Bedeutung des Tourismus sollte 
stärker und konkreter hervorge-
hoben werden. 

Annahme in geänderter 

Fassung:  

 

Kein Bundesland ver-

fügt über mehr Denk-

male und Welterbestät-

ten als Sachsen-Anhalt: 

Sachsen-Anhalt ist 
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Handwerk, Landwirtschaft und Mobilität 
und entfaltet so breite wirtschaftliche Wir-
kung – insbesondere im ländlichen Raum. 
Insgesamt generiert der Tourismus rund 
3,3 Milliarden Euro Umsatz und sichert 
rechnerisch Einkommen für über 70.000 
Erwerbstätige. Seine besondere Stärke 
liegt dabei in den Beschäftigungseffekten 
und seiner starken regionalen Veranke-
rung: Er schafft Arbeitsplätze, stärkt mit-
telständische Strukturen und erhöht die 
wirtschaftliche Eigenständigkeit vieler Re-
gionen. 
 
Zugleich prägt der Tourismus die Identität 
des Landes. Attraktionen wie das Bauhaus 
Dessau, die Luthergedenkstätten in Wit-
tenberg und Eisleben und der National-
park Harz machen Sachsen-Anhalt als Kul-
tur- und Naturreiseziel national wie inter-
national sichtbar und tragen zur Identifi-
kation der Menschen mit ihrer Heimat bei. 
Investitionen in Infrastruktur, Digitalisie-
rung und öffentliche Räume kommen Gäs-
ten wie Einwohnern gleichermaßen zugute 
und steigern die Attraktivität des Standorts 
insgesamt. Gleichzeitig bündelt der Tou-
rismus zentrale Zukunftsthemen wie 
Fachkräftesicherung, Nachhaltigkeit und 
demografischen Wandel. Wer den Touris-
mus stärkt, stärkt damit Wachstum, Le-
bensqualität und Zusammenhalt in ganz 
Sachsen-Anhalt. 
 
 

ebenso wie einzigartige Na-
tur- und Kulturlandschaf-
ten. Der Tourismus verbin-
det wirtschaftliche Ent-
wicklung mit Heimatver-
bundenheit und ist ein 
Schlüsselfaktor für Lebens-
qualität im ländlichen 
Raum. Besonders in struk-
turschwachen Regionen 
kann Tourismus neue wirt-
schaftliche Impulse setzen. 
Wir wollen gezielt Investiti-
onen, Vermarktung und 
Vernetzung fördern. 

Tourismus- und Kultur-

land. Burgen, Kirchen, 

UNESCO-Welterbestät-

ten und lebendige 

Städte prägen unser 

Land ebenso wie einzig-

artige Natur- und Kul-

turlandschaften. Der 

Tourismus verbindet 

wirtschaftliche Ent-

wicklung mit Heimat-

verbundenheit und ist 

ein Schlüsselfaktor für 

Lebensqualität im länd-

lichen Raum.  Er ist eine 

zentrale Querschnitts-

branche und weit mehr 

als reine Freizeitwirt-

schaft. Er verbindet 

Gastgewerbe, Einzel-

handel, Handwerk, 

Landwirtschaft und Mo-

bilität und entfaltet so 

breite wirtschaftliche 

Wirkung. Er schafft Ar-

beitsplätze, stärkt mit-

telständische Struktu-

ren und erhöht die wirt-

schaftliche Eigenstän-

digkeit vieler Regionen. 
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Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 3174 nachfolgend ergänzen:  
Wir werden Sachsen-Anhalt als weltoffe-
nes und gastfreundliches Reiseland stär-
ken, in dem Menschen aus aller Welt 
ebenso wie aus allen Teilen unseres Lan-
des willkommen sind und ein respektvol-
les, offenes Miteinander selbstverständlich 
ist. 
 

151.   Tourismus steht für Weltoffenheit 
und positives Menschenbild. Das 
sollte betont werden. 
 

Keine Berücksichtigung Kapitel hat Stärkung des Tou-

rismus als Wirtschaftsfaktor 

als zentrales Thema. Unnötige 

Vermischung mit den Themen 

Menschenbild und offenes 

Miteinander.  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeilen 3177 bis 3181 ändern in:  
 
Wir definieren Tourismus als Wirtschafts-
politik. Tourismus stärkt regionale Wert-
schöpfung statt staatlicher Transferabhän-
gigkeit. 
 

152.  Nachhaltige Naturerleb-
nisangebote und themati-
sche Routen sollen dabei 
stärker berücksichtigt wer-
den. Wir werden mit einer 
„Straße Anhalt“ die Lande-
sidentität 
stärken. Sie soll, ähnlich 
wie die „Straße der Roma-
nik“, Orte, Bauwerke und 
Kulturerlebnisse miteinan-
der verbinden und die Be-
sonderheiten Anhalts sicht-
bar machen. 
 

Als ersten Punkt ergänzen nach „ 
Die Tourismusstrategie des Lan-
des Sachsen-Anhalt fortschrei-
ben:“ 
Bisherige Formulierung streichen 
Das wäre wenn dann ein Ergebnis 
der Fortschreibung des Master-
plans 

Keine Berücksichtigung Neue Formulierung wiederho-

lend. Fokus liegt auf dem 

Thema der Naturerlebnisan-

gebote sowie der neuen 

„Straße Anhalt“. 

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeilen 3182 bis 3183 nachfolgend än-
dern:  
 
Ob Radwege, ÖPNV zu touristischen Hot-
spots, digitale Infrastruktur und Besucher-
lenkungssystem wir wollen erreichen, dass 

153.  Ob Wanderwege, Radwege-
netze, historische Alleen 
oder touristische Ser-
viceeinrichtungen, wir wol-
len erreichen, dass Gäste 
Sachsen-Anhalt bequem, 
barrierearm und sicher er-
leben können. 

Entsprechend ersetzen.  Annahme  
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Gäste Sachsen-Anhalt bequem, barriere-
arm und sicher erleben können. 
 
Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeilen 3192 bis 3193 nachfolgend än-
dern:  
Wir wollen die Landestourismusorganisa-
tionen IMG und LTV […] 
 

154.  Wir wollen die Landesmar-
ketingorganisation (LTV) 
organisatorisch und finan-
ziell stärken, Doppelstruk-
turen abbauen und die Zu-
sammenarbeit zwischen 
LTV, Investitions- und Mar-
ketinggesellschaft (IMG) 
und den Destinationen wei-
ter vertiefen.  
 

Formale Richtigstellung Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 3194 streichen: 
 
[…] Doppelstrukturen abbauen […] 
 

155.  Wir wollen die Landesmar-
ketingorganisation (LTV) 
organisatorisch und finan-
ziell stärken, Doppelstruk-
turen abbauen und die Zu-
sammenarbeit zwischen 
LTV, Investitions- und Mar-
ketinggesellschaft (IMG) 
und den Destinationen wei-
ter vertiefen.  
 

Streichen: dazu gab es in den letz-
ten Jahren einen umfangreichen 
Strukturentwicklungsprozess, der 
im Ergebnis die Strukturen für 
tragfähig erachtet. 

Annahme  

Antragsteller: Stadtverband Schö-
nebeck, Kreisverband Salzland 
 
Zeile 3198 nachfolgend ergänzen: 
 
Wir werden die Marke des Reiselandes 
Sachsen-Anhalt im In- und Ausland klar 
schärfen und das Land konsequent als Kul-
turreiseland und Naturdestination positio-
nieren. Grundlage ist der Masterplan 2027, 
den wir zielgerichtet weiterentwickeln und 
auf eine stärkere Wahrnehmung im 

156.   
 
 
 
 
 

Abschnitt hinzufügen.  Annahme  
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Wettbewerb der Bundesländer ausrichten. 
Dabei setzen wir auf eine klare Fokussie-
rung statt auf breite Streuung: Unsere Leit-
produkte sind das UNESCO-Welterbe, die 
Straße der Romanik, die Gartenträume, die 
Himmelswege sowie die Naturregionen 
wie der Nationalpark Harz und das Blaue 
Band. Ergänzend werden wir gezielt Reise-
anlässe wie Jubiläen und Themenjahre 
nutzen und unsere Angebote konsequent 
an den Motivlagen der Gäste - von Kultur 
und Geschichte über Naturerlebnis bis hin 
zu Aktiv- und Genussreisen - ausrichten. 
So schaffen wir ein klares touristisches 
Profil mit hoher Wiedererkennbarkeit und 
stärken die Wettbewerbsfähigkeit Sach-
sen-Anhalts nachhaltig. 
 
Antragsteller: Ortsverband Magdeburg 
Süd,  Ortsverband Magdeburg Südost 
 
Zeile 3218 ergänzen: 
 
Touristische Radwege stärker in den 
Blick nehmen: 
Der Elbradweg ist auch wieder 2026 die be-
liebteste touristische Radstrecke Europas. 
Sie verbindet vom Riesengebirge in Tsche-
chien über Sachsen, Sachsen-Anhalt, Nie-
dersachsen, Hamburg die Regionen bis zur 
Nordsee. 
Wir werden die touristische Nutzung wei-
ter stärken, den Austausch mit den ande-
ren Regionen intensivieren und unser 
Bundesland über den sanften Tourismus 
weiter bekannt machen, gastronomische 
Angebote an der Radroute fördern und 

157.   Der Radtourismus ist ein wach-
sender und wirtschaftlich bedeu-
tender Bestandteil des sanften 
Tourismus. Insbesondere der El-
beradweg zeigt eindrucksvoll, wel-
ches Potenzial in hochwertigen, 
durchgängigen und gut vermark-
teten Radwegen steckt. Als eine 
der beliebtesten Radfernrouten 
Europas zieht er jährlich zahlrei-
che nationale und internationale 
Gäste nach Sachsen-Anhalt. 
Diese Gäste sorgen nicht nur für 
zusätzliche Einnahmen im Gast-
gewerbe, sondern stärken auch 
den ländlichen Raum insgesamt – 
von Beherbergungsbetrieben über 
Gastronomie bis hin zu regionalen 
Produzenten und kulturellen 

Annahme  
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touristische Highlights entlang der Route 
intensiv bewerben. 

Einrichtungen. Gleichzeitig steht 
der Radtourismus für eine nach-
haltige und klimafreundliche 
Form des Reisens, die zunehmend 
an Bedeutung gewinnt. 
Um dieses Potenzial noch besser 
zu nutzen, braucht es gezielte In-
vestitionen in Infrastruktur, Qua-
lität und Vermarktung. Dazu zäh-
len gut ausgebaute und sichere 
Wege, eine verlässliche Beschilde-
rung, attraktive Rast- und Service-
angebote sowie eine stärkere digi-
tale Sichtbarkeit. Ebenso ent-
scheidend ist die enge Zusam-
menarbeit mit den angrenzenden 
Regionen entlang der Route, um 
ein durchgängig hochwertiges 
touristisches Erlebnis zu gewähr-
leisten. 
Die gezielte Stärkung touristischer 
Radwege ist daher nicht nur ein 
Beitrag zur Förderung des Touris-
mus, sondern auch zur regionalen 
Wertschöpfung, zur nachhaltigen 
Mobilität und zur positiven Wahr-
nehmung Sachsen-Anhalts als at-
traktives Reiseland. 
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Sachsen-Anhalt in Bund und Europa 

 

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 
Zeilen 3294-3296 ändern in: 

 

Wir wollen eine EU, die sich streng auf ihre 

Kernaufgaben konzentriert, illegale Migra-

tion konsequent unterbindet, die Außen-

grenzen effektiv schützt, die gemeinsame 

Verteidigung stärkt, den Einstieg in eine 

europäische Schulden- und Transferunion 

dauerhaft verhindert und dadurch wirt-

schaftlich wettbewerbsfähig bleibt. 

 

158.  Wir wollen eine EU, die sich 
auf ihre Kernaufgaben kon-
zentriert, Migration steuert, 
Grenzen schützt, gemein-
same Verteidigung stärkt 
und wirtschaftlich wettbe-
werbsfähig bleibt. 

Die bisherige Formulierung zur 
Migration ist zu unpräzise; wir 
müssen illegaler Migration klar 
den Kampf ansagen, nicht sie nur 
"steuern". 
 
Zudem fehlt das historische ord-
nungspolitische Kernanliegen der 
CDU: Die klare Absage an eine eu-
ropäische Schuldenunion. Wer 
wirtschaftlich wettbewerbsfähig 
bleiben will, darf solide Finanzen 
nicht zur Verhandlungsmasse ma-
chen. 
 

Annahme  

Antragsteller: Landesfachausschuss 
„Konservativer Kreis“, Kreisverband 
Saalekreis 
 

Zeilen 3285-3286 ändern in: 

 

Der Austausch stärkt nicht nur die Bildung, 
sondern auch die Bindung an Europa 
durch das Verständnis für unsere gemein-
samen, europäischen christlich-abendlän-
dischen Werte. 

159.  Der Austausch stärkt Bil-
dung, Weltoffenheit und 
Bindung an Europa. 

"Weltoffenheit" ist ein Begriff, der 
von den linken politischen Mitbe-
werbern zunehmend im Sinne ei-
ner woken Identitätspolitik instru-
mentalisiert wird. 
 
Die CDU sollte EU-Bildungspro-
gramme stattdessen strategisch 
mit unseren Werten verknüpfen: 
Dem Fokus auf Exzellenz, Wettbe-
werbsfähigkeit auf dem internati-
onalen Markt und der Pflege unse-
rer gemeinsamen abendländi-
schen Kultur- und Wertegemein-
schaft. 
 

Keine Berücksichtigung Programmtext formuliert kür-

zer und prägnanter.  
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